
Nr. 4 23

Gesetzes-u. Verordnungsblatt
der Evang. Landeskirche in Baden

Ausgegeben Karlsruhe, den 26. Februar 1982

Inhalt:

Seite Seite

Verordnung:
Elfte Verordnung zur Änderung der Ordnung für die 
Kirchliche Zusatzversorgungskasse Baden 23

Bekanntmachung:

Neufassung der Ordnung für die Kirchliche Zusatz­
versorgungskasse Baden (Versorgungsordnung-Vers 0) 30

Verordnung
Elfte Verordnung zur Änderung der Ordnung für die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Baden 

Vom 1. Dezember 1981 .

Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt gemäß §127 
Abs. 2 Buchstabe 1 der Grundordnung der Evange­
lischen Landeskirche in Baden folgende Verordnung:

§1
Die Ordnung für die Kirchliche Zusatzversorgungs­
kasse Baden (Versorgungsordnung) vom 6. Februar 
1968 (GVBI. 1968 S. 42), zuletzt geändert durch die Ver­
ordnung vom 14. Juli 1981 (GVBI. 1981 S. 75), wird wie 
folgt geändert und ergänzt:
1. Die Überschriften im 1. und 2. Teil werden wie folgt 

geändert:
a) „Erster Teil

Aufbau und Verwaltung der Kasse"
b) „Zweiter Teil

Das Versicherungsverhältnis
Abschnitt I
Das Mitgliedsverhältnis
§ 9 Voraussetzungen der Mitgliedschaft
§ 10 Erwerb der Mitgliedschaft
§ 11 Inhalt der Mitgliedschaft
§ 12 Beendigung der Mitgliedschaft“

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige § 1 wird Abs. 1,
b) das Klammerzitat „Zusatzversorgungskasse“ 

wird durch „Kasse” ersetzt,
c) Abs. 1 wird durch folgenden Abs. 2 ergänzt: 

„(2) Die Kasse ist keine im Wettbewerb stehende 
Einrichtung.“

3. In den §§ 2 bis 13 werden die Worte „Zusatzversor­
gungskasse“, „Beteiligte“ und „Beteiligung“ durch 
die Worte „Kasse“, „Mitglied“ und „Mitgliedschaft“ 
ersetzt.

4. § 9 Abs. 2 letzter Halbsatz erhält folgende Fassung: 
„können mit Genehmigung des Evangelischen 
Oberkirchenrats nach Maßgabe der Versorgungs­
ordnung der Kasse beitreten“.

5. § 11 erhält folgende Fassung:
„(1) (gestrichen)
(2) Das Mitgliedsverhältnis ist ein privatrechtliches 
Versicherungsverhältnis zwischen dem Arbeitgeber 
und der Kasse. Sein Inhalt wird durch die Vorschrif­
ten dieser Versorgungsordnung bestimmt.
(3) Das Mitglied ist verpflichtet, der Kasse unent­
geltlich über alle Umstände und Verhältnisse Aus­
kunft zu erteilen, die für den Vollzug der Vorschriften 
dieser Versorgungsordnung von Bedeutung sind. Es 
ist insbesondere verpflichtet,
a) der Kasse eine örtliche Prüfung der Vorausset­

zungen für die Versicherungspflicht sowie der 
Entrichtung der Umlagen und der für die Zeit vor 
dem 1. Januar 1978 zu entrichtenden Pflichtbei­
träge zu ermöglichen und

b) dem Versicherten nach Ablauf jedes Kalender­
jahres sowie beim Ende der Versicherung einen 
Nachweis über das zusatzversorgungspflichtige 
Entgelt, die gezahlten Erhöhungsbeträge und die 
Umlagemonate nach dem jeweiligen Formblatt 
der Kasse auszuhändigen.

(4 ) Nach Ablauf jedes Kalenderjahres hat das Mit­
glied der Kasse ein Jahresverzeichnis für jeden 
Pflichtversicherten zu übersenden. Das Jahresver­
zeichnis ist in allen Angaben nach Versicherungs­
abschnitten zu gliedern. Versicherungsabschnitt ist 
jeweils der Zeitraum innerhalb eines Kalender­
jahres, für den
a) ununterbrochen Umlagen entrichtet worden 

sind,
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b) bei bestehender Pflichtversicherung keine Um­
lagen entrichtet worden sind.

Ändert sich die arbeitsvertraglich vereinbarte 
durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit, beginnt ein neuer Versicherungs­
abschnitt. Tritt diese Änderung im Laufe eines 
Kalendermonats ein, beginnt der neue Versiche­
rungsabschnitt mit dem Ersten des folgenden 
Kalendermonats.

10. In § 29 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Bun­
destag” die Worte „im Europäischen Parlament” ein­
gefügt.

11. § 30 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Worten „Ab­

satzes 1” die Worte „Satz 1” eingefügt.
b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Worten „Ab­

satzes 1” die Worte „Satz 1” eingefügt.

(5) In den Fällen des § 34 a Abs. 1 Buchst, a sind für 
jeden Versicherungsabschnitt, für den Umlagen ent­
richtet worden sind,

a)

b)

c)

die für den Pflichtversicherten maßgebende 
tarifliche oder betriebsübliche durchschnittliche 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit,
die arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnitt­
liche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit, so­
weit diese von der Arbeitszeit nach Buchstabe a 
abweicht,
die Zahl der Stunden, für die über die Zahl der 
Stunden nach Buchstabe b hinaus zusatzversor­
gungspflichtiges Entgelt gezahlt worden ist 
(bezahlte Stunden),

12. § 32 Abs. 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Buchstabe a werden nach den Worten „§ 30 

Abs. 1” die Worte „Satz 1” eingefügt.
b) In Buchstabe c werden nach den Worten „mit 

dem” die Worte „in diesen 15 Jahren” eingefügt.

13. § 33 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 werden das Wort „sech­
zig” durch die Zahl „60” und das Wort „sechsund­
dreißig” durch die Zahl „36” ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)

anzugeben. Als bezahlte Stunden gelten bei Bereit­
schaftsdienst, Rufbereitschaft und vergleichbaren 
Diensten die Stunden, die zum Zwecke der Entgelt­
berechnung als Arbeitszeit gewertet werden. Als be­
zahlte Stunden gelten auch die Stunden, für die 
nach § 62 Abs. 7 Satz 4 oder 7 oder aufgrund gesetz­
licher Vorschriften Umlagen abgeführt worden sind, 
ohne daß zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ge­
zahlt worden ist.

(6) Die Vordrucke zur Abrechnung der Umlagen und 
Erhöhungsbeträge müssen der Kasse spätestens 
sechs Wochen nach ihrer Übersendung an das Mit­
glied ausgefüllt zugehen. Die Kasse kann diese Frist 
im Einzelfall verlängern. Für jeden Tag, um den die 
Frist überschritten wird, kann die Kasse einen Be­
trag von 50,— DM von dem Mitglied fordern“.

6. § 12 Abs. 1 Buchst, a erhält folgende Fassung: 
„wenn das Mitglied aufgelöst oder in eine andere 
juristische Person überführt wird,”

bb)

CC)

In Satz 1 werden die Worte „Absatz 2 Buchst, 
a” durch die Worte „Absatz 2 Satz 1 Buchst, 
a” und die Worte „Absatz 2 Buchst, a, bb” 
durch die Worte „Absatz 2 Satz 1 Buchst, a 
Doppelbuchst, bb” ersetzt.

In Satz 3 werden die Worte „Absatz 2 
Buchst, a, aa” durch die Worte „Absatz 2 
Satz 1 Buchst, a Doppelbuchst, aa” ersetzt.

In Satz 6 werden die Worte „Absatz 2 
Buchst, b” durch die Worte „Absatz 2 Satz 1 
Buchst, b und Satz 2” ersetzt.

14. § 34 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Rentenver­
sicherung” die Worte „im Zeitpunkt des Beginns 
der Versorgungsrente (§ 52)” eingefügt.

b) In Absatz 6 werden die Worte „§ 47 Abs. 2 zu er­
höhen oder zu vermindern” durch die Worte 
„§ 47 Abs. 3 anzupassen” ersetzt.

7. In § 13 Abs. 1 Satz 4 werden
a) die Worte „auf der Grundlage der versicherungs­

mathematischen Regeln” durch die Worte „nach 
versicherungsmathematischen Grundsätzen” 
und

b) die Worte „5 v. H.” durch die Worte „5,5 v. H.” 
ersetzt.

8. In § 26 Satz 1 Buchst, e werden die Worte „der zur Er­
stattung aller Beiträge führt” durch die Worte „der 
zum Erlöschen der Rechte aus allen Versicherungs­
zeiten führt (§ 66 Abs. 3 Satz 4)” ersetzt.

9. In § 28 Abs. 7 Satz 2 werden nach den Worten „§30 
Abs. 1” die Worte „Satz 1” eingefügt.

15. Es wird folgender § 34 a eingefügt:

„ § 34 a

Sonderregelung für Versorgungsrentenberechtigte, 
die als Pflichtversicherte teilzeitbeschäftigt 

gewesen sind

(1) 1st
a) mit dem Pflichtversicherten für Zeiten nach dem 

31. Dezember 1981 arbeitsvertraglich eine durch­
schnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeits­
zeit vereinbart gewesen, die weniger als die 
durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit eines 
entsprechenden Vollbeschäftigten betragen 
hat; oder
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b) der Pflichtversicherte nach dem 31. März 1979 
nach § 20 des Tarifvertrages über die Regelung 
der Rechtsverhältnisse der nicht vollbeschäftig­
ten Fleischbeschautierärzte, Fleischbeschauer 
und Trichinenschauer in öffentlichen Schlacht­
höfen und in Einfuhruntersuchungsstellen 
pflichtversichert gewesen,

ist die Gesamtversorgung mit den sich aus den Ab­
sätzen 2 bis 4 ergebenden Maßgaben zu errechnen.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchst, a wird für jeden 
Versicherungsabschnitt (§ 11 Abs. 4) der Quotient fest­
gestellt, der dem Verhältnis entspricht, in dem die An­
zahl der im Versicherungsabschnitt arbeitsvertraglich 
vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits­
stunden zuzüglich der im Versicherungsabschnitt über 
die arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittliche re­
gelmäßige Arbeitszeit hinaus bezahlten Stunden (§ 11 
Abs. 5) zu der Anzahl der regelmäßigen Arbeitsstunden 
eines entsprechenden Vollbeschäftigten im Versiche­
rungsabschnitt gestanden hat (Beschäftigungsquo­
tient). Der Beschäftigungsquotient ist höchstens mit 1 
zu berücksichtigen. Aus den Beschäftigungsquotienten 
der einzelnen Versicherungsabschnitte wird der 
Gesamtbeschäftigungsquotient gebildet. Für die Be­
rechnung des Gesamtbeschäftigungsquotienten sind 
die einzelnen Beschäftigungsquotienten mit der Anzahl 
der auf den jeweiligen Versicherungsabschnitt entfal­
lenden Umlagemonate zu multiplizieren. Die Einzeler­
gebnisse sind zu addieren, und die Summe ist durch die 
Gesamtzahl der Umlagemonate zu teilen. Die Beschäf­
tigungsquotienten sind gemeinüblich auf zwei Stellen 
nach dem Komma zu runden. In den Fällen des Absat­
zes 1 Buchst, b ist für die Ermittlung des Beschäfti­
gungsquotienten das zusatzversorgungspflichtige Ent­
gelt eines jeden Kalenderjahres durch die für den 
Pflichtversicherten am 31. Dezember dieses Kalender­
jahres maßgebende Stundenvergütung zu teilen. Endet 
die Pflichtversicherung im Laufe eines Kalenderjahres, 
ist die Stundenvergütung, die am 31. Dezember des Vor­
jahres maßgebend gewesen ist, zugrunde zu legen. Für 
die sich ergebende Zahl ist das Verhältnis zu ermitteln, 
in dem sie zu der Zahl 2088 steht. Die Sätze 2 bis 6 gel­
ten entsprechend.

(3) Für die Anwendung des § 34 Abs. 1, 2 oder 6 ist das 
zusatzversorgungspflichtige Entgelt der Versiche­
rungsabschnitte, in denen der Beschäftigungsquotient 
weniger als 1 betragen hat, auf 1 hochzurechnen. In den 
Fällen des Absatzes 1 Buchst, b ist für die Anwendung 
des § 34 Abs. 1 das zusatzversorgungspflichtige Entgelt 
eines jeden der maßgebenden drei Kalenderjahre ent­
sprechend dem für dieses Kalenderjahr festgestellten 
Beschäftigungsquotienten auf 1 hochzurechnen. Für 
die Anwendung des § 34 Abs. 3 und 4 ist von dem hoch­
gerechneten zusatzversorgungspflichtigen Entgelt 
auszugehen.

(4) Die unter Berücksichtigung des Absatzes 3 errech­
nete Gesamtversorgung wird entsprechend dem Ge­
samtbeschäftigungsquotienten herabgesetzt. Die Her­
absetzung der Gesamtversorgung unterbleibt, wenn 
die gesamtversorgungsfähige Zeit auch dann minde­
stens noch 420 Monate beträgt, wenn sie entsprechend 
dem Gesamtbeschäftigungsquotienten gekürzt wird.”

16. § 35a Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert:

a) die Worte „in dem für den Eintritt des Versiche­
rungsfalles maßgebenden Zeitpunkt die Versor­
gungsrente begonnen hätte" werden durch die 
Worte „die Versorgungsrente am Ersten des fol­
genden Kalendermonats begonnen hätte” er­
setzt.

b) Der Punkt wird durch einen Strichpunkt ersetzt 
und es wird folgender Satzteil angefügt:
„§34 a gilt nicht”

17. In § 38 Abs. 4 werden die Worte „als Kinder” gestri­
chen.

18. § 40 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach den Worten „37 
Abs. 1" die Worte „Buchst, b und c” eingefügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe c erhält folgende Fassung:

„c) 60 v. H. der Bezüge im Sinne des § 31 
Abs. 2 Buchst, c, die der Berechnung der 
Versorgungsrente des verstorbenen
Versorgungsrentenberechtigten im
Zeitpunkt seines Todes zugrunde gele­
gen haben oder in dem Monat zugrunde 
zu legen gewesen wären, in dem die Ver­
sorgungsrente der Witwe beginnt, bzw. 
der Bezüge, die der Berechnung der Ver­
sorgungsrente des verstorbenen Pflicht­
versicherten zugrunde zu legen gewe­
sen wären, wenn für ihn im Zeitpunkt sei­
nes Todes der Versicherungsfall der 
Erwerbsunfähigkeit eingetreten wäre,”

bb) Buchstabe d erhält folgende Fassung:

„d) 60 v.H. der Bezüge im Sinne des § 31 
Abs. 2 Buchst, d, die der Berechnung 
der Versorgungsrente des verstorbe­
nen Versorgungsrentenberechtigten 
im Zeitpunkt seines Todes zugrunde 
gelegen haben oder in dem Monat zu­
grunde zu legen gewesen wären, in 
dem die Versorgungsrente der Witwe 
beginnt, bzw. der Bezüge, die der Be­
rechnung der Versorgungsrente des 
verstorbenen Pflichtversicherten zu­
grunde zu legen gewesen wären, wenn 
für ihn im Zeitpunkt seines Todes der 
Versicherungsfall der Erwerbsunfähig­
keit eingetreten wäre,“

c) In Absatz 4 Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und es wird folgender Halb­
satz angefügt:
„dabei sind als gesamtversorgungsfähige Zeit 
im Sinne des § 33 Abs. 2 Satz 1 Buchst, a Dop­
pelbuchst. aa die Monate zu berücksichtigen, 
die der Ermittlung der Witwenrente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung zugrunde lie­
gen“.
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19. § 41 Abs. 5 wird wie folgt geändert:
a) Buchstabe c erhält folgende Fassung:

„c) bei einer Halbwaise 12 v.H., bei einer Vollwai­
se 20 v.H. der Bezüge im Sinne des § 31 
Abs. 2 Buchst, c, die der Berechnung der 
Versorgungsrente des verstorbenen Ver­
sorgungsrentenberechtigten im Zeitpunkt 
seines Todes zugrunde gelegen haben oder 
in dem Monat zugrunde zu legen gewesen 
wären, in dem die Versorgungsrente der 
Waisen beginnt, bzw. der Bezüge, die der 
Berechnung der Versorgungsrente des ver­
storbenen Pflichtversicherten zugrunde zu 
legen gewesen wären, wenn für ihn im Zeit­
punkt seines Todes der Versicherungsfall 
der Erwerbsunfähigkeit eingetreten wäre,”

b) Buchstabe d erhält folgende Fassung:
„d) bei einer Halbwaise 12 v.H., bei einer Vollwai­

se 20 v.H. der Bezüge im Sinne des § 31 Abs. 
2 Buchst, d, die der Berechnung der Versor­
gungsrente des verstorbenen Versorgungs­
rentenberechtigten im Zeitpunkt seines To­
des zugrunde gelegen haben oder in dem 
Monat zugrunde zu legen gewesen wären, 
in dem die Versorgungsrente der Waisen 
beginnt, bzw. der Bezüge, die der Berech­
nung der Versorgungsrente des verstorbe­
nen Pflichtversicherten zugrunde zu legen 
gewesen wären, wenn für ihn im Zeitpunkt 
seines Todes der Versicherungsfall der 
Erwerbsunfähigkeit eingetreten wäre.”

20. § 46a wird wie folgt geändert:

a)

b)

c)

d)

e)

In Absatz 1 Satz 1 Buchst, h werden die Worte 
„Erhöhung oder Verminderung nach § 47 Abs. 
2” durch die Worte „Anpassung nach § 47 Abs. 1 
Satz 1“ ersetzt.
In Absatz 4 Satz 1 und Satz 2 werden die Worte 
„§ 47 Abs. 2 erhöhte oder verminderte“ durch 
die Worte „§ 47 Abs. 3 angepaßte“ ersetzt.
Dem Absatz 6 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Die Bezüge im Sinne des § 31 Abs. 2 Buchst, c 
und d, § 40 Abs. 3 Buchst, c und d und § 41 Abs. 
5 Buchst, c und d sind in der Höhe zu berück­
sichtigen, in der sie in dem Monat berücksich­
tigt worden sind oder zu berücksichtigen gewe­
sen wären, in dem die neuberechnete Versor­
gungsrente beginnt.”
In Absatz 7 Satz 1 werden die Worte „§ 47 Abs. 2 
erhöhten oder verminderten" durch die Worte 
„§ 47 Abs. 3 angepaßten“ ersetzt.
Absatz 8 erhält folgende Fassung:
„(8) Die sich aus der Neuberechnung nach den 
Absätzen 1 bis 7 ergebenden Beträge sind von 
dem sich aus § 52 Abs. 3 ergebenden Zeitpunkt 
an
a) Gesamtversorgung,
b) zu berücksichtigende Bezüge nach § 31 

Abs. 2, § 40 Abs. 3 und § 41 Abs. 5,

c) Versorgungsrente und
d) gesamtversorgungsfähiges Entgelt 
im Sinne dieser Satzung.“

21. § 47 erhält folgende Fassung:

„§ 47
Anpassung der Versorgungsrente

(1) Werden nach dem Tag des Beginns der Versor­
gungsrente (§ 52) die Bezüge der Versorgungs­
empfänger des Bundes, deren Bezügen ein Orts­
zuschlag nicht zugrunde liegt, infolge von Verände­
rungen der wirtschaftlichen Verhältnisse allgemein 
erhöht oder vermindert, wird die Gesamtversor­
gung zu demselben Zeitpunkt und im gleichen 
Ausmaß angepaßt. Die Versorgungsrente ist unter 
Zugrundelegung der nach Satz 1 angepaßten Ge­
samtversorgung neu zu errechnen.
(2) Werden nach dem Tag des Beginns der Versor­
gungsrente (§ 52) die Renten und Altersruhegelder 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung einer 
Veränderung der allgemeinen Bemessungsgrund­
lage angepaßt, sind die nach §31 Abs. 2,§40 Abs.3 
und § 41 Abs. 5 berücksichtigten Bezüge zu dem­
selben Zeitpunkt unter Anwendung des Anpas­
sungsfaktors des jeweiligen Rentenanpassungs­
gesetzes anzupassen. Die Versorgungsrente ist 
unter Zugrundelegung der zu diesem Zeitpunkt 
maßgebenden Gesamtversorgung neu zu errech­
nen.
(3) Das der Berechnung der Gesamtversorgung 
zugrunde liegende gesamtversorgungsfähige Ent­
gelt ist entsprechend Absatz 1 Satz 1 anzupassen.
(4) Für die sich nach Absatz 1 bis 3 ergebenden Be­
träge gilt § 46 a Abs. 8 entsprechend.”

22. § 49 wird wie folgt neu gefaßt:

„§49
Sterbegeld

(1) Stirbt ein Versorgungsrentenberechtigter nach 
dem Ende des Arbeitsverhältnisses, das bei Eintritt 
des Versicherungsfalles bestanden hat, erhalten

a) der überlebende Ehegatte,
b) die leiblichen Abkömmlinge,
c) die von ihm angenommenen Kinder

Sterbegeld.
Sind nach Satz 1 Anspruchsberechtigte nicht vor­
handen, erhalten Verwandte der aufsteigenden Li­
nie, Geschwister, Geschwisterkinder sowie Stief­
kinder Sterbegeld, wenn sie zur Zeit des Todes des 
Versorgungsrentenberechtigten mit diesem in 
häuslicher Gemeinschaft gelebt haben oder wenn 
der Verstorbene ganz oder überwiegend ihr Ernäh­
rer gewesen ist.
(2) Stirbt der Ehegatte eines Versorgungsrenten­
berechtigten, der mit ihm in häuslicher Gemein­
schaft gelebt hat, erhält der Versorgungsrentenbe­
rechtigte Sterbegeld, wenn sein Arbeitsverhältnis,
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das bei Eintritt des Versicherungsfalles bestanden 
hat, im Zeitpunkt des Todes des Ehegatten been­
det war.
(3) Stirbt eine versorgungsrentenberechtigte Wit­
we (§ 36 Abs. 1 Satz 1), erhalten die in Absatz 1 Satz 1 
genannten Kinder Sterbegeld, wenn sie zur Zeit 
des Todes mit der Verstorbenen in häuslicher Ge­
meinschaft gelebt haben.
(4) Als Sterbegeld wird
a) beim Tode eines Versorgungsrentenberechtig­

ten und beim Tode des Ehegatten eines Versor­
gungsrentenberechtigten ein Betrag in Höhe 
der im Zeitpunkt des Todes maßgebenden Ge­
samtversorgung,

b) beim Tode einer versorgungsrentenberechtig­
ten Witwe ein Betrag in Höhe der Gesamtver­
sorgung des Verstorbenen, die im Zeitpunkt 
des Todes der Witwe der Berechnung der Ge­
samtversorgung der Witwe zugrunde gelegen 
hat,

gezahlt, höchstens jedoch 3.000,— DM.
(5) Sind beim Tode des Versorgungsrentenbe­
rechtigten oder der versorgungsrentenberechtig­
ten Witwe Anspruchsberechtigte im Sinne des Ab­
satzes 1 nicht vorhanden, werden natürlichen Per­
sonen, die die Bestattungskosten im Sinne des § 
1968 BGB getragen haben, diese Aufwendungen 
bis zur Höhe des Sterbegeldes ersetzt. Sterbegel­
der aus einer Kranken- oder Sterbegeldversiche­
rung des Verstorbenen sind von den tatsächlichen 
Bestattungskosten abzuziehen, auch wenn sie 
zum Nachlaß gehören. Im übrigen bleibt der Nach­
laß unberücksichtigt.
(6) Auf das Sterbegeld ist ein von einem Arbeitge­
ber im Sinne des § 55 Abs. 5 gezahltes Sterbegeld 
anzurechnen.
(7) Die Zahlung an einen der Berechtigten befreit 
die Kasse gegenüber allen Berechtigten.
(8) Wer den Tod des Versorgungsrentenberech­
tigten, seines Ehegatten oder der versorgungsren­
tenberechtigten Witwe vorsätzlich herbeigeführt 
hat, hat keinen Anspruch nach den Absätzen 1 bis 
5.”

23. § 50 Abs. 6 erhält folgende Fassung:
„(6) Die nach Absatz 2 oder 4 abgefundene Versi­
cherungsrente für Hinterbliebene gilt für die An­
wendung des § 45 Abs. 2 nicht als abgefunden. Die ! 
nach Absatz 1 abgefundene Versorgungsrente 
oder Versicherungsrente für Witwen gilt für die An­
wendung des § 42 Abs. 3 oder des § 45 Abs. 2 für 
die auf den Monat der Wiederverheiratung folgen­
den 24 Kalendermonate nicht als abgefunden.”

24.

25.

In § 52 Abs. 1 Satz 1 Buchst, b und c werden jeweils 
nach den Worten „Abs. 1“ die Worte „Satz 1“ einge­
fügt.

In § 53 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte, „auch wenn 
sie zur Zeit des Todes nicht zur häuslichen Gemein­
schaft des Verstorbenen gehört haben,” gestri­
chen.

26. In § 55 Abs. 2 wird Satz 3 gestrichen.

27. In § 57 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte
„- soweit es sich nicht um Änderungen aufgrund 
der Rentenanpassungsgesetze oder um allgemei­
ne Änderungen aufgrund anderer gesetzlicher Vor­
schriften handelt -“ gestrichen.

28. § 62 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt geändert:

a1)

a2)

a3)

Buchstabe b erhält folgende Fas­
sung:
„b) Bestandteile des Arbeitsentgelts, 

die auf einer Verweisung auf 
beamtenrechtliche Vorschriften 
beruhen, soweit die beamten­
rechtlichen Bezüge nicht ruhe­
gehaltfähig sind (mit Ausnahme 
des nicht ruhegehaltfähigen Teils 
des Ortszuschlags sowie des So­
zialzuschlags), sowie Bestandteile 
des Arbeitsentgelts, die durch Ta­
rifvertrag, Betriebsvereinbarung 
oder Arbeitsvertrag ausdrücklich 
als nich zusatzversorgungspflich-
tig (gesamtversorgungsfähig)
bezeichnet sind,”

In Buchstabe r wird der Punkt durch 
ein Komma ersetzt.
Es wird folgender Buchstabe s ange­
fügt:
„s) Aufwandsentschädigungen; Ent­

gelte aus Nebentätigkeiten; Tan­
tiemen, Provisionen, Abschlußprä­
mien und entsprechende Leistun­
gen; einmalige und sonstige nicht 
laufend monatlich gezahlte über- 
oder außertarifliche Leistungen 
oder vergleichbare Leistungen in 
nicht tarifunterworfenen Arbeits­
verhältnissen.”

bb) Die Sätze 7 und 8 werden durch folgende 
Sätze ersetzt:
„Für Pflichtversicherte, die zur Übernahme 
von Aufgaben der Entwicklungshilfe im 
Sinne des § 1 Entwicklungshelfergesetz 
vom 18. Juni 1969 in der jeweils geltenden 
Fassung ohne Arbeitsentgelt beurlaubt 
sind, sind vom Mitglied für die Zeit der 
Beurlaubung Umlagen an die Kasse abzu­
führen, wenn der Träger der Entwicklungs­
hilfe die Umlagen erstattet. Für die Bemes­
sung der Umlage gilt als zusatzversor­
gungspflichtiges Entgelt das Entgelt, von 
dem nach § 1385 Abs. 3 Buchst, e RVO, § 
112 Abs. 3 Buchst, e AVG die Beiträge für 
die gesetzliche Rentenversicherung zu 
berechnen sind.“
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29.

30.

31.

b) Absatz 10 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird gestrichen. Die Sätze 2 bis 6 

werden Sätze 1 bis 5.
bb) In Satz 5 werden die Worte „2 bis 5“ durch 

die Worte „1 bis 4“ ersetzt.
c) Absatz 11 wird gestrichen.

§ 64 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 wird der Punkt durch einen Strichpunkt 

ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
„sie müssen bis zum 15. Tag des vierten Kalen­
dermonats nach Beendigung des Arbeitsver­
hältnisses bei der Kasse eingegangen sein.”

b) In Satz 3 werden die Worte „2 und“ gestrichen.

§ 64 a wird wie folgt geändert:
a)

b)

c)

In der Überschrift werden die Worte „des Deut­
schen Bundestages oder eines Landesparla­
ments“ durch die Worte „eines Parlaments“ er­
setzt.
Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für ehemalige 
Mitglieder des Europäischen Parlaments sowie 
für ehemalige Mitglieder des Parlaments eines 
Landes, deren Rechte und Pflichten aus dem 
Arbeitsverhältnis in vollem Umfang ruhen, ent­
sprechend, wenn das Gesetz über die Rechts­
verhältnisse der Mitglieder dieses Parlaments 
eine Versorgungsabfindung im Sinne des § 23 
Abs. 1 des Abgeordnetengesetzes vorsieht.“
Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Mitglieder eines Parlaments, deren Rechte 
und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis nicht in 
vollem Umfange ruhen, deren arbeitsvertrag­
lich vereinbarte durchschnittliche regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit aufgrund der Ab­
geordnetentätigkeit jedoch unter der regelmä­
ßigen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbe­
schäftigten (mindestens 40 Stunden wöchent­
lich) liegt, sind bei Anwendung der Satzung so 
zu behandeln, als ob ihre Rechte und Pflichten 
aus dem Arbeitsverhältnis in vollem Umfange 
ruhten. § 29 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Bei 
der entsprechenden Anwendung der Absätze 1 
und 2 hat das ehemalige Mitglied eines Parla­
ments für den Unterschiedsbetrag zwischen 
dem in der gesetzlichen Rentenversicherung 
der Beitragsbemessung zugrundeliegenden 
Entgelt und dem Entgelt, für das Umlagen bzw. 
Pflichtbeiträge nachentrichtet werden, Erhö­
hungsbeträge zu entrichten.“

§ 66 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „auch wenn 

sie zur Zeit des Todes des Versicherten nicht zu 
seiner häuslichen Gemeinschaft gehört hat­
ten“ gestrichen.

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Worte „§ 49 Abs. 
3“ durch die Worte „§ 49 Abs. 5“ ersetzt.

32.

33.

34.

35.

36.

37.

38.

§ 67 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Buchst, a 

und b“ durch die Worte „und Arbeitgeberanteile 
an den Erhöhungsbeträgen“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte „und für die Zeit 
nach dem 31.12.1977 entrichtete Erhöhungs­
beträge“ gestrichen.

§ 69 Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung:
„Im übrigen regelt die Kasse die Anlegung des Ver­
mögens durch Richtlinien.”

§ 71 wird wie folgt geändert:
a)

b)

c)

In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „drei“ durch das 
Wort „fünf“ ersetzt.
In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Worten 
„versicherungsmathematischen Grundsätzen“ 
die Worte „unter Zugrundelegung eines Zins­
satzes von 5,5 v.H.“ eingefügt.
In Absatz 3 werden die Worte „die Bewertung 
der Vermögensanlagen und für“ gestrichen.

In § 73 Abs. 2 Satz 2 werden das Komma und die 
Worte „und zwar auch dann, wenn sie zur Zeit des 
Todes nicht zur häuslichen Gemeinschaft des Ver­
storbenen gehört haben“ gestrichen.

§ 87 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden nach dem Wort „wenn“ die 

Worte „die Pflichtversicherung vom 1. Januar 
1967 bis zum Eintritt des Versicherungsfalles 
ununterbrochen bestanden hat und“ eingefügt.

b) In Satz 4 wird das Zitat „§ 62 Abs. 10 Satz 3 und 
4“ geändert in „§ 62 Abs. 10 Satz 2 und 3.“

Dem § 93 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Satz 1 und 2 gilt nicht für Beiträge, die nach § 
1255 b Abs. 2 RVO oder § 32bAbs. 2 AVG als Bei­
träge der Höherversicherung gelten.“

§ 93a Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Es wird folgender Satz 4 eingefügt:

„Dies gilt nicht für Beiträge, die nach § 1255 b 
Abs. 2 RVO oder § 32 b Abs. 2 AVG als Beiträge 
der Höherversicherung gelten.“

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

§2
Übergangsvorschriften

1. Übergangsvorschrift zu §§ 11, 34 a
(1) Für die Anwendung des § 34 a Abs. 2 sind die Be­
schäftigungsquotienten für die Zeit der Pflichtversi­
cherung vor dem 1. Januar 1982 ausschließlich auf 
der Grundlage der arbeitsvertraglich vereinbarten 
durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Ar­
beitszeit zu ermitteln. Tritt der Versicherungsfall vor 
dem 1. Januar 1985 ein, sind für die Ermittlung der
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Beschäftigungsquotienten auch die bezahlten Stun­
den (§ 11 Abs. 5) in den nach § 34 Abs. 1 oder 6 maß­
gebenden Zeiträumen zugrunde zu legen, auch so­
weit sie vor dem 1. Januar 1982 liegen.
(2) Aufschriftlichen Antrag sind die Versorgungsren­
ten der am 31. Dezember 1981 vorhandenen Versor­
gungsrentenberechtigten und versorgungsrenten­
berechtigten Hinterbliebenen in Anwendung des § 
46 a in Verbindung mit §34 a und Absatz 1 vom 1. Ja­
nuar 1982 an neu zu berechnen, wenn dies zu einer 
höheren Versorgungsrente führt. Satz 1 gilt entspre­
chend für Hinterbliebene eines vor dem 1. Januar 
1983 versterbenden Versorgungsrentenberechtig­
ten, der unter Satz 1 fällt und den Antrag nicht selbst 
gestellt hat. Der Antrag kann nur bis zum 31. Dezem­
ber 1982 gestellt werden.

2. Übergangsvorschrift zu § 47

(1) Vor der erstmaligen Anwendung des § 47 Abs. 2 
in der vom 1. Dezember 1981 an geltenden Fassung 
sind
a) für die nach § 31 Abs. 2 Buchst, a, § 40 Abs. 3 

Buchst, a und § 41 Abs. 5 Buchst, a berücksichtig­
ten Bezüge jeweils die Beträge zu ermitteln, die 
bei einer Neuberechnung zum 31. Dezember 
1981 nach § 46 a Abs. 6 zu berücksichtigen wä­
ren,

b) die Bezüge im Sinne des §31 Abs. 2 Buchst, c und 
d, § 40 Abs. 3 Buchst, c und d und § 41 Abs. 5 
Buchst, c und d nach Maßgabe der nachstehen­
den Tabelle zu erhöhen.
Erstmaliger Beginn der bis 31. 12. 1981 
ununterbrochen zustehenden
Versorgungsrente Anpassungsfaktor

1966 und früher
1967
1968
1969
1970
1971
1972
1973
1974
1975
1976
1977

01-06 1978
07-12 1978

1979
1980
1981

2,9002
2,6840
2,4779
2,3300
2,2085
2,0778
1,8977
1,7042
1,5324
1,3794
1,2427
1,1303
1,0712
1,0816
1,0816
1,0400
1,0000

(2) Die nach Absatz 1 ermittelten Beträge gelten 
für die erstmalige Anwendung des § 47 Abs. 2 als 
die nach § 31 Abs. 2, § 40 Abs. 3 und § 41 Abs. 5 
berücksichtigten Bezüge.
(3) Erreicht bei der erstmaligen Anwendung des 
§ 47 Abs. 2 in der ab 1. Dezember 1981 geltenden 
Fassung die neu errechnete Versorgungsrente 
nicht den Betrag, der am 31. Dezember 1981 als 
Versorgungsrente zugestanden hat, wird die bis­
herige Versorgungsrente als Besitzstandsrente 
weitergezahlt. Die Besitzstandsrente gilt als Ver-

sorgungsrente im Sinne der Satzung, sie nimmt 
jedoch an Erhöhungen nach § 47 Abs. 1 nicht teil. 
Vermindert sich zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Anwendung des §47 Abs. 2 oder zu einem späte­
ren Zeitpunkt nach § 47 Abs. 1 die Gesamtversor­
gung, vermindert sich die Besitzstandsrente um 
denselben Betrag. Die Besitzstandsrente ver­
mindert sich bei jeder Erhöhung der Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung, die nach 
dem 1. Januar 1982 erfolgt, jeweils zum Zeitpunkt 
dieser Erhöhung um ein Fünftel des bei der erst­
maligen Anwendung des § 47 Abs. 2 festgestell­
ten Unterschiedsbetrages zwischen der - gege­
benenfalls zum 1. Januar 1982 nach Satz 3 
gekürzten - Besitzstandsrente und der neuen 
Versorgungsrente. Der Anspruch auf die Besitz­
standsrente erlischt, wenn die nach § 47 Abs. 1 
neu errechnete Versorgungsrente den Betrag 
der Besitzstandsrente erreicht oder wenn ein 
Neuberechnungsfall nach § 46 a eintritt.
(4) Weist der Versorgungsrentenberechtigte 
oder der versorgungsrentenberechtigte Hinter­
bliebene in den Fällen des Absatzes 1 Buchst, a 
nach, daß der von der Kasse ermittelte Betrag 
der Bezüge aus der gesetzlichen Rentenversi­
cherung um mehr als 20,— DM von den Bezügen 
abweicht, die im Falle einer Neuberechnung der 
Versorgungsrente zum 31. Dezember 1981 nach 
§ 46 a Abs. 6 zu berücksichtigen wären, ist die 
Versorgungsrente neu zu errechnen.

§ 3
Änderungen

der §§ 14 bis 96 der Versorgungsordnung
Änderungen der §§ 14-96 der Mustersatzung der Ar­
beitsgemeinschaft der kommunalen Zusatzverso- 
gungskassen werden in der jeweils von deren Mitglie­
derversammlung beschlossenen Fassung in die Verso, 
übernommen. Die Änderungen treten zu dem von der 
Mitgliederversammlung beschlossenen Zeitpunkt in 
Kraft.

§4
Inkrafttreten

Es treten in Kraft:
ä) § 1 Nr. 8 und Nr. 34 Buchst, a mit Wirkung vom

1. Januar 1980,
b) § 1 Nrn. 7, 10, 28 Buchst, a Abschnitt bb, 30, 34 

Buchst, b, 36 Buchst, a, 37 und 38
mit Wirkung vom 1. Januar 1981,

c) § 1 Nrn. 14 Buchst, b, 18 Buchst, bund c, 19, 20, 21, 26 
und 27 § 2 Nr. 2 mit Wirkung vom 1. Dezember 1981,

d) die übrigen Vorschriften am 1. Januar 1982.
Karlsruhe, den 1. Dezember 1981

Evang. Oberkirchenrat
Niens



30 - Nr. 4/1982 -

Bekanntmachung

OKR 1.12. 1981
Az. 21/5451

Neufassung der Ordnung für 
die Kirchliche
Zusatzversorgungskasse 
Baden (Versorgungsordnung
-VersO)

Die Ordnung für die Kirchliche Zusatzversorgungskas­
se Baden wurde durch die Zehnte Änderungsverord­
nung vom 14. Juli 1981 (GVBI. 1981 S. 75) hinsichtlich der 
§§14 bis 91 durch die §§14 bis 96 der Mustersatzung der 
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Zusatzversor­

§1
§2
§3
§4
§5
§6

§7
§8

gungskassen (MS) in der bestehenden Fassung ange- 
paBt. Die Elfte Änderungsverordnung vom 1. Dezember 
1981 enthält unter § 3 die Bestimmung, daß auch die je­
weiligen Änderungen der MS von der Kirchlichen Zu­
satzversorgungskasse Baden wörtlich in der VersO 
übernommen werden. Die Änderungen treten zu dem 
von der Mitgliederversammlung der Arbeitsgemein­
schaft beschlossenen Zeitpunkt in Kraft. Nachstehend 
geben wir die Neufassung der Versorgungsordnung 
nach den Stand vom 1. Dezember 1981 bekannt:

Ordnung 
für die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Baden

(Versorgungsordnung - VersO)
In der Fassung vom 1. Dezember 1981
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Erster Teil 
Aufbau und Verwaltung der Kasse 

§1 
Rechtsnatur und Sitz

(1) Die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Baden (Kas­
se) ist ein nicht-rechtsfähiges zweckgebundenes Son­
dervermögen der Evangelischen Landeskirche in Ba­
den. Sie hat ihren Sitz in Karlsruhe.
(2) Die Kasse ist keine im Wettbewerb stehende Ein­
richtung.

§2
Zweckbestimmung

(1) Zweck der Kasse ist es, den hauptberuflichen Mitar­
beitern des kirchlichen und diakonischen Dienstes in 
der Evangelischen Landeskirche in Baden eine zusätzli­
che Alters- und Hinterbliebenenversorgung sicherzu­
stellen und zu gewähren.
(2) Die Sicherstellung einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung kirchlicher Mitarbeiter 
durch Mitgliedschaft der Evangelischen Landeskirche 
in Baden oder ihrer Körperschaften, Anstalten und Stif­
tungen bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder nach Maßgabe des kirchlichen Gesetzes, die 
Zusatzversicherung der Angestellten der Evangeli­
schen Landeskirche in Baden betr., vom 24. Oktober 
1951 (GVBI. S. 57) bleibt unberührt.

§3
Verwaltung und Aufsicht

(1) Die Kasse wird - unbeschadet des Verwaltungs- und 
Aufsichtsrechts des Evangelischen Oberkirchenrats - 
von einem Verwaltungsrat verwaltet, der sich zur Durch­
führung seiner Aufgaben einer Geschäftsstelle bedient.
(2) Die Kasse wird von dem Vorsitzenden des Verwal-

tungsrats oder dessen Stellvertreter gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten. Die Namen der vertretungs­
berechtigten Personen werden im Gesetzes- und Ver­
ordnungsblatt der Evangelischen Landeskirche in Ba­
den bekanntgegeben.
(3) Die Prüfung der Kasse obliegt der Treuhandstelle 
des Diakonischen Werkes der Evangelischen Landes­
kirche in Baden.

§4
Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 9 Mitgliedern; sie 
werden vom Evangelischen Oberkirchenrat auf die 
Dauer von 6 Jahren berufen, und zwar
a) der Vorsitzende und 2 weitere Mitglieder aus dem 

Geschäftsbereich des Evangelischen Oberkirchen­
rats,

b) 2 Mitglieder auf Vorschlag des Vorstandes des Dia­
konischen Werkes,

c) 4 Mitglieder aus dem Kreis der kirchlichen Mitarbei­
ter, davon mindestens 2 Mitarbeiter in diakonischen 
Anstalten und Einrichtungen auf Vorschlag des Vor­
standes des Diakonischen Werkes.

(2) Eine Wiederberufung ist zulässig. Scheidet ein.Mit­
glied vorzeitig aus, so ist an seiner Stelle ein neues Mit­
glied für die restliche Zeit zu berufen.
(3) Die Berufung zum Mitglied des Verwaltungsrats 
kann aus wichtigen Gründen zurückgenommen wer­
den.
(4) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte den stell­
vertretenden Vorsitzenden.
(5) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden in den 
Sitzungen gefaßt, die der Vorsitzende oder sein Stellver­
treter einberufen. Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, 
wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertreter sowie 
mindestens 4 weitere Mitglieder auf ordnungsgemäße 
Einberufung hin erschienen sind. Bei der Beschlußfas­
sung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stim­
men. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge­
lehnt.
(6) Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter kann Be­
schlüsse des Verwaltungsrats auch im schriftlichen Ver­
fahren herbeiführen. Ein solcher Beschluß ist nur gültig, 
wenn alle Mitglieder des Verwaltungsrats sich schrift­
lich mit diesem Verfahren einverstanden erklären.

§5
Zuständigkeit des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat beschließt über alle Angelegen­
heiten der Kasse, soweit sie nicht dem Vorsitzenden 
des Verwaltungsrats oder der Geschäftsstelle zur selb­
ständigen Erledigung übertragen sind.
(2) Dem Verwaltungsrat obliegt insbesondere,
a) die gesamte Geschäftsführung, insbesondere das 

Haushalts- und Rechnungswesen der Kasse zu lei­
ten, eine Geschäftsordnung für die Geschäftsstelle 
zu beschließen, den Stellenplan für die Geschäfts­
stelle festzusetzen und die Geschäftsstelle zu 
beaufsichtigen;
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b) über die Annahme von Beitrittserklärungen zu ent­
scheiden, soweit er dies nicht seinem Vorsitzenden 
überträgt;

c) die Umlagen festzusetzen (§ 71);
d) die Verwaltungskosten und ihre Verteilung auf die 

Mitglieder festzusetzen, soweit sie nicht aus dem 
Kassenvermögen gedeckt werden;

e) über die Anwendung der §§ 13 Abs. 3 und 4, 51 und
• 55 Abs. 2 zu beschließen;
f) Änderungen oder Ergänzungen der Versorgungs­

ordnung vorzuschlagen;
g) die erforderlichen Ausführungsbestimmungen zu 

der Versorungsordnung zu erlassen;
h) über die Angelegenheiten zu beschließen, die ihm 

von seinem Vorsitzenden oder der Geschäftsstelle 
zur Entscheidung vorgelegt werden;

i) über Beschwerden gegen Maßnahmen des Vorsit­
zenden des Verwaltungsrats oder der Geschäfts­
stelle zu entscheiden;

k) über die Anstellung oder Entlassung von Mitarbei­
tern der Geschäftsstelle zu beschließen;

I) Überleitungsabkommen mit kirchlichen oder sonsti­
gen öffentlich-rechtlichen Zusatzversorgungsein­
richtungen abzuschließen.

§6
Zuständigkeit des Vorsitzenden des Verwaltungsrats
(1) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Verwal­
tungsrats ein und bereitet diese vor. Er sorgt für die 
Durchführung der Beschlüsse des Verwaltungsrats.
(2) Er führt die unmittelbare Dienstaufsicht über die Ge­
schäftsstelle und ist berechtigt, der Geschäftsstelle 
Weisungen zu geben. In eiligen Fällen, bei denen die 
Einberufung des Verwaltungsrats nicht möglich ist oder 
mit Rücksicht auf die geringe Bedeutung der Sache 
nicht gerechtfertigt erscheint, hat der Vorsitzende, 
möglichst im Einvernehmen mit dem stellvertretenden 
Vorsitzenden, einstweilen das Erforderliche anzuord­
nen. Die Maßnahme ist dem Verwaltungsrat bei der 
nächsten Sitzung zur Genehmigung mitzuteilen. Wird 
die Genehmigung versagt, so behalten bereits durchge­
führte Maßnahmen Dritten gegenüber ihre Gültigkeit.

§7
Aufgaben der Geschäftsstelle

(1) Die Geschäftsstelle nimmt alle aus der Versorgungs­
ordnung sich ergebenden Aufgaben wahr und erledigt 
die laufenden Geschäfte der Kasse im Rahmen der Ge­
setze, der Versorgungsordnung sowie der Beschlüsse 
und Weisungen des Verwaltungsrats selbständig. Sie 
unterrichtet den Vorsitzenden des Verwaltungsrats 
oder dessen Stellvertreter über wichtige Vorgänge und 
holt in wichtigen Angelegenheiten sowie in den in § 5 
bezeichneten Angelegenheiten die Entscheidung des 
Verwaltungsrats ein.
(2) Die Geschäftsstelle besorgt insbesondere
a) (gestrichen)
b) die Erhebung der Umlagen und Erhöhungsbeträge, 
c) die Berechnung und Zahlung der Versorgungs- und 

Versicherungsrenten,

d) die Abwicklung von Versicherungsverträgen,
e) die Kassen- und Rechnungsführung der Kasse,
f) die Bearbeitung der An- und Abmeldungen der zu 

versichernden Mitarbeiter, sowie deren Überleitung 
zu anderen Zusatzversorgungseinrichtungen, mit 
denen ein Überleitungsabkommen besteht.

§8
Verwaltungs- und Aufsichtsrecht des

Evangelischen Oberkirchenrats
(1) Der Evangelische Oberkirchenrat ist kraft seines 
Verwaltungs- und Aufsichtsrechts befugt,
a) den Organen der Kasse Weisungen für die Bearbei­

tung aller die Kasse betreffenden Angelegenheiten 
zu erteilen,

b) über Beschwerden gegen Maßnahmen und Be­
schlüsse der Organe der Kasse zu entscheiden,

c) Maßnahmen und Beschlüsse der Organe der Kasse 
von Amts wegen außer Kraft zu setzen oder aufzu­
heben oder rückgängig zu machen.

(2) Der Genehmigung des Evangelischen Oberkirchen­
rates bedürfen folgende Beschlüsse und Rechtshand­
lungen des Verwaltungsrates:
a) die Festsetzung des Stellenplans,
b) die Anstellung und Entlassung des Leiters der Ge­

schäftsstelle,
c) die Festsetzung der Umlagen,
d) die Änderung oder Kündigung des Versicherungs­

vertrages mit der Kirchlichen Versorgungskasse - 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit - sowie 
Abschluß, Änderung oder Kündigung entsprechen­
der Versicherungsverträge,

e) Änderung der Höhe des vertraglich vereinbarten 
Beitragssatzes zur Rückdeckungsversicherung.

Zweiter Teil
Das Versicherungsverhältnis

Abschnitt I
Das Mitgliedsverhältnis

§9
Voraussetzungen der Mitgliedschaft

(1) Alle kirchlichen Verbände, Anstalten und Einrichtun­
gen in der Evangelischen Landeskirche in Baden, die 
die Gewähr für eine gewisse Dauer des Bestehens bie­
ten und die in der Versorgungsordnung festgelegten 
Bedingungen erfüllen, werden in die Kasse aufgenom­
men. Die Mitglieder des Diakonischen Werkes der Evan­
gelischen Landeskirche in Baden sind nach Maßgabe 
des § 5 Abs. 7 seiner Satzung in der Fassung des Be­
schlusses der Diakonischen Konferenz vom 14. Novem­
ber 1974/26. Juni 1975 zur Mitgliedschaft verpflichtet.
(2) Körperschaften, Anstalten und Stiftungen, die unter 
der Aufsicht des Evangelischen Oberkirchenrats nach 
dem kirchlichen Gesetz über die Vermögensverwaltung 
und die Haushaltswirtschaft in der Evangelischen Lan­
deskirche in Baden vom 21. Oktober 1976 (GVBI. 1977 S. 
29) stehen, können mit Genehmigung des Evangeli­
schen Oberkirchenrats nach Maßgabe der Versor­
gungsordnung der Kasse beitreten.
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§ 10
Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft wird durch Annahme der Beitritts­
erklärung durch die Kasse begründet. Ist die Erklärung 
bis zum 31. Dezember 1968 eingegangen, so gilt die 
Mitgliedschaft mit Wirkung vom 1. Januar 1968, in allen 
späteren Fällen von dem Monat an, in welchem die Er­
klärung abgegeben worden ist.
(2) Die Beitrittserklärung ist über das Diakonische Werk 
bei der Geschäftsstelle der Kasse einzureichen; gehört 
der Antragsteller dem Diakonischen Werk nicht an, ist 
die Erklärung dem Evangelischen Oberkirchenrat zur 
Weiterleitung an die Geschäftsstelle vorzulegen. Ein 
Verzeichnis aller Mitarbeiter ist beizufügen. Soweit ein­
zelne Mitarbeiter der Zusatzversicherungspflicht nicht 
unterliegen oder von ihr auf Antrag befreit werden sol­
len, ist der Grund in dem Verzeichnis besonders anzu­
geben.
(3) Die Beitrittserklärung von Einrichtungen und Ver­
bänden, die dem Diakonischen Werk der Evangelischen 
Landeskirche in Baden nicht angeschlossen sind, kann 
zurückgewiesen werden, wenn die Evangelische Lan­
deskirche in Baden die Übernahme der Gewährsträger­
schaft verweigert.

§ 11
Inhalt der Mitgliedschaft

(1) (gestrichen)
(2) Das Mitgliedsverhältnis ist ein privatrechtliches Ver­
sicherungsverhältnis zwischen dem Arbeitgeber und 
der Kasse. Sein Inhalt wird durch die Vorschriften dieser 
Versorgungsordnung bestimmt.
(3) Das Mitglied ist verpflichtet, der Kasse unentgeltlich 
über alle Umstände und Verhältnisse Auskunft zu ertei­
len, die für den Vollzug der Vorschriften dieser Versor­
gungsordnung von Bedeutung sind. Es ist insbesondere 
verpflichtet,
a) der Kasse eine örtliche Prüfung der Voraussetzun­

gen für die Versicherungspflicht sowie der Entrich­
tung der Umlagen und der für die Zeit vor dem 1. 
Januar 1978 zu entrichtenden Pflichtbeiträge zu er­
möglichen und

b) dem Versicherten nach Ablauf jedes Kalenderjahres 
sowie beim Ende der Versicherung einen Nachweis 
über das zusatzversorgungspflichtige Entgelt, die 
gezahlten Erhöhungsbeträge und die Umlagemona­
te nach dem jeweiligen Formblatt der Kasse auszu­
händigen.

(4) Nach Ablauf jedes Kalenderjahres hat das Mitglied 
der Kasse ein Jahresverzeichnis für jeden Pflichtversi­
cherten zu übersenden. Das Jahresverzeichnis ist in al­
len Angaben nach Versicherungsabschnitten zu glie­
dern. Versicherungsabschnitt ist jeweils der Zeitraum 
innerhalb eines Kalenderjahres, für den
a) ununterbrochen Umlagen entrichtet worden sind,
b) bei bestehender Pflichtversicherung keine Umlagen 

entrichtet worden sind.
Ändert sich die arbeitsvertraglich vereinbarte durch­
schnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit, 
beginnt eine neuer Versicherungsabschnitt. Tritt diese

Änderung im Laufe eines Kalendermonats ein, beginnt 
der neue Versicherungsabschnitt mit dem Ersten des 
folgenden Kalendermonats.
(5) In den Fällen des § 34 a Abs. 1 Buchst, a sind für jeden 
Versicherungsabschnitt, für den Umlagen entrichtet 
worden sind,
a) die für den Pflichtversicherten maßgebende tarifli­

che oder betriebsübliche durchschnittliche regel­
mäßige wöchentliche Arbeitszeit,

b) die arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittliche 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit, soweit diese 
von der Arbeitszeit nach Buchstabe a abweicht,

c) die Zahl der Stunden, für die über die Zahl der Stun­
den nach Buchstabe b hinaus zusatzversorgungs­
pflichtiges Entgelt gezahlt worden ist (bezahlte 
Stunden),

anzugeben. Als bezahlte Stunden gelten bei Bereit­
schaftsdienst, Rufbereitschaft und vergleichbaren 
Diensten die Stunden, die zum Zwecke der Entgeltbe­
rechnung als Arbeitszeit gewertet werden. Als bezahlte 
Stunden gelten auch die Stunden, für die nach § 62 Abs. 
7 Satz 4 oder 7 oder aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
Umlagen abgeführt worden sind, ohne daß zusatzver­
sorgungspflichtiges Entgelt gezahlt worden ist.
(6) Die Vordrucke zur Abrechnung der Umlagen und Er­
höhungsbeträge müssen der Kasse spätestens sechs 
Wochen nach ihrer Übersendung an das Mitglied aus­
gefüllt zugehen. Die Kasse kann diese Frist im Einzelfall 
verlängern. Für jeden Tag, um den die Frist überschrit­
ten wird, kann die Kasse einen Betrag von 50,— DM von 
dem Mitglied fordern.

§ 12
Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet,
a) wenn das Mitglied aufgelöst oder in eine andere juri- 

stische Person überführt wird,
b) durch Kündigung unter Einhaltung einer Frist von 6 

Monaten auf das Ende eines Kalenderjahres.
(2) Mitglieder des Diakonischen Werkes, die nicht der 
unmittelbaren Aufsicht des Evangelischen Oberkir­
chenrates unterstehen, können die Mitgliedschaft nur 
mit Zustimmung des Vorstandes des Diakonischen 
Werkes kündigen.
(3) Die Kündigung ist schriftlich auszusprechen und 
förmlich zuzustellen.
(4) Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund 
ohne Einhaltung einer Frist bleibt unberührt.

§ 13
Ausgleichsbetrag

(1) Das ausscheidende Mitglied hat an die Kasse einen 
Ausgleichsbetrag in Höhe des Barwertes der im Zeit­
punkt der Beendigung der Mitgliedschaft auf ihr lasten­
den Verpflichtungen aus
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a) Leistungsansprüchen von Personen, bei denen der 
Versicherungsfall in einer Pflichtversicherung auf 
Grund eines Arbeitsverhältnisses bei dem ausge­
schiedenen Mitglied eingetreten ist,

b) Leistungsansprüchen von Hinterbliebenen dieser 
Personen,

c) künftigen, auf Grund des Todes der in Buchstabe a 
genannten Personen entstehenden Leistungsan­
sprüchen der Personen, die im Zeitpunkt der Been­
digung der Mitgliedschaft als Hinterbliebene in Fra­
ge kommen,

zu zahlen. Bei der Feststellung des Barwertes werden 
die Teile der Leistungsansprüche nicht berücksichtigt, 
die aus dem Vermögen im Sinne des § 71 Abs. 2 Satz 1 
und 2 zu erfüllen sind. Ansprüche, die im Zeitpunkt der 
Beendigung der Mitgliedschaft ruhen, werden nur dann 
nicht berücksichtigt, wenn das Ruhen auf § 55 Abs. 5 
beruht. Der Barwert ist nach versicherungsmathemati­
schen Grundsätzen zu ermitteln, wobei die Rechnungs­
grundlagen des § 71 Abs. 3 anzuwenden sind; als Rech­
nungszins ist jedoch der Durchschnittssatz der in den 
letzten fünf Geschäftsjahren vor dem Ausscheiden er- 
ziehlten Vermögenserträge, höchstens aber ein Zins­
satz von 5,5 v.H. zugrundezulegen. Als künftige jährliche 
Erhöhungen (§ 47) ist der Durchschnitt der Anhebun­
gen und Verminderungen der Bezüge der Versorgungs­
empfänger des Bundes, deren Bezügen ein Ortszu­
schlag nicht zugrunde liegt, in den letzten fünf Jahren 
vor dem Ausscheiden anzusetzen, mindesten aber eine 
Erhöhung von jährlich 3 v. H.
(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Pflichtversicherungen 
der Arbeitnehmer des ausgeschiedenen Mitglieds, die 
in den 36 Monaten vor dem Auscheiden durchgehend 
oder zeitweise bestanden haben, spätestens drei Mo­
nate nach ihrer Beendigung über ein anderes Mitglied 
oder mehrere andere Mitglieder fortgesetzt wurden. 
Wurden die Pflichtversicherungen zu einem geringeren 
Teil als 80 v.H. der Zahl der Arbeitnehmer, die am Ersten 
des 36. Monats vor dem Ausscheiden beim Mitglied be­
schäftigt waren, fortgesetzt, so gilt Absatz 1 mit der 
Maßgabe, daß der Ausgleichsbetrag nur in Höhe des 
Bruchteils zu zahlen ist, um den die Zahl der Arbeitneh­
mer, deren Pflichtversicherungen fortgesetzt wurden, 
hinter 80 v. H. der Zahl der Arbeitnehmer, die am Ersten 
des 36. Monats vor dem Ausscheiden beim Mitglied be­
schäftigt waren, zurückbleibt. Pflichtversicherungen, 
die in dem Zeitraum von 36 Monaten im Zusammen­
hang mit dem Eintritt des Versicherungsfalles geendet 
haben, gelten als fortgesetzte Pflichtversicherungen.
(3) Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn die am Ersten des 36. 
Monats vor dem Ausscheiden vom Mitglied wahrge­
nommenen Aufgaben des ausgeschiedenen Mitglieds 
von einem anderen Mitglied oder mehreren anderen 
Mitgliedern übernommen wurden oder im Falle des § 68 
Abs. 1 Satz 2 und 3 die Lasten hinsichtlich der in Absatz 
1 Satz 1 bezeichneten Ansprüche von einer anderen Zu­
satzversorgungseinrichtung übernommen wurden.
(4) Der Ausgleichsbetrag ist innerhalb eines Monats 
nach Zugang des Festsetzungsbescheides zu zahlen. 
Die Kasse kann die Zahlung unter Berechnung von Zin­
sen stunden.

(5) Die Kosten eines zu erstattenden versicherungsma­
thematischen Gutachtens hat das ausscheidende 
Mitglied zu tragen.

Abschnitt II
Voraussetzungen und Inhalt der 
Einzelversicherungsverhältnisse

§ 14
Arten der Einzelversicherungsverhältnisse

(1) Einzelversicherungsverhältnisse sind
a) die Pflichtversicherung (§§ 15 bis 20),
b) die freiwillige Weiterversicherung (§§ 23, 24),
c) die beitragsfreie Versicherung (§§ 25, 26).
(2) Versicherungsnehmer der Pflichtversicherung ist 
das Mitglied. Versicherungsnehmer der freiwilligen Wei­
terversicherung und der beitragsfreien Versicherung ist 
der Versicherte. Bezugsberechtigte sind der Versicher­
te und seine Hinterbliebenen nach Maßgabe der Sat­
zung.

1. Die Pflichtversicherung
§ 15 

Anmeldung
(1) Die Pflichtversicherung entsteht, falls die Vorausset­
zungen der Versicherungspflicht (§§16 bis 18) gegeben 
sind, mit dem Eingang der Anmeldung. Sie beginnt zu 
dem Zeitpunkt, in dem nach den Angaben in der Anmel­
dung die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht 
eingetreten sind.
(2) Das Mitglied hat die der Versicherungspflicht unter­
liegenden Arbeitnehmer bei der Kasse unverzüglich 
schriftlich anzumelden.

§ 16
Versicherungspflicht

(1) Der Versicherungspflicht unterliegt, vorbehaltlich 
der §§17 und 18, vom Beginn des Arbeitsverhältnisses 
an der Arbeitnehmer,
a) der das 17. Lebensjahr vollendet hat und
b) dessen mit einem Mitglied arbeitsvertraglich verein­

barte durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit 
mindestens die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
eines entsprechenden vollbeschäftigten Arbeitneh­
mers beträgt oder der in regelmäßiger Wiederkehr 
für eine jahreszeitlich begrenzte Tätigkeit als Sai­
sonarbeitnehmer beschäftigt wird, wenn die Dauer 
der Saisonbeschäftigung voraussichtlich 1000 Ar­
beitsstunden im Beschäftigungsjahr erreichen wird 
oder bei dem die Voraussetzungen des § 20 des 
Tarifvertrages über die Regelung der Rechtsverhält­
nisse der nicht vollbeschäftigten Fleischbeschau­
tierärzte, Fleischbeschauer und Trichinenschauer in 
öffentlichen Schlachthöfen und in Einfuhrunter­
suchungsstellen vorliegen, und

c) der vom Beginn des Arbeitsverhältnisses an bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres die Wartezeit 
(§ 29) erfülen kann, wobei frühere Versicherungszei­
ten, die auf die Wartezeit angerechnet werden, zu 
berücksichtigen sind.

(2) Abweichend von Absatz 1 Buchst, b unterliegt ein 
Waldarbeiter der Versicherungspflicht, wenn er

a) Stammarbeiter ist oder
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b)

c)

im unmittelbar vorangegangenen Forstwirtschafts­
jahr mindestens 185 Arbeitstage erreicht hat oder 
in dem Forstwirtschaftsjahr, in dem er erstmals ein­
gestellt wird, voraussichtlich 185 Arbeitstage errei­
chen wird oder

d) in dem Forstwirtschaftsjahr, in dem er erstmals ein­
gestellt worden ist, wegen des Zeitpunktes seiner 
Einstellung oder aus Gründen, die er nicht zu vertre­
ten hat, 185 Arbeitstage nicht erreicht hat, aber in 
dem darauf folgenden Forstwirtschaftsjahr voraus­
sichtlich 185 Arbeitstage erreichen wird.

Satz 1 Buchst, b gilt nicht, wenn der Waldarbeiter bis 
zum Beginn der Beschäftigung im laufenden Forstwirt­
schaftsjahr vom Mitglied nicht zur Pflichtversicherung 
angemeldet worden ist und er im laufenden Forstwirt­
schaftsjahr voraussichtlich nicht 185 Arbeitstage errei­
chen wird.

§ 17
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

(1) Ausgenommen von der Versicherungspflicht (versi­
cherungsfrei) ist ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsver­
hältnis voraussichtlich nicht länger als zwölf Monate 
dauern wird. Wird das Arbeitsverhältnis über diesen 
Zeitraum hinaus verlängert oder fortgesetzt, so tritt die 
Versicherungspflicht von dem Beginn des Arbeitsver­
hältnisses an ein.
(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht, wenn der nicht nur geringfü­
gig beschäftigte (§ 8 SGB IV) Arbeitnehmer bis zum Be­
ginn des Arbeitsverhältnisses Pflichtversicherter, frei­
willig Weiterversicherter oder beitragsfrei Versicherter 
der Kasse oder einer anderen Zusatzversorgungsein­
richtung, mit der ein Überleitungsabkommen besteht, 
gewesen ist. Absatz 1 Satz 1 gilt ferner nicht für den Sai­
sonarbeitnehmer, der die Voraussetzungen des § 16 
Abs. 1 Buchst, b erfüllt.
(3) Versicherungsfrei ist ferner ein Arbeitnehmer, der

a)

b)

c)

d)

eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf lebens­
längliche Versorgung nach beamten- oder soldaten­
rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder 
entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen 
mindestens in Höhe der beamtenrechtlichen Min­
destversorgungsbezüge hat und dem Hinterbliebe­
nenversorgung gewährleistet ist oder
nach einem Tarifvertrag, einer Ruhelohnordnung 
oder einer entsprechenden Bestimmung für den Fall 
der Dienstunfähigkeit oder des Erreichens einer Al­
tersgrenze eine Anwartschaft oder einen Anspruch 
auf eine vom Arbeitgeber zu gewährende lebens­
längliche Versorgung und Hinterbliebenenversor­
gung auf der Grundlage des nach der Regelung 
ruhegeldfähigen Arbeitsentgelts und der Dauer der 
Dienstjahre, Betriebszugehörigkeit oder dgl. hat 
oder
Inhaber eines Versorgungsstocks ist, der auf Grund 
Tarifvertrages oder Arbeitsvertrages weitergeführt 
wird, oder
für das bei dem Mitglied bestehende Arbeitsverhält­
nis auf Grund gesetzlicher, tariflicher oder vertragli­
cher Vorschrift einer anderen Zusatzversorgungs­
einrichtung (Versorgungsanstalt der deutschen 
Bühnen, Versorgungsanstalt der deutschen Kultur-

e)

f)

g)

h)

i)

k)

I)

orchester, Bundesbahn-Versicherungsanstalt Abt. 
B oder einer gleichartigen Versorgungseinrichtung) 
angehören muß oder
in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
pflichtversichert ist oder
in der knappschaftlichen Rentenversicherung frei­
willig versichert ist oder
aus der knappschaftlichen Rentenversicherung ei­
ne Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit 
oder eine Knappschaftsausgleichsleistung bezieht 
oder
bei Beginn des Arbeitsverhältnisses das 65. Lebens­
jahr vollendet hat, es sei denn, daß er vom Mitglied 
über das 65. Lebensjahr hinaus weiterbeschäftigt 
wird, weil die sachlichen Voraussetzungen für das 
Erlangen des Altersruhegeldes aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung nicht vorliegen oder die Warte­
zeit (§ 29) nicht erfüllt ist (§ 20 Abs. 3), oder
nach § 1228 Abs. 1 Nr. 3 RVO, § 4 Abs. 1 Nr. 4 AVG 
oder § 30 Abs. 1 Nr. 3 RKG versicherungsfrei ist, oder 
als Beschäftigter eines Mitglieds eines der Vereini­
gung der kommunalen Arbeitgeberverbände ange­
hörenden Arbeitgeberverbandes nicht unter den 
Personenkreis des § 1 Abs. 1 des Tarifvertrages über 
die Versorgung der Arbeitnehmer kommunaler Ver­
waltungen und Betriebe fällt oder als Beschäftigter 
eines sonstigen Mitglieds nicht unter den Personen­
kreis dieser Vorschrift fiele, wenn das Mitglied die­
sen Tarifvertrag anwenden würde, es sei denn, daß 
die Teilnahme an der Zusatzversorgung durch den 
Arbeitsvertrag vereinbart ist und die Bedingungen 
des Arbeitsverhältnisses den Grundsätzen und der 
Vergütungs- oder Besoldungsstruktur des öffentli­
chen Dienstes entsprechen, oder
bei der Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen 
oder der Versorgungsanstalt der deutschen Kultur­
orchester freiwillig weiterversichert ist, und zwar 
auch dann, wenn diese freiwillige Weiterversiche­
rung später als drei Monate nach Aufnahme des 
Arbeitsverhältnisses bei dem Mitglied der Kasse 
endet, oder

m) Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 1 bis 3 RVO, § 25 
Abs. 1 bis 3 AVG oder § 48 Abs. 1 bis 3 RKG erhält 
oder erhalten hat oder bei dem der Versicherungs­
fall nach § 30 Abs. 2 oder einer entsprechenden Vor­
schrift der Satzung einer Zusatzversorgungseinrich­
tung, mit der ein Überleitungsabkommen besteht, 
eingetreten ist oder

n) Anspruch auf Übergangsversorgung nach Nr. 6 der 
Sonderregelungen 2 n oder Nr. 4 der Sonderregelun­
gen 2x zum Bundes-Angestelltentarifvertrag besitzt 
oder

o) mit Rücksicht auf seine Zugehörigkeit zu einem aus­
ländischen System der sozialen Sicherung nicht der 
Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenversi­
cherung unterliegt und sich dort auch nicht freiwillig 
versichert hat.

(4) Absatz 3 Buchst, a und b gilt nicht für den Arbeitneh­
mer, der nur Anspruch auf Witwen-, Witwer- oder Wai­
sengelt oder einen entsprechenden Unterhaltsbeitrag 
hat.
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(5 ) Von der Versicherungspflicht befreit wird auf seinen 
schriftlichen Antrag durch die Kasse ein Arbeitnehmer, 
a) solange er auf Grund einer durch Gesetz angeord­

neten oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung 
oder freiwillig Mitglied einer öffentlich-rechtlichen 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung im 
Sinne des § 7 Abs. 2 AVG ist oder

b) solange er freiwilliges Mitglied einer berufsständi­
schen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung 
ist oder

c) solange er eine Bergmannsrente aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung bezieht.

Ein befreiter Arbeitnehmer kann, auch wenn er das Ar­
beitsverhältnis wechselt, nicht mehr versichert werden, 
solange die in den Buchstaben a bis c angeführten Be­
freiungsgründe vorliegen.

§ 18
Beginn der Versicherungspflicht 

in besonderen Fällen
Ein vor Vollendung des 17. Lebensjahres eingestellter 
Arbeitnehmer unterliegt der Versicherungspflicht vom 
Ersten des Monats an, in den der Geburtstag fällt, frühe­
stens jedoch vom Beginn des Arbeitsverhältnisses an.

§ 19
Ende der Pflichtversicherung, Abmeldung

(1) Die Pflichtversicherung endet, wenn die Versiche­
rungspflicht wegfällt. Sie endet auch mit der Beendi­
gung der Mitgliedschaft des Arbeitgebers.
(2) Das Mitglied hat einen Pflichtversicherten unverzüg­
lich schriftlich bei der Kasse abzumelden, wenn die Ver­
sicherungspflicht geendet hat. Die Abmeldung kann un­
terbleiben, wenn das Arbeitsverhältnis unter den in § 28 
Abs. 3 Satz 1 Buchst, a oder b genannten Voraussetzun­
gen beendet worden ist. Die Abmeldung ist nachzuho­
len, falls der Pflichtversicherte von seinem Anspruch auf 
Wiedereinstellung keinen Gebrauch macht.

§ 20
Ende der Versicherungspflicht

(1) Die Versicherungspflicht endet in dem Zeitpunkt, in 
dem ihre Voraussetzungen entfallen.
(2) Stellt der Arbeitnehmer einen Antrag nach § 17 Abs. 
5, so endet die Versicherungspflicht mit dem Ablauf des 
Monats der Antragstellung. Liegen die in §17 Abs. 5 an­
geführten Befreiungsgründe bereits in dem Zeitpunkt 
vor, in dem nach den allgemeinen Vorschriften die Ver­
sicherungspflicht beginnen würde, und stellt der Arbeit­
nehmer den Antrag innerhalb einer Frist von 15 Monaten 
seit diesem Zeitpunkt, so tritt die Versicherungspflicht 
nicht ein.
(3) Bei Vollendung des 65. Lebensjahres endet die Ver­
sicherungspflicht mit dem Ablauf des Monats, in dem 
der Arbeitnehmer das 65. Lebensjahr vollendet. Wird 
ein Arbeitnehmer, der das 65. Lebensjahr vollendet, 
über diesen Zeitpunkt hinaus weiterbeschäftigt, weil die 
sachlichen Voraussetzungen für das Erlangen des Al­
tersruhegeldes aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung nicht vorliegen oder die Wartezeit (§ 29) nicht 
erfüllt ist, so bleibt die Versicherungspflicht bis zur 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses bestehen.

§ 21
(weggefallen)

§ 22
Personen in einem Ausbildungsverhältnis

Die §§ 14 bis 20 gelten entsprechend für Auszubilden­
de, die unter den Manteltarifvertrag für Auszubildende 
vom 6. Dezember 1974 in der jeweils geltenden Fassung 
oder einen diesen Tarifvertrag ersetzenden Tarifvertrag 
fallen oder unter den Manteltarifvertrag fallen würden, 
wenn das Mitglied den Tarifvertrag anwendete.

2. Die freiwillige Weiterversicherung

§ 23
(weggefallen)

§ 24
Ende der freiwilligen Weiterversicherung

(1) Die freiwillige Weiterversicherung kann von dem 
Versicherten jederzeit schriftlich gekündigt werden; sie 
endet dann mit Ablauf des Monats, für den der letzte 
Beitrag entrichtet worden ist. Die freiwillige Weiterversi­
cherung endet auch dann mit Ablauf des Monats, für 
den der letzte Beitrag entrichtet worden ist, wenn der 
Versicherte mit seinen Beiträgen für drei Monate im Ver­
zug ist und den Rückstand nicht innerhalb einer von der 
Kasse gesetzten Frist begleicht.
(2) Die freiwillige Weiterversicherung endet ferner, 
wenn der Versicherte bei der Kasse oder einer anderen 
Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein Überlei­
tungsabkommen besteht, wieder versicherungspflich­
tig wird, mit Ablauf des diesem Zeitpunkt vorangegan­
genen Monats, für den zuletzt Beiträge entrichtet 
worden sind. Der Versicherte ist verpflichtet, der Kasse 
unverzüglich unter Angabe des Beginns der Beschäfti­
gung und des Arbeitgebers den Abschluß eines Arbeits­
vertrages mit einem Mitglied der Kasse oder einer ande­
ren Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein Überlei­
tungsabkommen besteht, anzuzeigen.
(3) Die freiwillige Weiterversicherung endet weiter
a) mit dem Tode des Versicherten,
b) mit Ablauf des Tages, der dem Tage vorangeht, von 

dem an auf Grund des Eintritts des Versicherungs­
falles Rente zu gewähren ist.

3. Die beitragsfreie Versicherung

§ 25
Enstehen der beitragsfreien Versicherung

(1) Endet - außer im Falle des Todes des Versicherten - 
a) die Pflichtversicherung, ohne daß ein Anspruch auf 

Versorgungsrente besteht, oder
b) die freiwillige Weiterversicherung, ohne daß ein An­

spruch auf Versicherungsrente besteht,
so bleibt die Versicherung als beitragsfreie Versiche­
rung bestehen.
(2) Erlischt - außer im Falle des Todes des Berechtigten 
- der Anspruch

a) eines Versorgungsrentenberechtigten auf Versor­
gungsrente oder
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b) eines Versicherungsrentenberechtigten auf Versi­
cherungsrente,

ohne daß der Berechtigte bei der Kasse oder einer 
anderen Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein 
Überleitungsabkommen besteht, wieder versiche­
rungspflichtig wird, so entsteht eine beitragsfreie Versi­
cherung.

§ 26
Ende der beitragsfreien Versicherung

Die beitragsfreie Versicherung endet, wenn
a) der Versicherte bei der Kasse oder einer anderen 

Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein Überlei­
tungsabkommen besteht, wieder versicherungs­
pflichtig wird,

b) ein Anspruch auf Versicherungsrente entsteht,
c) der Versicherte stirbt,
d) der Versicherte, der die Wartezeit nicht erfüllt hat, 

das 67. Lebensjahr vollendet,
e) der Versicherte einen Antrag auf Beitragserstattung 

stellt, der zum Erlöschen der Rechte aus allen Versi­
cherungszeiten führt (§ 66 Abs. 3 Satz 4). § 24 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend.

Dritter Teil
Versicherungsleistungen

Abschnitt I
Leistungsarten

§ 27
Leistungsarten

Die Kasse gewährt folgende Versicherungsleistungen:
1. Versorgungsrenten und Versicherungsrenten für 

Versicherte, für Witwen von Versicherten, für Witwer 
von Versicherten und für Waisen von Versicherten,

2. (weggefallen)
3. Sterbegeld,
4. Abfindungen.

Abschnitt II
Versorgungsrenten und Versicherungsrenten 

für Versicherte
1. Anspruchsvoraussetzungen

§ 28
Anspruch auf Versorgungsrente 

und Versicherungsrente
(1) Tritt bei einem Versicherten, der die Wartezeit (§ 29) 
erfüllt hat, der Versicherungsfall (§ 30) ein und ist er in 
diesem Zeitpunkt
a) pflichtversichert, so hat er Anspruch auf Versor­

gungsrente für Versicherte (Versorgungsrentenbe­
rechtigter),

b) freiwillig weiterversichert oder beitragsfrei versi­
chert, so hat er Anspruch auf Versicherungsrente für 
Versicherte (Versicherungsrentenberechtigter).

(2) Ein Versicherter, bei dem der Versicherungsfall nach
§ 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst, c bis e, Satz 2 oder Absatz 2 
eingetreten ist, gilt als bei Eintritt des Versicherungsfal-

les pflichtversichert, wenn er an dem Tage, der dem 
Tage des Eintritts des Versicherungsfalles vorausgeht, 
pflichtversichert gewesen ist.
(3) Als pflichtversichert im Sinne des Absatzes 1 Buchst, 
a gilt bei Eintritt des Versicherungsfalles
a) der Waldarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis nach ta­

rifvertraglichen Vorschriften infolge von Witterungs­
einflüssen oder sonstiger höherer Gewalt ohne Kün­
digung oder aus sonstigen mit den besonderen Ver­
hältnissen der Waldarbeit zusammenhängenden 
Günden durch Kündigung beendet worden ist und 
der bei Wiederaufnahme der Arbeit Anspruch auf 
Wiedereinstellung hätte,

b) der Wasserbauarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis in­
folge von Witterungseinflüssen oder wegen anderer 
Naturereignisse durch Kündigung nach besonderen 
tarifvertraglichen Vorschriften beendet worden ist 
und der bei Wiederaufnahme der Arbeit Anspruch 
auf Wiedereinstellung hätte,

c) der Saisonarbeitnehmer im Sinne des § 16 Abs. 1 
Buchst, b, dessen Arbeitsverhältnis infolge des En­
des der Saison geendet hat und der bei Beginn der 
nächsten Saison voraussichtlich wieder eingestellt 
würde,

wenn der Versicherungsfall nicht eingetreten wäre. Dies 
gilt nicht, wenn die Pflichtversicherung auch ohne 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses aus einem ande­
ren Grunde als dem Eintritt des Versicherungsfalles 
geendet hätte.
(4) Das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 3 
ist durch eine Bescheinigung des letzten Arbeitgebers 
nachzuweisen.
(5) Scheidet ein Pflichtversicherter, der auf Grund ge­
setzlicher oder tarifvertraglicher Vorschrift aus seiner 
bisherigen Beschäftigung ausgeschieden ist, aus die­
sem Grund aus dem Arbeitsverhältnis aus, so gilt er bei 
Eintritt eines Versicherungsfalles nach § 30 als pflicht­
versichert, es sei denn, daß inzwischen für ihn erneut 
Versicherungspflicht bei der Kasse oder einer anderen 
Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein Überlei­
tungsabkommen besteht, entstanden ist.
(6) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente entsteht nicht, wenn der Versicherte seine 
Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit absichtlich 
herbeigeführt hat.
(7) Neben einer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit wird 
eine Rente wegen Berufsunfähigkeit nicht gewährt. 
Neben Renten nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst, c bis f und 
Abs. 2 werden keine Renten wegen Berufsunfähigkeit 
oder Erwerbsunfähigkeit gewährt.

§ 29
Wartezeit

(1) Die Wartezeit beträgt 60 Umlagemonate (§ 62 Abs. 
10). In den Fällen des § 17 Abs. 5 des Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bun­
destages und entsprechender gesetzlicher Vorschrif­
ten werden die Zeiten einer nach dem Beginn der 
Pflichtversicherung liegenden Mitgliedschaft im Bun­
destag, im Europäischen Parlament oder in dem Parla­
ment eines Landes auf die Wartezeit angerechnet.
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(2) Die Wartezeit gilt als erfüllt, wenn die Berufsunfähig­
keit oder Erwerbsunfähigkeit oder der Tod durch einen 
Arbeitsunfall im Sinne der gesetzlichen Unfallversiche­
rung eingetreten ist, der mit dem der Pflichtversiche­
rung zugrunde liegenden Arbeitsverhältnis zusammen­
hängt.

§ 30
Versicherungsfall

(1) Der Versicherungsfall tritt ein, wenn
a) der Versicherte berufsunfähig im Sinne der Vor­

schriften der gesetzlichen Rentenversicherung 
wird,

b) der Versicherte erwerbsunfähig im Sinne der Vor­
schriften der gesetzlichen Rentenversicherung 
wird,

c) die Versicherte Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 3 
RVO; § 25 Abs. 3 AVG oder § 48 Abs. 3 RKG erhält,

d) der Versicherte Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 2 
RVO, § 25 Abs. 2 AVG oder § 48 Abs. 2 RKG erhält,

e) der Versicherte Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 1 
RVO, § 25 Abs. 1 AVG oder § 48 Abs. 1 RKG erhält,

f) der Versicherte das 65. Lebensjahr vollendet, in den 
Fällen des § 20 Abs. 3 Satz 2 jedoch erst mit der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

Der Versicherungsfall tritt auf Antrag mit dem Ende des 
Monats ein, in dem der Pflichtversicherte aus dem die 
Pflichtversicherung begründenden Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden ist, weil
a) er eine Erwerbsunfähigkeitsrente nach § 1247 Abs. 3 

Satz 1 Buchst, b RVO, § 24 Abs. 3 Satz 1 Buchst, b 
AVG, § 49 Abs. 1 Satz 2 Buchst, b RKG erhält oder

b) bei ihm, wenn er nicht zugleich Versorgungsrenten­
berechtigter ist, die Erwerbsunfähigkeitsrente nach 
§ 1253 Abs. 3 RVO, § 30 Abs. 3 AVG, § 53 Abs. 3a 
RKG neu festgestellt worden ist.

(2) Der Versicherungsfall tritt auf Antrag ein
a) bei der Versicherten, die das 60. Lebensjahr vollen­

det hat und die Voraussetzungen für den Bezug des 
Altersruhegeldes nach § 1248 Abs. 3 RVO, § 25 Abs.
3 AVG oder § 48 Abs. 3 RKG nicht erfüllt, wenn min­
destens 180 Umlagemonate (§62 Abs. 10) zurückge­
legt sind, von denen mindestens 121 auf die letzten 
240 Kalendermonate vor der Antragstellung entfal­
len,

b) bei dem Versicherten, der das 60. Lebensjahr vollen­
det hat, arbeitslos im Sinne des Arbeitsförderungs­
gesetzes ist und die Voraussetzungen für den Bezug 
des Altersruhegeldes nach § 1248 Abs. 2 RVO, § 25 
Abs. 2 AVG oder § 48 Abs. 2 RKG nicht erfüllt, wenn 
mindestens 180 Umlagemonate (§ 62 Abs. 10) zu­
rückgelegt sind und der Versicherte innerhalb der 
letzten eineinhalb Jahre vor der Antragstellung ins­
gesamt mindestens 52 Wochen arbeitslos gewesen 
ist; der Nachweis der Arbeitslosigkeit ist durch eine 
Bescheinigung des zuständigen Arbeitsamtes zu 
führen,

c) bei dem Pflichtversicherten, der

aa) das 63. Lebensjahr vollendet hat oder
bb) das 60. Lebensjahr vollendet hat und in diesem 

Zeitpunkt Schwerbehinderter nach §1Schwer­
behindertengesetz ist

und die Voraussetzungen für den Bezug des Alters­
ruhegeldes nach § 1248 Abs. 1 RVO, § 25 Abs. 1 AVG 
oder § 48 Abs. 1 RKG nicht erfüllt, wenn mindestens 
420 Umlagemonate (§ 62 Abs. 10) zurückgelegt sind.

Der Antrag nach Satz 1 ist von dem Pflichtversicherten 
bei dem Mitglied, von dem sonstigen Versicherten bei 
der Kasse zu stellen. Im Antrag kann bestimmt werden, 
daß ein späterer Zeitpunkt als das in Satz 1 Buchst, a bis 
c genannte Lebensalter für die Erfüllung der Vorausset­
zungen maßgebend sein soll. Satz 1 findet keine Anwen­
dung, wenn die Voraussetzungen für den Bezug des 
Altersruhegeldes aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
'rung deshalb nicht erfüllt sind, weil der Versicherte nach 
§ 1248 Abs. 6 RVO, § 25 Abs. 6 AVG oder § 48 Abs. 6 RKG 
einen späteren Zeitpunkt für den Bezug des Altersruhe­
geldes bestimmt hat.

(3) Ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 
Buchst, ä oder b vorliegen, ist nachzuweisen
a) von dem Versicherten, der in der gesetzlichen Ren­

tenversicherung die Wartezeit erfüllt hat oder bei 
dem die Wartezeit als erfüllt gilt, durch den Bescheid 
des Rentenversicherungsträgers,

b) von dem Versicherten, der in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung nicht versichert gewesen ist oder 
dort die Wartezeit nicht erfüllt hat und bei dem die 
Wartezeit auch nicht als erfüllt gilt, durch das Gut­
achten des zuständigen Amtsarztes.

Die Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit gilt als an dem 
Tage eingetreten, der in dem Bescheid des Rentenver­
sicherungsträgers oder im Falle des Buchstaben b im 
Gutachten angegeben ist. Ist der Tag in dem Bescheid 
nicht angegeben, so gilt die Berufs- oder Erwerbsunfä­
higkeit als an dem Tage eingetreten, von dem an die 
Rente aus der Rentenversicherung gewährt wird; ist der 
Tag, an dem die Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit einge­
treten ist, in dem Gutachten des Amtsarztes nicht ange­
geben, so gilt die Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit als an 
dem Tage eingetreten, an dem der Amtsarzt festgestellt 
hat, daß der Versicherte berufs- oder erwerbsunfähig 
ist.

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Buchst, c bis e tritt 
der Versicherungsfall an dem Tag ein, von dem an Al­
tersruhegeld aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
gewährt wird. In den Fällen des Absatzes 2 tritt der Ver­
sicherungsfall am Ersten des Monats ein, in dem der 
Antrag bei dem Mitglied bzw. bei der Kasse eingeht, frü­
hestens jedoch am Ersten des Monats, der auf den Mo­
nat folgt, in dem die sonstigen Voraussetzungen des 
Absatzes 2 vorliegen.

(5) Ist der Versicherungsfall im Monat Dezember einge­
treten und hat die Pflichtversicherung mindestens bis 
zum Ablauf dieses Monats bestanden, so gilt der Versi­
cherungsfall als am 1. Januar des folgenden Kalender­
jahres eingetreten. Hat die Pflichtversicherung nur bis 
zum Ablauf des 31. Dezember bestanden, so gilt der Ver­
sicherte als am 1. Januar des folgenden Kalenderjahres 
pflichtversichert.
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2. Höhe der Versorgungsrenten und 
Versicherungsrenten

§ 31
Höhe der Versorgungsrente

(1) Als monatliche Versorgungsrente wird der Betrag 
gezahlt, um den die Summe der in Absatz 2 genannten 
Bezüge hinter der nach den §§ 32 bis 34 errechneten 
Gesamtversorgung zurückbleibt.

(2) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind
a) die Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsun­

fähigkeit oder das Altersruhegeld aus der gesetzli­
chen Rentenversicherung in der Höhe, in der die 
Rente oder das Altersruhegeld (einschließlich einer 
Erhöhung nach § 1254 Abs. 1 a und 1 bRVO, § 31 Abs. 
1 a und 1 b AVG oder § 53 Abs. 4 a und 4 b RKG) für 
den Monat des Beginns der Versorgungsrente (§ 52) 
gewährt wird oder zu gewähren wäre, wenn die Ren­
te oder das Altersruhegeld nicht
aa)

bb)

cc)

nach §§ 1278, 1280, 1283, 1284, 1315, 1319 RVO,
§§ 55, 57, 60, 61, 94, 98 AVG oder §§ 75, 77, 80, 
81, 105, 108 a RKG ruhte,
auf Grund des §1587 b BGB vermindert oder er­
höht worden wäre,
infolge einer gemäß § 1402 Abs. 8 RVO oder § 
124 Abs. 8 AVG durchgeführten Kürzung nach­
versicherter Entgelte vermindert wäre;

b)
c)

d)

keine Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind Kinder­
zuschüsse sowie Steigerungsbeträge aus Beiträgen 
zur Höherversicherung, es sei denn, daß diese Bei­
träge auf Zeiten entfallen, die nach § 87 Abs. 2 Satz 1 
Buchst, a als gesamtversorgungsfähig angerechnet 
worden sind,
(weggefallen)
1,25 v.H. monatlich der doppelten Summe der Bei­
träge, die ein Arbeitgeber im Sinne des § 55 Abs. 5 
als Zuschuß zu den Beiträgen zu einer öffentlich- 
rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungsein­
richtung im Sinne des § 7 Abs. 2 AVG bis zum Beginn 
der Versorgungsrente (§ 52) gezahlt hat, jedoch 
nicht mehr als 1,25 v.H. monatlich der Beiträge, die 
während der Zeit gezahlt worden sind, während der 
sich ein Arbeitgeber im Sinne des § 55 Abs. 5 am 
Aufbringen der Beiträge beteiligt hat,
1,25 v.H. monatlich der doppelten Summe der Bei­
träge, die ein Arbeitgeber im Sinne des § 55 Abs. 5 
als Zuschuß zu einer Lebensversicherung des Ver­
sorgungsrentenberechtigten bis zum Beginn der 
Versorgungsrente (§ 52) gezahlt hat, jedoch nicht 
mehr als 1,25 v.H. monatlich der Beiträge, die wäh­
rend der Zeit gezahlt worden sind, während der sich 
ein Arbeitgeber im Sinne des § 55 Abs. 5 am Aufbrin­
gen der Beiträge beteiligt hat.

(3) Erreicht die Versorgungsrente nach Absatz 1 nicht
a) 0,03125 v.H. der Summe der zusatzversorgungs­

pflichtigen Entgelte, von denen für die Zeit nach 
dem 31. Dezember 1977 bis zum Beginn der Versor­
gungsrente (§ 52) Umlagen entrichtet worden sind, 
zuzüglich

b) 1,25 v.H. der Summe der für die Zeit nach dem 31. De­
zember 1977 bis zum Beginn der Versorgungsrente 
(§ 52) entrichteten Erhöhungsbeträge zugüglich

c) 1,25 v.H. der Summe der für die Zeit vor dem 1. Ja­
nuar 1978 entrichteten Pflichtbeiträge einschließlich 
der Erhöhungsbeträge,

so ist dieser Betrag als Versorgungsrente zu zahlen.
(4) Die Versorgungsrente erhöht sich um monatlich 1,25 
v.H. der Summe der auf Grund einer freiwilligen Weiter­
versicherung entrichteten Beiträge.

§ 32
Ermittlung der Gesamtversorgung

(1) Die Gesamtversorgung wird auf der Grundlage der 
gesamtversorgungsfähigen Zeit und des gesamtver­
sorgungsfähigen Entgelts ermittelt.
(2) Die Gesamtversorgung beträgt bis zur Vollendung 
einer gesamtversorgungsfähigen Zeit von zehn Jahren 
35 v.H. des gesamtversorgungsfähigen Entgelts. Sie 
steigt in den folgenden 15 Jahren der gesamtversor­
gungsfähigen Zeit um jährlich 2 v.H. und in den folgen­
den weiteren Jahren der gesamtversorgungsfähigen 
Zeit um jährlich 1 v.H. bis zu höchstens 75 v.H. des ge­
samtversorgungsfähigen Entgelts.
(3) Hat der Versicherte beim Eintritt des Versicherungs­
falles das 50. Lebensjahr vollendet und ist die nach § 33 
Abs. 1 gesamtversorgungsfähige Zeit kürzer als die Zeit 
von der Vollendung des 50. Lebensjahres bis zum Ein­
tritt des Versicherungsfalles, so beträgt die Gesamtver­
sorgung für jedes Jahr der gesamtversorgungsfähigen 
Zeit (§ 33) 2 v.H. des gesamtversorgungsfähigen Ent­
gelts; Absatz 2 gilt nicht.
(4) Tritt der Versicherungsfall wegen Berufsunfähigkeit 
vor Vollendung des 65. Lebensjahres ein, so beträgt die 
Gesamtversorgung 80 v.H. des nach Absatz 2 oder Ab­
satz 3 errechneten Betrages.
(5) Für den Versorgungsrentenberechtigten,
a)

b)

c)

bei dem der Versicherungsfall wegen Erwerbsunfä­
higkeit nach Vollendung des 40. Lebensjahres oder 
bei dem der Versicherungsfall nach § 30 Abs. 1 Satz 1 
Buchst, c bis f oder Abs. 2 eingetreten ist und
der während der letzten 15 dem Eintritt des Versi- 
cherungsfalles vorangegangenen Jahre ununter­
brochen bei demselben Arbeitgeber oder dessen 
Rechtsvorgänger in einem versicherungspflichtigen 
Arbeitsverhältnis gestanden hat und
mit dem in diesen 15 Jahren keine kürzere als die je­
weilige regelmäßige Arbeitszeit vereinbart war,

ist Gesamtversorgung mindestens das Mindestruhege­
halt, das einem kinderlos verheirateten Bundesbeam­
ten nach § 14 Abs. 1 Satz 2 bis 4 Beamtenversorgungs­
gesetz im Zeitpunkt des Beginns der Versorgungsrente 
(§ 52) zustehen würde, jedoch höchsten 75 v.H. des ge­
samtversorgungsfähigen Entgelts. Als Unterbrechung 
im Sinne des Satzes 1 Buchst, b gilt nicht eine Unterbre­
chung des Arbeitsverhältnisses in den in § 28 Abs. 3 ge­
nannten Fällen; als Unterbrechung gilt ein Sonderurlaub 
ohne Fortzahlung von Arbeitsentgelt, sofern er sechs 
Monate übersteigt.
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§ 33
Gesamtversorgungsfähige Zeit

(1) Gesamtversorgungsfähige Zeit sind die bis zum Be­
ginn der Versorgungsrente (§52) zurückgelegten Umla­
gemonate (§ 62 Abs. 10).

(2) Als gesamtversorgungsfähige Zeit gelten
a) bei einem Versorgungsrentenberechtigten, der eine 

Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung er­
hält,
aa) die Monate, die der Ermittlung der in der ge­

setzlichen Rentenversicherung angerechne­
ten Versicherungsjahre (einschließlich der Zei­
ten nach § 1254 Abs. 1 a und 1 b RVO, § 31 Abs. 
1 a und 1 b AVG oder § 53 Abs. 4 a und 4 b RKG) 
zugrunde liegen,

bb) die Zeiten, für die bis zum Beginn der Versor- 
. gungsrente (§ 52) zwar keine Beiträge zur ge- 

■ setzlichen Rentenversicherung, aber Beiträge 
zu einer anderweitigen Zukunftsicherung im 
Sinne des § 31 Abs. 2 Buchst, c oder d entrichtet 
worden sind,

nach Abzug der Zeit des Absatzes 1 zur Hälfte;
b) bei einem Versorgungsrentenberechtigten, der kei­

ne Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
erhält, die Hälfte der von ihm nachgewiesenen Zei­
ten
aa) einer Mitgliedschaft bei einer öffentlich-rechtli­

chen Versicherungs- oder Versorgungseinrich­
tung im Sinne des § 7 Abs. 2 AVG, während de­
ren der Angestellte nach dieser Vorschrift von 
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung befreit war, soweit sich ein 
Arbeitgeber im Sinn des § 55 Abs. 5 an der Auf­
bringung der Beiträge zu dieser Einrichtung be­
teiligt hat, •

bb) während deren Beiträge zu einer Lebensversi­
cherung entrichtet worden sind, soweit sich ein 
Arbeitgeber im Sinne des § 55 Abs. 5 an der Auf­
bringung der Beiträge zu ihr beteiligt hat,

cc) einer nach Vollendung des 17. Lebensjahres lie­
genden abgeschlossenen Fachschul- oder 
Hochschulausbildung bis zu zehn Jahren,

dd) erfüllter Dienstpflicht in der Bundeswehr, dem 
Zivildienst oder der früheren deutschen Wehr­
macht und dem Reichsarbeitsdienst sowie Zei­
ten der Dienstleistung im Sinne des § 8 Abs. 1 
des Gesetzes über das Zivilschutzkorps (aktive 
Dienstpflicht und Übungen),

ee) des Kriegsdienstes im Verbände der früheren 
deutschen Wehrmacht,

ff) die im Soldatenverhältnis in der Bundeswehr 
oder in der früheren deutschen Wehrmacht 
(einschließlich Reichswehr) zurückgelegt sind, 
sowie Zeiten im Reichsarbeitsdienst und als 
Angehöriger des Zivilschutzkorps, soweit sie 
nicht nach Buchstaben dd oder ee als gesamt­
versorgungsfähige Zeiten gelten,

gg) einer Kriegsgefangenschaft als deutscher 
Staatsangehöriger oder deutscher Volkszuge­
höriger,

hh) einer auf dem Kriegszustand beruhenden Zivil-

ii)

internierung oder Gefangenschaft als deut­
scher Staatsangehöriger oder deutscher Volks­
zugehöriger nach Vollendung des 16. Lebens­
jahres,
einer stationären Lazarett- oder Krankenhaus­
behandlung, die sich an die Entlassung aus 
dem Kriegsdienst oder aus der Kriegsgefan­
genschaft unmittelbar angeschlossen haben 
und die wegen einer anerkannten Gesund­
heitsschädigung im Sinne des §1 des Bundes­
versorgungsgesetzes erforderlich waren,

kk) einer Internierung oder eines Gewahrsams bei

II)

nach § 9 a des Heimkehrergesetzes oder nach 
§ 9 Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes berechtig­
ten Personen,
einer Freiheitsentziehung im Sinne des § 43 des 
Bundesentschädigungsgesetzes, einer an­
schließenden Krankheit oder unverschuldeten 
Arbeitslosigkeit, sowie Zeiten der durch Verfol­
gungsmaßnahmen im Sinne des genannten 
Gesetzes hervorgerufenen Arbeitslosigkeit 
oder eines Auslandsaufenthaltes bis zum 31. 
Dezember 1949, wenn der Versicherte Ver­
folgter im Sinne des §1 des Bundesentschädi­
gungsgesetzes ist,

soweit diese Zeiten nicht zugleich gesamtversorgungs­
fähig nach Absatz 1 sind.
Ist in den Fällen des Satzes 1 Buchst, b der Versiche­
rungsfall wegen Berufsunfähigkeit oder wegen Er­
werbsunfähigkeit eingetreten, bevor der Versorgungs­
rentenberechtigte das 55. Lebensjahr vollendet hatte, 
so gelten die Kalendermonate vom Monat des Beginns 
der Versorgungsrente bis zum Ende des Kalendermo­
nats, in dem der Versorgungsrentenberechtigte das 55. 
Lebensjahr vollenden würde, zusätzlich zur Hälfte als 
gesamtversorgungsfähige Zeit (Zurechnungszeit), 
wenn

1. von den letzten 60 Kalendermonaten vor Eintritt des 
Versicherungsfalles mindestens 36 Monate Umla­
gemonate sind oder

2. die Kalendermonate vom Ende des ersten Umla­
gemonats bis zum Ende des Kalendermonats, der 
dem Monat des Beginns der Versorgungsrente vor­
ausgeht, mindestens zur Hälfte Umlagemonate 
sind.

(3) Für die Berechnung der Zeit nach Absatz 2 Satz 1 
Buchst, a sind die Zeiten nach Absatz 2 Satz 1 Buchst, a 
Doppelbuchst, bb nach Monaten und Tagen zusam­
menzuzählen. Je 30 Tage gelten als ein Monat; ein ver­
bleibender Rest ist als voller Monat zu werten. Der so er­
mittelten Zeit sind die Monate nach Absatz 2 Satz 1 
Buchst, a, aa hinzuzurechnen. Von der Summe dieser 
Zeiten ist die Zeit nach Absatz1 abzuziehen. Der verblei­
bende Rest ist zu halbieren und auf volle Monate aufzu­
runden. Die Sätzes 1, 2 und 5 gelten für die Berechnung 
der Zeiten nach Absatz 2 Satz 1 Buchst, b und Satz 2 ent­
sprechend.
(4) Die Anzahl der Monate nach den Absätzen 1 und 3 ist 
zusammenzuzählen. Je zwölf Monate sind ein Jahr ge­
samtversorgungsfähiger Zeit; bei einem verbleibenden 
Rest werden sieben und mehr Monate als ein Jahr be-
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rücksichtigt. Ein verbleibender Rest von weniger als sie­
ben Monaten bleibt unberücksichtigt.

§ 34 
Gesamtversorgungsfähiges Entgelt

(1) Gesamtversorgungsfähiges Entgelt ist der nach 
Satz 2 und 3 berechnete monatliche Durchschnitt der 
zusatzversorgungspflichtigen - für die Zeit vor dem 1. 
Januar 1978 der beitragspflichtigen - Entgelte, für die 
für den Versorgungsrentenberechtigten in den letzten 
drei Kalenderjahren vor dem Jahr des Eintritts des Ver­
sicherungsfalles Umlagen - für die Zeit vor dem 1. Ja­
nuar 1978 Pflichtbeiträge - entrichtet worden sind. Das 
Entgelt eines jeden dieser drei Kalenderjahre ist um die 
Summe der Vomhundertsätze zu erhöhen oder zu ver­
mindern, um die sich nach Ablauf jedes dieser drei Ka­
lenderjahre bis zum Ablauf des Tages des Beginns der 
Versorgungsrente (§ 52) die Versorgungsbezüge der 
Versorgungsempfänger des Bundes, deren Versor­
gungsbezügen ein Ortszuschlag nicht zugrunde liegt, 
infolge Veränderungen der wirtschaftlichen Verhältnis­
se allgemein erhöht oder vermindert haben. Die Summe 
dieser jährlichen Entgelte ist durch die Zahl der Umlage­
monate (§ 62 Abs. 10) im Berechnungszeitraum zu tei­
len.
(1 a) Wird nachgewiesen, daß der Versorgungsrenten­
berechtigte in den Umlagemonaten im Sinne des Ab­
satzes 1 Satz 3 infolge des Ablaufs der Bezugsfrist für 
die Krankenbezüge für insgesamt mindestens 20 Ka­
lendertage kein zusatzversorgungspflichtiges - für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1978 kein beitragspflichtiges - 
Entgelt bezogen hat, so sind diese Kalendertage auf An­
trag in Monate umzurechnen. Dabei gelten 30 Tage als 
ein Monat, verbleibende Tage sind in Bruchteile eines 
Monats - auf zwei Stellen nach dem Komma gemeinüb­
lich gerundet - umzurechnen. Die sich ergebenden 
Monate und Teilmonate sind von den Umlagemonaten 
des Absatzes 1 Satz 3 abzuziehen.
(2) Waren innerhalb des in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Berechnungszeitraumes Umlagen - für die Zeit vor dem 
1. Januar 1978 Pflichtbeiträge - nicht zu entrichten, so 
ist gesamtversorgungsfähig das zusatzversorgungs­
pflichtige Entgelt, das der Versorgungsrentenberech­
tigte in dem Monat, in dem der Versicherungsfall einge­
treten ist, bezogen hätte, wenn er während des ganzen 
Monats beschäftigt gewesen wäre. Absatz 1 Satz 2 gilt 
sinngemäß mit der Maßgabe, daß die Erhöhungen oder 
Verminderungen der Versorgungsbezüge der maßge­
benden Versorgungsempfänger des Bundes zu berück­
sichtigen sind, die nach dem Ende des Monats, in dem 
der Versicherungsfall eingetreten ist, bis zum Ablauf 
des Tages des Beginns der Versorgungsrente (§ 52) 
wirksam geworden sind.
(3) Hat der Versorgungsrentenberechtigte in den 25 
dem Versicherungsfall vorangegangenen Kalenderjah­
ren mindestens 180 Umlagemonate (§ 62 Abs. 10) zu- 
rückgeiegt, so ist gesamtversorgungsfähiges Entgelt, 
wenn dies günstiger ist, ein Zwölftel der für den Versor­
gungsrentenberechtigten in der gesetzlichen Renten­
versicherung im Zeitpunkt des Beginns der Versor­
gungsrente (§ 52) maßgebenden Rentenbemessungs­
grundlage (§ 1255 RVO, § 32 AVG, § 54 RKG).
(4) Übersteigt das gesamtversorgungsfähige Entgelt 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 die Beitragsbemessungs-

grenze für Monatsbezüge, die bei Beginn der Versor­
gungsrente (§ 52) in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung der Arbeiter und Angestellten gilt, so ist gesamt­
versorgungsfähiges Entgelt das um 20 v.H. des die Bei­
tragsbemessungsgrenze übersteigenden Betrages ge­
kürzte gesamtversorgungsfähige Entgelt nach Absatz 1 
oder Absatz 2.
(5) (weggefallen)
(6) In den Fällen des § 28 Abs. 5 ist gesamtversorgungs­
fähiges Entgelt nach Absatz 1 das Entgelt, das der Be­
rechnung der Gesamtversorgung zugrunde zu legen 
gewesen wäre, wenn der Versicherungsfall an dem Tage 
eingetreten wäre, an dem der Pflichtversicherte aus 
dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist; es ist nach § 
47 Abs. 3 anzupassen.

§ 34 a 
Sonderregelung für Versorgungsrentenberechtigte, 

die als Pflichtversicherte 
teilzeitbeschäftigt gewesen sind

(1) 1st
a) mit dem Pflichtversicherten für Zeiten nach dem 31. 

Dezember 1981 arbeitsvertraglich eine durch­
schnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
vereinbart gewesen, die weniger als die durch­
schnittliche regelmäßige Arbeitszeit eines entspre­
chenden Vollbeschäftigten betragen hat; oder

b) der Pflichtversicherte nach dem 31. März 1979 nach 
§ 20 des Tarifvertrages über die Regelung der 
Rechtsverhältnisse der nicht vollbeschäftigten 
Fleischbeschautierärzte, Fleischbeschauer und Tri­
chinenschauer in öffentlichen Schlachthöfen und in 
Einfuhruntersuchungsstellen pflichtversichert ge­
wesen,
ist die Gesamtversorgung mit den sich aus den Ab­
sätzen 2 bis 4 ergebenden Maßgaben zu errechnen.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchst, a wird für jeden 
Versicherungsabschnitt (§ 11 Abs. 4) der Quotient fest­
gestellt, der dem Verhältnis entspricht, in dem die An­
zahl der im Versicherungsabschnitt arbeitsvertraglich 
vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits­
stunden zuzüglich der im Versicherungsabschnitt über 
die arbeitsvertraglich vereinbarte durchschnittliche re­
gelmäßige Arbeitszeit hinaus bezahlten Stunden (§ 11 
Abs. 5) zu der Anzahl der regelmäßigen Arbeitsstunden 
eines entsprechenden Vollbeschäftigten im Versiche­
rungsabschnitt gestanden hat (Beschäftigungsquo­
tient). Der Beschäftigungsquotient ist höchstens mit 1 
zu berücksichtigen. Aus den Beschäftigungsquotienten 
der einzelnen Versicherungsabschnitte wird der Ge­
samtbeschäftigungsquotient gebildet. Für die Berech­
nung des Gesamtbeschäftigungsquotienten sind die 
einzelnen Beschäftigungsquotienten mit der Anzahl der 
auf den jeweiligen Versicherungsabschnitt entfallen­
den Umlagemonate zu multiplizieren. Die Einzelergeb­
nisse sind zu addieren, und die Summe ist durch die Ge­
samtzahl der Umlagemonate zu teilen. Die Beschäfti­
gungsquotienten sind gemeinüblich auf zwei Stellen 
nach dem Komma zu runden. In den Fällen des Absat­
zes 1 Buchst, b ist für die Ermittlung des Beschäfti­
gungsquotienten das zusatzversorgungspflichtige Ent­
gelt eines jeden Kalenderjahres durch die für den 
Pflichtversicherten am 31. Dezember dieses Kalender­
jahres maßgebende Stundenvergütung zu teilen. Endet
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die Pflichtversicherung im Laufe eines Kalenderjahres, 
ist die Stundenvergütung, die am 31. Dezember des Vor­
jahres maßgebend gewesen ist, zugrunde zu legen. Für 
die sich ergebende Zahl ist das Verhältnis zu ermitteln, 
in dem sie zu der Zahl 2088 steht. Die Sätze 2 bis 6 gel­
ten entsprechend.
(3) Für die Anwendung des § 34 Abs. 1, 2 oder 6 ist das 
zusatzversorgungspflichtige Entgelt der Versiche­
rungsabschnitte, in denen der Beschäftigungsquotient 
weniger als 1 betragen hat, auf 1 hochzurechnen. In den 
Fällen des Absatzes 1 Buchst, b ist für die Anwendung 
des § 34 Abs. 1 das zusatzversorgungspflichtige Entgelt 
eines jeden der maßgebenden drei Kalenderjahre ent­
sprechend dem für dieses Kalenderjahr festgestellten 
Beschäftigungsquotienten auf 1 hochzurechnen. Für 
die Anwendung des § 34 Abs. 3 und 4 ist von dem hoch­
gerechneten zusatzversorgungspflichtigen Entgelt 
auszugehen.
(4) Die unter Berücksichtigung des Absatzes 3 errech­
nete Gesamtversorgung wird entsprechend dem Ge­
samtbeschäftigungsquotienten herabgesetzt. Die Her­
absetzung der Gesamtversorung unterbleibt, wenn die 
gesamtversorgungsfähige Zeit auch dann mindestens 
noch 420 Monate beträgt, wenn sie entsprechend dem 
Gesamtbeschäftigungsquotienten gekürzt wird.

§ 35
Höhe der Versicherungsrente

(1) Als monatliche Versicherungsrente werden gezahlt

a)

b)

c)

d)

0,03125 v.H. der Summe der zusatzversorgungs­
pflichtigen Entgelte, von denen für die Zeit nach 
dem 31. Dezember 1977 bis zum Beginn der Versi­
cherungsrente (§ 52) Umlagen entrichtet worden 
sind, zuzüglich
1,25 v.H. der Summe der für die Zeit nach dem 31. De­
zember 1977 bis zum Beginn der Versicherungsren­
te (§ 52) entrichteten Erhöhungsbeträge zuzüglich
1,25 v.H. der Summe der Beiträge zur freiwilligen 
Weiterversicherung zuzüglich
1,25 v.H. der Summe der für die Zeit vor dem 1. Ja­
nuar 1978 entrichteten Pflichtbeiträge einschließlich 
der Erhöhungsbeträge.

Zusatzversorgungspflichtige Entgelte, Pflichtbeiträge 
und Erhöhungsbeträge, die der Berechnung der Ver­
sicherungsrente nach § 35 a zugrunde gelegt werden, 
bleiben bei der Anwendung des Satzes 1 unberücksich­
tigt.
(2) Treten bei einem Versicherungsrentenberechtigten 
erneut die in § 30 Abs. 1 und 2 bezeichneten Ereignisse 
ein, so wird die Versicherungsrente neu berechnet, 
wenn nach dem Beginn der Versicherungsrente (§ 52) 
weitere Beiträge oder Umlagen entrichtet worden 
sind; § 35 a ist anzuwenden. Die Versicherungsrente 
wird ferner neu berechnet, wenn im Falle des § 56 Abs. 4 
die Anwendbarkeit des § 35 a entfällt.

§ 35 a
Versicherungsrente auf Grund des Gesetzes 

zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
Bei einem Versicherten, der nach dem 21. Dezember 
1974 und nach Vollendung seines 35. Lebensjahres aus

einem Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist, auf Grund 
dessen er

a)

b)

1.

2.

seit mindestens zehn Jahren ununterbrochen durch 
dasselbe Mitglied oder dessen Rechtsvorgänger 
pflichtversichert gewesen ist oder
- wenn das Arbeitsverhältnis mindestens zwölf Jah­
re ohne Unterbrechung bestanden hatte - seit min­
destens drei Jahren ununterbrochen durch dassel­
be Mitglied oder dessen Rechtsvorgänger pflicht­
versichert gewesen ist, wird, wenn ein Anspruch auf 
Versicherungsrente entsteht, die Versicherungsren­
te hinsichtlich dieses Abschnittes der Pflichtversi­
cherung abweichend von § 35 Abs. 1Satz 1 wie folgt 
berechnet:
Der monatliche Betrag der Versicherungsrente be­
trägt für je zwölf Umlagemonate (§ 62 Abs. 10), die 
auf Grund des nach Buchstabe a oder b maßgeben­
den Arbeitsverhältnisses zurückgelegt worden sind, 
0,4 v.H. des Entgelts nach Nr. 2; ein verbleibender 
Rest von weniger als zwölf Umlagemonaten bleibt 
bei der Berechnung unberücksicht.
Entgelt im Sinne der Nr. 1 ist das Entgelt, das nach § 
34 Abs. 1, 1 a, 2 und 4 im Zeitpunkt der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses gesamtversorgungsfähig
gewesen wäre, wenn in diesem Zeitpunkt der Versi­
cherungsfall eingetreten wäre und die Versorgungs­
rente am Ersten des fogenden Kalendermonats be­
gonnen hätte; § 34 a gilt nicht.

Erreicht der nach Satz 1 Nr. 1 und 2 sich ergebende Be­
trag nicht den Betrag, der sich bei Anwendung des § 35 
Abs. 1 Satz 1 Buchst, a, b und d auf den in Satz 1 bezeich­
neten Abschnitt der Pflichtversicherung ergeben wür­
de, so ist dieser Betrag maßgebend.

Abschnitt III
Versorgungsrenten und Versicherungsrenten 

für Hinterbliebene
1. Anspruchsvoraussetzungen

§ 36
Anspruch auf Versorgungsrente oder 

Versicherungsrente für Witwen
(1) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit erfüllt hat 
oder bei dem sie als erfüllt gilt und der im Zeitpunkt sei­
nes Todes pflichtversichert ist oder als pflichtversichert 
gilt, oder ein Versorgungsrentenberechtigter, so hat die 
Witwe Anspruch auf Versorgungsrente für Witwen (ver­
sorgungsrentenberechtigte Witwe). Der Anspruch der 
Witwe wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der 
Rentenanspruch des Versorgungsberechtigten im Zeit­
punkt seines Todes geruht hat.
(2) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit erfüllt hat 
und der im Zeitpunkt seines Todes freiwillig weiterversi­
chert oder beitragsfrei versichert ist, oder ein Versiche­
rungsrentenberechtigter, so hat die Witwe Anspruch 
auf Versicherungsrente für Witwen (versicherungsren­
tenberechtigte Witwe). Der Anspruch der Witwe wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Rentenan­
spruch des Versicherungsrentenberechtigten im Zeit­
punkt seines Todes geruht hat.
(3) Ein Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente für Witwen besteht nicht, wenn
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a) die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als drei 
Monate gedauert hat, es sein denn, daß nach den 
besonderen Umständen des Falles die Annahme 
nicht gerechtfertigt ist, daß es der alleinige oder 
überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe eine 
Rente zu verschaffen, oder

b) die Ehe nach dem Eintritt des Versicherungsfalles 
geschlossen worden ist und der Verstorbene im 
Zeitpunkt der Eheschließung das 65. Lebensjahr 
vollendet hatte, es sei denn, daß aus der Ehe ein 
Kind hervorgegangen ist oder daß im Zeitpunkt der 
Eheschließung ein Kind aus einer früheren Ehe des 
Verstorbenen der elterlichen Betreuung bedurfte, 
oder

c) 'die Witwe den Tod des Versicherten oder Versor­
gungsrentenberechtigten oder Versicherungsren­
tenberechtigten vorsätzlich herbeigeführt hat.

(4 ) Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente für Witwen hat auch die durch ein vor dem 1. 
Juli 1977 verkündetes Urteil schuldlos oder aus über­
wiegendem Verschulden des verstorbenen Ehemannes 
geschiedene Ehefrau, die im Falle des Fortbestehens 
der Ehe Versorgungsrente nach Absatz 1 oder Versiche­
rungsrente nach Absatz 2 erhalten hätte, wenn ihr der 
Verstorbene im letzten Jahr vor seinem Tod Unterhalt 
geleistet hat oder am Todestag auf Grund einer rechts­
kräftigen Entscheidung oder einer Unterhaltsvereinba­
rung Unterhalt zu leisten hatte. War der Verstorbene im 
Zeitpunkt seines Todes in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung versichert und hatte er dort die Wartezeit er­
füllt oder erhielt er in diesem Zeitpunkt eine Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung, so gilt Satz 1 nur 
dann, wenn die frühere Ehefrau Rente nach §1265 RVO, 
§ 42 AVG oder § 65 RKG erhält. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für die einer schuldlos geschiedenen 
Ehefrau gleichgestellte frühere Ehefrau des Verstorbe­
nen, wenn die Ehe durch ein vor dem 1. Juli 1977 verkün­
detes Urteil aufgehoben oder für nichtig erklärt worden 
ist.

§ 37
Anspruch auf Versorgungsrente oder 

Versicherungsrente für Witwer
(1) § 36 gilt entsprechend für
a) den Witwer einer verstorbenen Versicherten oder 

Versorgungsrentenberechtigten oder Versiche­
rungsrentenberechtigten, wenn die Verstorbene 
den Unterhalt ihrer Familie überwiegend bestritten 
hat,

b) den durch ein vor dem 1. Juli 1977 verkündetes Urteil 
schuldlos oder aus überwiegendem Verschulden 
der Versicherten oder Versorgungsrentenberech­
tigten oder Versicherungsrentenberechtigten ge­
schiedenen Ehemann der Verstorbenen, wenn die 
Verstorbene ihm im letzten Jahr vor ihrem Tod Unter­
halt geleistet hat oder am Todestag auf Grund einer 
rechtskräftigen Entscheidung oder einer Unterhalts? 
vereinbarung Unterhalt zu leisten hatte,

c) den einem schuldlos geschiedenen Ehemann 
gleichgestellten früheren Ehemann einer Versicher­
ten oder Versorgungsrentenberechtigten oder Ver­
sicherungsrentenberechtigten, dessen Ehe durch 
ein vor dem 1. Juli 1977 verkündetes Urteil aufgeho­
ben oder für nichtig erklärt worden ist, wenn die Vor­
aussetzungen des Buchstaben b vorliegen.

(2) An die Stelle der Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente für Witwen im Sinne dieser Satzung tritt die 
Versorgungsrente oder Versicherungsrente für Witwer, 
an die Stelle der Witwe tritt der Witwer.

§ 38
Anspruch auf Versorgungsrente oder 

Versicherungsrente für Waisen
(1) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit erfüllt hat 
oder bei dem sie als erfüllt gilt und der im Zeitpunkt sei­
nes Todes pflichtversichert ist oder als pflichtversichert 
gilt, oder ein Versorgungsrentenberechtigter, so haben 
die Kinder Anspruch auf Versorgungsrente für Waisen, 
wenn sie das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
(versorgungsrentenberechtigte Waisen). Darüber hin­
aus besteht Anspruch auf Versorgungsrente für Wai­
sen, wenn und solange sich die Waise in Schul- oder Be­
rufsausbildung befindet oder ein freiwilliges soziales 
Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines freiwil­
ligen sozialen Jahres leistet oder wenn sie infolge kör­
perlicher oder geistiger Gebrechen außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten, solange dieser Zustand 
dauert, längstens jedoch bis zur Vollendung des 25. Le­
bensjahres. Im Falle der Unterbrechung oder Verzöge­
rung der Schul- oder Berufsausbildung durch Erfüllung 
der gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstpflicht des Kin­
des vor der Vollendung des 25. Lebensjahres wird die 
Waisenrente für einen der Zeit dieser Unterbrechung 
oder Verzögerung entsprechenden Zeitraum auch über 
das 25. Lebensjahr hinaus gewährt. Die Sätze 2 und 3 
gelten nicht, wenn das Kind sich in Ausbildung befindet 
und

a) ihm aus dem Ausbildungsverhältnis Bruttobezüge in 
Höhe von wenigstens 1000,- DM monatlich zuste­
hen oder

b) ihm mit Rücksicht auf die Ausbildung

1. Unterhaltsgeld von wenigstens 730,- DM monat­
lich zusteht oder nur deswegen nicht zusteht, 
weil es über anrechnungsfähiges Einkommen 
verfügt, oder

2. Übergangsgeld zusteht, dessen Bemessungs­
grundlage wenigstens 1000,- DM monatlich be­
trägt.

Bei der Anwendung des Satzes 4 bleiben Ehegatten- 
und Kinderzuschläge sowie einmalige Zuwendungen 
außer Ansatz.
(2) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit erfüllt hat 
und der im Zeitpunkt seines Todes freiwillig weiterversi­
chert oder beitragsfrei ist, oder ein Versicherungsren­
tenberechtigter, so haben die Kinder unter den in 
Absatz 1 genannten Voraussetzungen Anspruch auf 
Versicherungsrente für Waisen (versicherungsrenten­
berechtigte Waisen).
(3) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente für Waisen wird nicht dadurch ausgeschlos­
sen, daß der Rentenanspruch des Versorgungsrenten­
berechtigten oder Versicherungsrentenberechtigten 
im Zeitpunkt seines Todes geruht hat.
(4) Kinder im Sinne der Absätze 1 und 2 sind die leibli­
chen und die angenommenen Kinder des Verstorbe­
nen.
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(5) Ein Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente für Waisen besteht nicht für eine Waise, die 
den Tod des Versicherten oder Versorgungsrentenbe­
rechtigten oder Versicherungsrentenberechtigten vor­
sätzlich herbeigeführt hat.
(6) Der Anspruch einer Waise auf Versorgungsrente 
oder Versicherungsrente für Waisen wird nicht dadurch 
berührt, daß sie ein Dritter als Kind annimmt.
(7) Hat die Waise einen Anspruch auf Versorgungsrente 
oder Versicherungsrente für Waisen aus Versiche­
rungsverhältnissen mehrerer Personen, so wird nur die 
jeweils höchste Versorgungsrente oder Versicherungs­
rente für Waisen gezahlt.

§ 39
Versorgungsrenten oder Versicherungsrenten 

bei Verschollenheit
(1) Versorgungsrente oder Versicherungsrente für Wit­
wen, Witwer oder Waisen erhalten, wenn der Versicher­
te oder Versorgungsrentenberechtigte oder Versiche­
rungsrentenberechtigte verschollen ist, die Personen, 
die im Falle seines Todes Versorgungsrente oder Versi­
cherungsrente für Witwen, Witwer oder Waisen erhal­
ten würden. Sterbegeld wird nicht gewährt.
(2) War der Versicherte oder Versorgungsrentenbe­
rechtigte oder Versicherungsrentenberechtigte in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert und hatte 
er dort die Wartezeit erfüllt, so gilt er als von dem Zeit­
punkt an verschollen, von dem an Rente wegen Ver­
schollenheit aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
gewährt wird. War der Versicherte oder Versorgungs­
rentenberechtigte oder Versicherungsrentenberech­
tigte in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht ver­
sichert oder hatte er dort die Wartezeit nicht erfüllt, so 
ist er mit Ablauf des Monats verschollen, in dem sein 
Aufenthalt seit einem Jahr unbekannt ist, ohne daß 
Nachrichten darüber vorliegen, ob er in dieser Zeit noch 
gelebt hat oder gestorben ist, sofern nach den Umstän­
den hierdurch ernstliche Zweifel an seinem Fortleben 
begründet werden.
(3) An die Stelle des Zeitpunktes des Todes nach § 40 
Abs. 2, § 41 Abs. 2, § 43, § 44 Satz 1 tritt der Tag, von dem 
an Rente wegen Verschollenheit aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung gewährt wird. Besteht kein An­
spruch auf eine Rente aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung, so tritt an die Stelle des Zeitpunktes des To­
des der Tag nach dem Tag, an dem der Verschollene 
nach der letzten Nachricht von ihm oder über ihn noch 
gelebt hat.
(4) Kinder, die später als 302 Tage nach dem Tage gebo­
ren sind, der nach Absatz 3 an die Stelle des Todestages 
tritt, gelten nicht als Kinder im Sinne des § 38 Abs. 4.
(5) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente wegen Verschollenheit erlischt mit dem 
Ablauf des Monats, in dem der Verschollene gestorben 
oder zurückgekehrt ist oder Nachrichten darüber vorlie­
gen, daß er noch lebt.
(6) Kehrt der verschollene Versorgungsrentenberech­
tigte oder Versicherungsrentenberechtigte zurück und 
liegen in diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen des 
Anspruchs auf Versorgungsrente oder Versicherungs­
rente noch vor, so erhält er vom Ersten des Monats an, 
in dem er den Antrag auf Wiedergewährung der Versor-

gungsrente oder Versicherungsrente bei der Kasse ge­
stellt hat, die Rente in der Höhe, in der sie zustehen wür­
de, wenn sie nicht erloschen gewesen wäre.

2. Höhe der Versorgungsrente für Hinterbliebene

§ 40
Höhe der Versorgungsrente für Witwen

(1) Als monatliche Versorgungsrente für Witwen wird 
der Betrag gezahlt, um den die Summe der in Absatz 3 
genannten Bezüge hinter der Gesamtversorgung für 
Witwen (Absätze 2 und 4) zurückbleibt.

(2) Die Gesamtversorgung beträgt
a) für die Witwe eines Versorgungsrentenberechtigten 

60 v.H. der Gesamtversorgung, die sich für den Ver­
storbenen ergeben hätte, wenn für ihn im Zeitpunkt 
seines Todes die Versorgungsrente wegen Eintritts 
der Erwerbsunfähigkeit nach § 46 a neu zu berech­
nen gewesen wäre,

b) für die Witwe eines Pflichtversicherten, der nicht 
Versorgungsrentenberechtigter gewesen ist, 60 v.H. 
der Gesamtversorgung, die der Berechnung der 
Versorgungsrente des Verstorbenen zugrunde zu le­
gen gewesen wäre, wenn für ihn im Zeitpunkt seines 
Todes der Versicherungsfall wegen Erwerbsunfähig­
keit eingetreten wäre.

In den Fällen des § 36 Abs. 4 und des § 37 Abs. 1 Buchst, 
b und c ist Gesamtversorgung jedoch höchstens der 
Betrag, den der (die) Verstorbene zur Zei seines (ihres) 
Todes auf Grund einer rechtskräftigen Entscheidung 
oder einer Vereinbarung monatlich als Unterhalt zu lei­
sten hatte; ist eine solche Entscheidung nicht ergangen 
oder liegt eine Unterhaltsvereinbarung nicht vor, so ist 
Gesamtversorgung höchstens der monatliche Durch­
schnitt des Betrages, den der (die) Verstorbene im Jah­
re vor seinem (ihrem) Tod als Unterhalt geleistet hat.

(3) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind
a) die Witwenrente aus der Versicherung des Verstor­

benen in der gesetzlichen Rentenversicherung (§ 
1268 Abs. 1 bis 4 RVO, § 45 Abs. 1 bis 4 AVG, § 69 Abs.
1 bis 4 RKG) in der Höhe, in der sie gewährt wird oder 
zu gewähren wäre, wenn
aa)

bb)

cc)

dd)

sie nicht nach §§1279, 1280,1315, 1319 RVO, §§ 
56, 57, 94, 98 AVG oder §§ 76, 77, 105, 108 a 
RKG ruhte,
nicht nach § 1268 Abs. 5 RVO, § 45 Abs. 5 AVG 
oder § 69 Abs. 5 RKG ein höherer Betrag ge­
währt würde,
sie nicht auf Grund des § 1587 b BGB vermin­
dert oder erhöht worden wäre,
sie nicht infolge einer gemäß § 1402 Abs. 8 RVO 
oder § 124 Abs. 8 AVG durchgeführten Kürzung 
nachversicherter Entgelte vermindert wäre;

keine Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind Steige­
rungsbeträge aus Beiträgen zur Höherversicherung, 
es sei denn, daß diese Beiträge auf Zeiten entfallen, 
die nach § 87 Abs. 2 Satz 1 Buchst, a als gesamtver­
sorgungsfähig angerechnet worden sind,

b) (weggefallen)
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c) 60 v.H. der Bezüge im Sinne des § 31 Abs. 2 Buchst, 
c, die der Berechnung der Versorgungsrente des 
verstorbenen Versorgungsrentenberechtigten im 
Zeitpunkt seines Todes zugrunde gelegen haben 
oder in dem Monat zugrunde zu legen gewesen wä­
ren,indem die Versorgungsrente der Witwe beginnt, 
bzw. der Bezüge, die der Berechnung der Versor­
gungsrente des verstorbenen Pflichtversicherten 
zugrunde zu legen gewesen wären, wenn für ihn im 
Zeitpunkt seines Todes der Versicherungsfall der Er­
werbsunfähigkeit eingetreten wäre,

d) 60 v.H. der Bezüge im Sinne des § 31 Abs. 2 Buchst, 
d, die der Berechnung der Versorgungsrente des 
verstorbenen Versorgungsrentenberechtigten im 
Zeitpunkt seines Todes zugrunde gelegen haben 
oder in dem Monat zugrunde zu legen gewesen wä­
ren, in dem die Versorgungsrente der Witwe beginnt, 
bzw. der Bezüge, die der Berechnung der Versor­
gungsrente des verstorbenen Pflichtversicherten 
zugrunde zu legen gewesen wären, wenn für ihn im 
Zeitpunkt seines Todes der Versicherungsfall der Er­
werbsunfähigkeit eingetreten wäre,

e) in den Fällen des §36 Abs. 4 und des §37 Abs. 1 fer­
ner die Grundrente für Witwen oder Witwer nach 
dem Bundesversorgungsgesetz.

(4) Solange die versorgungsrentenberechtigte Witwe 
eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
nach § 1268 Abs. 1 RVO, § 45 Abs. 1 AVG oder § 69 Abs. 1 
RKG erhält, beträgt die Gesamtversorgung 80 v.H. der 
Gesamtversorgung nach Absatz 2; dabei sind als ge­
samtversorgungsfähige Zeit im Sinne des § 33 Abs. 2 
Satz 1 Buchst, a Doppelbuchst, aa die Monate zu be­
rücksichtigen, die der Ermittlung der Witwenrente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung zugrunde liegen. 
Erhält die versorgungsrentenberechtigte Witwe keine 
Witwenrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
und ist sie noch nicht 45 Jahre alt, nicht berufsunfähig 
oder nicht erwerbsunfähig und hat sie keine versor­
gungsrentenberechtigte Waise zu erziehen, so gilt Satz 
1 mit der Maßgabe entsprechend, daß die Zurechnungs­
zeit nach § 33 Abs. 2 Satz 2 nicht zu berücksichtigen ist.
(5) Als Versorgungsrente werden monatlich minde­
stens 60 v.H. des Betrages gezahlt, der sich bei Anwen­
dung des § 31 Abs. 3 ergeben würde.
(6) Sind auch Beiträge auf Grund einer freiwilligen Wei­
terversicherung entrichtet worden, so erhöht sich die 
Versorgungsrente nach Absatz 1 oder Absatz 5 monat­
lich um den Betrag von 0,75 v.H. der Summe dieser Bei­
träge.

§ 41
Höhe der Versorgungsrente für Waisen

(1) Als monatliche Versorgungsrente für Waisen wird 
der Betrag gezahlt, um den die Summe der in Absatz 5 
genannten Bezüge hinter der Gesamtversorgung für 
Waisen (Absatz 2) zurückbleibt.
(2) Die Gesamtversorgung für Waisen beträgt für die 
Halbwaise 12 v.H., für die Vollwaise 20 v.H. der nach § 40 
Abs. 2 Satz 1 für den Verstorbenen zum Todeszeitpunkt 
errechneten Gesamtversorgung.
(3) Vollwaise im Sinne des Absatzes 2 ist die Waise, die 
keinen Unterhaltsanspruch gegen einen Eltern- oder 
Adoptivelternteil hat. Als Vollwaise gilt auch das nicht-

eheliche Kind einer verstorbenen weiblichen Versicher­
ten oder Versorgungsrentenberechtigten, dessen Vater 
nicht festgestellt ist. § 38 Abs. 6 bleibt unberührt.
(4) Die Waisenrente für Vollwaisen wird auch gewährt, 
wenn die Mutter oder trotz Vorliegens der sachlichen 
Voraussetzungen des § 37 der Vater keinen Anspruch 
auf Versorgungsrente für Witwen oder Witwer aus der 
Versicherung des Verstorbenen hat. Dies gilt nicht, 
wenn die Ehe zwischen dem verstorbenen und dem 
überlebenden Elternteil geschieden und ein Versor­
gungsausgleich durchgefüht worden ist.

(5) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind
a) die Waisenrente aus der Versicherung des Verstor­

benen in der gesetzlichen Rentenversicherung in 
der Höhe, in der sie gewährt wird oder zu gewähren 
wäre, wenn sie nicht
aa) nach §§ 1279, 1280, 1315, 1319 RVO, §§ 56, 57,

94,98 AVG oder §§76,77,105,108 a RKG ruhte, 
bb) auf Grund des §1587 b BGB vermindert oder er­

höht worden wäre;
cc) infolge einer gemäß § 1402 Abs. 8 RVO oder § 

124 Abs. 8 AVG durchgeführten Kürzung nach­
versicherter Entgelte vermindert wäre;

keine Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind der Erhö­
hungsbetrag nach § 1269 Abs. 1 Satz 3 und 4 RVO, § 
46 Abs. 1 Satz 3 und 4 AVG, § 69 Abs. 6 Satz 3 und 4 
RKG sowie Steigerungsbeträge aus Beiträgen zur 
Höherversicherung, es sei denn, daß diese Beiträge 
auf Zeiten entfallen, die nach § 87 Abs. 2 Satz 1 
Buchst, a als gesamtversorgungsfähig angerechnet 
worden sind,

b) (weggefallen)
c) bei einer Halbwaise 12 v.H., bei einer Vollwaise 20 

v.H. der Bezüge im Sinne des § 31 Abs. 2 Buchst, c, 
die der Berechnung der Versorgungsrente des ver­
storbenen Versorgungsrentenberechtigten im Zeit­
punkt seines Todes zugrunde gelegen haben oder in 
dem Monat zugrunde zu legen gewesen wären, in 
dem die Versorgungsrente der Waisen beginnt, bzw. 
der Bezüge, die der Berechnung der Versorgungs­
rente des verstorbenen Pflichtversicherten zugrun­
de zu legen gewesen wären, wenn für ihn im Zeit­
punkt seines Todes der Versicherungsfall der 
Erwerbsunfähigkeit eingetreten wäre,

d) bei einer Halbweise 12 v.H., bei einer Vollweise 20 
v.H. der Bezüge im Sinne des § 31 Abs. 2 Buchst, d, 
die der Berechnung der Versorgungsrente des ver­
storbenen Versorgungsrentenberechtigten im Zeit­
punkt seines Todes zugrunde gelegen haben oder in 
dem Monat zugrunde zu legen gewesen wären, in 
dem die Versorgungsrente der Waisen beginnt, bzw. 
der Bezüge, die der Berechnung der Versorgungs­
rente des verstorbenen Pflichtversicherten zugrun­
de zu legen gewesen wären, wenn für ihn im Zeit­
punkt seines Todes der Versicherungsfall der Er­
werbsunfähigkeit eingetreten wäre.

(6) Als Versorgungsrente werden monatlich minde­
stens
a) bei einer Halbwaise 12 v.H.,
b) bei einer Vollwaise 20 v.H.
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des Betrages gezahlt, der sich bei Anwendung des § 31 
Abs. 3 ergeben würde.
(7) Sind auch Beiträge auf Grund einer freiwilligen Wei­
terversicherung entrichtet worden, so erhöht sich die 
Versorgungsrente nach Absatz 1 oder Absatz 6 bei einer 
Halbwaise monatlich um den Betrag von 0,15 v.H., bei 
einer Vollwaise um den Betrag von 0,25 v.H. der Summe 
dieser Beiträge.

§ 41 a
(weggefallen)

§ 42
Höchstbetrag der Versorgungsrenten bei 

mehreren Hinterbliebenen
(1) Die Gesamtversorgungen für die Hinterbliebenen 
dürfen zusammen die Gesamtversorgung des Verstor­
benen nicht übersteigen, die der Berechnung der Ver­
sorgungsrenten für die Hinterbliebenen zugrunde liegt.
(2) Treffen Versorgungsrenten nach § 40 Abs. 5 und § 41 
Abs. 6 zusammen, so dürfen sie die Versorgungsrente 
nicht übersteigen, die dem Verstorbenen nach § 31 Abs.
3 zugestanden hätte, wenn er im Zeitpunkt seines 
Todes Anspruch auf Versorgungsrente erworben hätte. 
Erhöhungsbeträge, die den aus der Gesamtversorgung 
errechneten Versorgungsrenten nach § 40 Abs. 6 oder 
§ 41 Abs. 7 zugeschlagen werden, dürfen zusammen 
den Erhöhungsbetrag nicht übersteigen, der dem Ver­
storbenen nach § 31 Abs. 4 zugestanden hätte, wenn er 
im Zeitpunkt seines Todes Anspruch auf Versorgungs­
rente erworben hätte.
(3) Überschreiten die Gesamtversorgungen der Hinter­
bliebenen oder die in Absatz 2 genannten Versorgungs­
renten oder Erhöhungsbeträge der Hinterbliebenen die 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 maßgebende Grenze, so 
werden die Gesamtversorgungen, die Versorgungsren­
ten oder die Erhöhungsbeträge im gleichen Verhältnis 
gekürzt.

3. Höhe der Versicherungsrenten für Hinterbliebene

§43
Höhe der Versicherungsrente für Witwen

Die monatliche Versicherungsrente für Witwen beträgt 
60 v.H. der Versicherungsrente, die dem Verstorbenen 
nach §§ 35, 35 a zugestanden hätte, wenn der Anspruch 
darauf im Zeitpunkt seines Todes entstanden wäre.

§ 44
Höhe der Versicherungsrente für Waisen

Die monatliche Versicherungsrente für Waisen beträgt 
für eine Halbwaise 12 v.H. und für eine Vollwaise 20 v.H. 
der Versicherungsrente, die dem Verstorbenen nach §§ 
35, 35 a zugestanden hätte, wenn der Anspruch darauf 
im Zeitpunkt seines Todes entstanden wäre. § 41 Abs. 3 
und 4 gilt sinngemäß.

§ 45
Höchstbetrag bei mehreren Hinterbliebenen

(1) Die Versicherungsrenten für Hinterbliebene dürfen 
zusammen die Versicherungsrente nicht übersteigen, 
die dem Verstorbenen nach §§ 35, 35 a zugestanden 
hätte, wenn der Anspruch darauf im Zeitpunkt seines

Todes entstanden wäre. Versicherungsrenten für Hin­
terbliebene, die zusammen einen höheren Betrag erge­
ben, werden im gleichen Verhältnis gekürzt.
(2) Erlischt eine der nach Absatz 1 Satz 2 gekürzten Ver­
sicherungsrenten, so erhöht sich die Versicherungsren­
te der verbleibenden Hinterbliebenen vom Beginn des 
folgenden Kalendermonats an entsprechend, jedoch 
höchstens bis zu dem sich aus den §§ 43, 44 ergeben­
den vollen Betrag.

Abschnitt IV
Zusammentreffen, Neuberechnung und Anpassung 

von Versorgungsrenten
§46

Zusammentreffen mehrerer Ansprüche
(1) Bestehen bei der Kasse für dieselbe Person auf 
Grund mehrerer Arbeitsverhältnisse mehrere Pflicht­
versicherungen, so sind diese bei der Berechnung von 
Leistungen als ein einheitliches Versicherungsverhält­
nis zu behandeln. Die Einzelheiten werden durch Aus­
führungsvorschriften geregelt.
(2) Bestehen für eine Person gleichzeitig ein Anspruch 
auf Versorgungsrente für Versicherte aus einem Versi­
cherungsverhältnis bei der Kasse und ein Anspruch auf 
Versorgungsrente für Versicherte gegen eine andere 
Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein Überlei­
tungsabkommen besteht, so ist der Versorgungsren­
tenberechtigte verpflichtet, nach Maßgabe des Überlei­
tungsabkommens die Überleitung der Versicherung 
von der anderen Zusatzversorgungseinrichtung zur 
Kasse oder von der Kasse zur anderen Zusatzversor­
gungseinrichtung zu beantragen. Das gleiche gilt im 
Falle des Todes eines bei mehreren Zusatzversorgungs­
einrichtungen Pflichtversicherten für seine Hinterblie­
benen.
(3) Trifft in der Person eines Hinterbliebenen ein An­
spruch auf Versorgungsrente aus einem eigenen Versi­
cherungsverhältnis bei der Kasse mit einem Anspruch 
auf Versorgungsrente für Hinterbliebene gegen die Kas­
se zusammen, so werden gezahlt,
a) wenn die Versorgungsrente aus eigener Versiche­

rung nicht niedriger ist als die Versorgungsrente für 
Hinterbliebene, nur die Versorgungsrente aus eige­
ner Versicherung und daneben die Versorgungsren­
te nach § 40 Abs. 5 oder § 41 Abs. 6 und die Erhö­
hungsbeträge nach § 40 Abs. 6 oder § 41 Abs. 7,

b) wenn die Versorgungsrente aus eigener Versiche­
rung niedriger ist als die Versorgungsrente für Hin­
terbliebene, nur die Versorgungsrente für Hinterblie­
bene und daneben die Versorgung,srente nach § 31 
Abs. 3 und der Erhöhungsbetrag nach § 31 Abs. 4.

Im übrigen ruhen in den Fällen des Satzes 1 Buchst, a 
der Anspruch auf Versorgungsrente für Hinterbliebene 
und in den Fällen des Satzes 1 Buchst, b der Anspruch 
auf Versorgungsrente aus eigener Versicherung.
(4) Absatz 3 gilt entsprechend, wenn ein Anspruch auf 
Versorgungsrente für Versicherte mit einem Anspruch 
auf Versorgungsrente für Hinterbliebene zusammen­
trifft und sich einer dieser Ansprüche gegen eine andere 
Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein Überlei­
tungsabkommen besteht, richtet. Die Zahlungen wer­
den von den aus dem einzelnen Versicherungsverhält­
nis jeweils verpflichteten Kassen geleistet.
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§ 46 a 
Neuberechnung der Versorgungsrente

(1) Die Versorgungsrente ist neu zu berechnen,
a) wenn sich die Rente oder das Altersruhegeld aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung ändert; dies gilt 
nicht, wenn

aa) die Rente oder das Altersruhegeld lediglich ei-
ner Veränderung der allgemeinen Bemes-
sungsgrundlage angepaßt oder das Altersruhe­
geld nach § 1290 Abs. 3 Satz 3 RVO, § 67 Abs. 3 
Satz 3 AVG oder § 82 Abs. 3 Satz 3 RKG wieder 
gewährt wird,

bb) anstelle der Rente oder des Altersruhegeldes 
eine Erziehungsrente nach §1265a RVO,§42 a 
AVG oder § 65 a RKG gewährt wird,

b) wenn bei der Berechnung der Versorgungsrente kei­
ne Rente oder kein Altersruhegeld aus der gesetzli­
chen Rentenversicherung zu berücksichtigen war 
und eine Rente oder ein Altersruhegeld aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung gewährt wird,

c) wenn bei einem Berechtigten ein neuer Versiche­
rungsfall im Sinne des § 30 Abs. 1 und 2 eintritt; dies 
gilt nicht, wenn
aa) eine Neuberechnung der Versorgungsrente be­

reits nach Buchstabe a oder b vorzunehmen ist, 
bb) der Versorgungsrentenberechtigte, der Alters­

ruhegeld nach §1248 Abs. 1 bis 3 RVO, § 25 Abs. 
1 bis 3 AVG oder § 48 Abs. 1 bis 3 RKG erhält 
oder bei dem der Versicherungsfall nach § 30 
Abs. 2 eingetreten ist, das 65. Lebensjahr voll­
endet,

cc) ein Ereignis eintritt, auf Grund dessen die Ver­
sorgungsrente nach § 52 a Abs. 2 wieder ge­
zahlt wird,

d) wenn in den Fällen des § 40 Abs. 4 Satz 2 die versor­
gungsrentenberechtigte Witwe 45 Jahre alt oder be­
rufsunfähig oder erwerbsunfähig wird oder eine ver­
sorgungsrentenberechtigte Waise zu erziehen hat; 
das gleiche gilt, wenn die Voraussetzungen des § 40 
Abs. 4 Satz 2 erstmals oder wieder eintreten,

e) wenn ein Anspruch auf Versorgungsrente für Halb­
waisen sich in einem Anspruch auf Versorgungsren­
te für Vollwaisen umwandelt oder ein Anspruch auf 
Versorgungsrente für Vollwaisen sich in einen An­
spruch auf Versorgungsrente für Halbwaisen um­
wandelt,

f) wenn ein früherer Anspruch auf Versorgungsrente 
für Witwen wieder auflebt oder ein neuer Anspruch 
auf Versorgungsrente für Witwen oder für Waisen 
entsteht,

g) wenn eine der nach § 42 Abs. 3 gekürzten Versor­
gungsrenten erlischt,

h) wenn sich das Mindestruhegehalt der Bundesbeam­
ten infolge einer Änderung des §14 Abs. 1 Satz 2 bis 4 
Beamtenversorgungsgesetz ändert und die Ge­
samtversorgung des Versorgungsrentenberechtig­
ten oder bei Hinterbliebenen die Gesamtversorgung 
des Verstorbenen, gegebenenfalls nach Anpassung 
nach § 47 Abs. 1 Satz 1 hinter dem nunmehr nach §§ 
32 Abs. 5 maßgebenden Betrag zurückbleibt, jedoch

nur, sofern bei Eintritt des Versicherungsfalles, der 
zur Gewährung der neu zu berechnenden Versor­
gungsrente geführt hat, die Voraussetzungen des § 
32 Abs. 5 vorgelegen haben.

Sind in den Fällen des Satzes 1 die Voraussetzungen für 
die Neuberechnung der Versorgungsrente in der Per­
son eines Hinterbliebenen gegeben, so sind, wenn meh­
rere Hinterbliebene vorhanden sind, die Versorgungs­
renten aller Hinterbliebenen neu zu berechnen.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 findet § 32 Abs. 3 keine 
Anwendung, wenn die Gesamtversorgung bisher nach 
§ 32 Abs. 2 berechnet war.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 ist gesamtversorgungs­
fähige Zeit
a) wenn die Neuberechnung erfolgt,

aa) weil ein neuer Versicherungsfall eingetreten ist, 
bb) weil eine Rente aus der gesetzlichen Renten­

versicherung erstmals gewährt wird, die Zeit, 
die nach § 33 zu berücksichtigen ist,

b) wenn die Neuberechnung aus anderen Gründen er­
folgt, die nach § 33 zu berücksichtigende Zeit ohne 
etwaige Umlagemonate, die nach dem Beginn der 
neu zu berechnenden Versorgungsrente zurückge­
legt worden sind.

In den Fällen, in denen die gesamtversorgungsfähige 
Zeit nach § 97 Abs. 5 berechnet gewesen ist, ist bei ei­
ner Neuberechnung mindestens diese Zeit zu berück­
sichtigen.

(4) Erfolgt die Neuberechnung wegen des Eintritts eines 
neuen Versicherungsfalles nach § 30 Abs. 1 und 2, so ist 
gesamtversorgungsfähiges Entgelt, falls der Versor­
gungsrentenberechtigte in diesem Zeitpunkt pflichtver­
sichert ist, das sich nach § 34 ergebende, mindestens 
jedoch das bis zum Ablauf des Tages des Beginns der 
neu zu berechnenden Rente (§ 52 Abs. 3) nach § 47 
Abs. 3 angepaßte gesamtversorgungsfähige Entgelt, 
das der Berechnung der Versorgungsrente bisher zu­
grunde gelegen hat. In allen übrigen Fällen ist gesamt­
versorgungsfähiges Entgelt das bis zu Ablauf des Tages 
des Beginns der neu zu berechnenden Rente (§ 52 Abs. 
3) nach § 47 Abs. 3 angepaßte gesamtversorgungsfähi­
ge Entgelt, das der Berechnung der Versorgungsrente 
bisher zugrunde gelegen hat, in den Fällen des Absat­
zes 1 Satz 1 Buchst, a und b jedoch mindestens das sich 
im Zeitpunkt der Neuberechnung aus § 34 Abs. 3 erge­
bende gesamtversorgungsfähige Entgelt, wenn die Vor­
aussetzungen des § 34 Abs. 3 bei Eintritt des Versiche­
rungsfalles vorgelegen haben, der zur Gewährung der 
neu zu berechnenden Versorgungsrente geführt hat.

(5) Ist eine Versorgungsrente für Witwen oder eine Ver­
sorgungsrente für Waisen neu zu berechnen, so gilt Ab­
satz 4 Satz 2 entsprechend.

(6) In den Fällen des Absatzes 1 sind die Bezüge im Sin­
ne der §§ 31 Abs. 2 Buchst, a, 40 Abs. 3 Buchst, a und 41 
Abs. 5 Buchst, a in der Höhe zu berücksichtigen, in der 
sie in dem Monat gewährt werden oder zu gewähren 
wären, in dem die neu berechnete Versorgungsrente 
beginnt (§ 52). Stehen diese Bezüge nur für einen Teil 
dieses Monats zu, so sind sie in der Höhe des vollen Mo­
natsbetrages zu berücksichtigen.
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Die Bezüge im Sinne des § 31 Abs. 2 Buchst, c und d, § 
40 Abs. 3 Buchst, c und d und § 41 Abs. 5 Buchst, c und d 
sind in der Höhe zu berücksichtigen, in der sie in dem 
Monat berücksichtigt worden sind oder zu berücksichti­
gen gewesen wären, in dem die neuberechnete Versor­
gungsrente beginnt.
(7) Ist die Gesamtversorgung bisher nach § 32 Abs. 5 
berechnet worden oder liegt ein Fall des Absatzes 1 Satz 
1 Buchst, h vor, so ist Gesamtversorgung mindestens 
das Mindestruhegehalt, das einem kinderlos verheirate­
ten Bundesbeamten nach §14 Abs. 1 Satz 2 bis 4 Beam­
tenversorgungsgesetz in dem Zeitpunkt zustehen wür­
de, zu dem die Versorgungsrente neu zu berechnen ist, 
jedoch höchstens 75 v.H. des gegebenenfalls nach § 47 
Abs. 3 angepaßten gesamtversorgungsfähigen Ent­
gelts. Satz 1 gilt nicht, wenn die Neuberechnung erfolgt, 
weil der Versorgungsrentenberechtigte nicht mehr er­
werbsunfähig, sondern nur noch berufsunfähig ist.
(8) Die sich aus der Neuberechnung nach den Absätzen 
1 bis 7 ergebenden Beträge sind von dem sich aus § 52 
Abs. 3 ergebenden Zeitpunkt an

a)
b)

c)
d)

Gesamtversorgung,
zu berücksichtigende Bezüge nach § 31 Abs. 2, § 40 
Abs. 3 und § 41 Abs. 5,
Versorgungsrente und
gesamtversorgungsfähiges Entgelt

im Sinne dieser Satzung.

§ 47
Anpassung der Versorgungsrente

(1) Werden nach dem Tag des Beginns der Versor­
gungsrente (§ 52) die Bezüge der Versorgungsempfän­
ger des Bundes, deren Bezügen ein Ortszuschlag nicht 
zugrunde liegt, infolge von Veränderungen der wirt­
schaftlichen Verhältnisse allgemein erhöht oder ver­
mindert, wird die Gesamtversorgung zu demselben 
Zeitpunkt und im gleichen Ausmaß angepaßt. Die Ver­
sorgungsrente ist unter Zugrundelegung der nach Satz 
1 angepaßten Gesamtversorgung neu zu errechnen.
(2) Werden nach dem Tag des Beginns der Versor­
gungsrente (§ 52) die Renten und Altersruhegelder aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung einer Verände­
rung der allgemeinen Bemessungsgrundlage ange­
paßt, sind die nach § 31 Abs. 2, § 40 Abs. 3 und § 41 Abs.
5 berücksichtigten Bezüge zu demselben Zeitpunkt un­
ter Anwendung des Anpassungsfaktors des jeweiligen 
Rentenanpassungsgesetzes anzupassen. Die Versor­
gungsrente ist unter Zugrundelegung der zu diesem 
Zeitpunkt maßgebenden Gesamtversorgung neu zu er­
rechnen.
(3) Das der Berechnung der Gesamtversorgung zugrun­
de liegende gesamtversorgungsfähige Entgelt ist ent­
sprechend Absatz 1 Satz 1 anzupassen.
(4) Für die sich nach Absatz 1 bis 3 ergebenden Beträge 
gilt § 46 a Abs. 8 entsprechend.

Abschnitt V 
Sonstige Leistungen

§48 
(weggefallen)

§ 49 
Sterbegeld 

(1) Stirbt ein Versorgungsrentenberechtigter nach dem 
Ende des Arbeitsverhältnisses, das bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalles bestanden hat, erhalten
a) der überlebende Ehegatte,
b) die leiblichen Abkömmlinge,
c) die von ihm angenommenen Kinder
Sterbegeld.
Sind nach Satz 1 Anspruchsberechtigte nicht vorhan­
den, erhalten Verwandte der aufsteigenden Linie, Ge­
schwister, Geschwisterkinder sowie Stiefkinder Sterbe­
geld, wenn sie zur Zeit des Todes des Versorgungsren­
tenberechtigten mit diesem in häuslicher Gemein­
schaft gelebt haben oder wenn der Verstorbene ganz 
oder überwiegend ihr Ernährer gewesen ist.
(2) Stirbt der Ehegatte eines Versorgungsrentenbe­
rechtigten, der mit ihm in häuslicher Gemeinschaft ge­
lebt hat, erhält der Versorgungsrentenberechtigte Ster­
begeld, wenn sein Arbeitsverhältnis, das bei Eintritt des 
Versicherungsfalles bestanden hat, im Zeitpunkt des 
Todes des Ehegatten beendet war.

(3) Stirbt eine versorgungsrentenberechtigte Witwe (§ 
36 Abs. 1 Satz 1), erhalten die in Absatz 1 Satz 1 genann­
ten Kinder Sterbegeld, wenn sie zur Zeit des Todes mit 
der Verstorbenen in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben.

(4) Als Sterbegeld wird
a) beim Todes eines Versorgungsrentenberechtigten 

und beim Tode des Ehegatten eines Versorgungs­
rentenberechtigten ein Betrag in Höhe der im Zeit­
punkt des Todes maßgebenden Gesamtversorgung,

b) beim Tode einer versorgungsrentenberechtigten 
Witwe ein Betrag in Höhe der Gesamtversorgung 
des Verstorbenen, die im Zeitpunkt des Todes der 
Witwe der Berechnung der Gesamtversorgung der 
Witwe zugrunde gelegen hat,

gezahlt, höchstens jedoch 3.000,— DM.

(5) Sind beim Tode des Versorgungsrentenberechtigten 
oder der versorgungsrentenberechtigten Witwe An­
spruchsberechtigte im Sinne des Absatzes 1 nicht vor­
handen, werden natürlichen Personen, die die Bestat­
tungskosten im Sinne des § 1968 BGB getragen haben, 
diese Aufwendungen bis zur Höhe des Sterbegeldes 
ersetzt. Sterbegelder aus einer Kranken- oder Sterbe­
geldversicherung des Verstorbenen sind von den tat­
sächlichen Bestattungskosten abzuziehen, auch wenn 
sie zum Nachlaß gehören. Im übrigen bleibt der Nachlaß 
unberücksichtigt.

(6) Auf das Sterbegeld ist ein von einem Arbeitgeber im 
Sinne des § 55 Abs. 5 gezahltes Sterbegeld anzurech­
nen.

(7) Die Zahlung an einen der Berechtigten befreit die 
Kasse gegenüber allen Berechtigten.
(8) Wer den Tode des Versorgungsrentenberechtigten, 
seines Ehegatten oder der versorgungsrentenberech­
tigten Witwe vorsätzlich herbeigeführt hat, hat keinen 
Anspruch nach den Absätzen 1 bis 5.
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§ 50
Abfindung

(1) Die Witwe, die Anspruch auf Versorgungsrente oder 
Versicherungsrente für Witwen hat und wieder heiratet, 
erhält eine Abfindung. Die Abfindung beträgt das 24-fa­
che der Versorgungsrente oder Versicherungsrente, 
die der Witwe im Monat der Wiederverheiratung zu­
stand. Über den Zeitpunkt des Entstehens des An­
spruchs auf Abfindung hinaus gezahlte Renten sind auf 
den Abfindungsbetrag anzurechnen.
(2) Versicherungsrenten wereen auf Antrag des Be­
rechtigten abgefunden. Wird der Antrag nach Zugang 
des Rentenbescheides gestellt, so tritt bei der Anwen­
dung des Absatzes 3 an die Stelle des Zeitpunktes des 
Entstehens des Anspruches das Ende des Monats, in 
dem der Antrag bei der Kasse eingegangen ist. Über 
diesen Zeitpunkt hinaus gezahlte Leistungen werden 
auf den Abfindungsbetrag angerechnet. Versiche­
rungsrenten wegen Verschollenheit (§ 39) werden nicht 
abgefunden.
(3) Der Abfindungsbetrag (Absatz 2) wird berechnet, in­
dem die Versicherungsrente, die dem Berechtigten im 
Zeitpunkt des Entstehens des Anspruchs zustand, mit 
dem sich aus der nachstehenden Tabelle ergebenden 
Faktor vervielfacht wird. Bei mehreren Hinterbliebenen 
ist der Abfindungsbetrag für jeden Berechtigten ge­
trennt zu berechnen.
a) Versicherungsrenten für Versicherte:

38 Jahre bis unter 43 Jahre.
43 Jahre bis unter 45 Jahre.
45 Jahre bis unter 52 Jahre.
52 Jahre bis unter 55 Jahre.
55 Jahre bis unter 58 Jahre.
58 Jahre bis unter 61 Jahre.
61 Jahre bis unter 63 Jahre.
63 Jahre bis unter 65 Jahre.
65 Jahre bis unter 68 Jahre.
68 Jahre bis unter 70 Jahre.
70 Jahre bis unter 73 Jahre.
73 Jahre bis unter 75 Jahre.
75 Jahre bis unter 78 Jahre.
78 Jahre bis unter 82 Jahre.
82 Jahre bis unter 86 Jahre.
86 Jahre bis unter 92 Jahre.
92 Jahre und mehr............

c) Versicherungsrenten für Waisen:

Alter des Berechtigten 
beim Entstehen des Anspruchs

unter
2 Jahre bis unter
4 Jahre bis unter
5 Jahre bis unter
7 Jahre bis unter

2 Jahre
4 Jahre
5 Jahre
7 Jahre
8 Jahre

Alter des Berechtigten 
beim Entstehen des Anspruchs Faktor

unter 23 Jahre..................................
23 Jahre bis unter 26 Jahre..................................
26 Jahre bis unter 28 Jahre..................................
28 Jahre bis unter 31 Jahre..................................
31 Jahre bis unter 33 Jahre..................................
33 Jahre bis unter 36 Jahre...................................
36 Jahre bis unter 59 Jahre..................................
59 Jahre bis unter 63 Jahre..................................
63 Jahre bis unter 66 Jahre..................................
66 Jahre bis unter 69 Jahre..................................
69 Jahre bis unter 72 Jahre..................................
72 Jahre bis unter 74 Jahre..................................
74 Jahre bis unter 78 Jahre..................................
78 Jahre bis unter 81 Jahre..................................
81 Jahre bis unter 86 Jahre..................................
86 Jahre bis unter 92 Jahre..................................
92 Jahre und mehr..................................................
b) Versicherungsrenten für Witwen oder Witwer:

72
84
96
108
120
132
144
132
120
108
96
84
72
60
48
36
24

8 Jahre bis unter 10 Jahre
10 Jahre bis unter 11 Jahre
11 Jahre bis unter 12 Jahre
12 Jahre bis unter 14 Jahre
14 Jahre bis unter 15 Jahre
15 Jahre bis unter 16 Jahre
16 Jahre bis unter 17 Jahre
17 Jahre und mehr ....

Alter des Berechtigten 
beim Entstehen des Anspruchs Faktor

unter 25 Jahre.
25 Jahre bis unter 27 Jahre.
27 Jahre bis unter 28 Jahre.
28 Jahre bis unter 29 Jahre.
29 Jahre bis unter 30 Jahre.
30 Jahre bis unter 31 Jahre.
31 Jahre bis unter 32 Jahre.
32 Jahre bis unter 33 Jahre.
33 Jahre bis unter 34 Jahre.
34 Jahre bis unter 36 Jahre.
36 Jahre bis unter 38 Jahre.

60
72
84
96
108
120
132
144
156
168
180

192
204
192
180
168
156
144
132
120
108
96
84
72
60
48
36
24

Faktor

156
144
132
120
108
96
84
72
60
48
36
24
12

(4) Nimmt ein Versicherungsrentenberechtigter oder 
ein versicherungsrentenberechtigter Hinterbliebener 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb 
des Bundesgebietes einschließlich des Landes Berlin, 
so wird die Versicherungsrente abgefunden; die Kasse 
kann Ausnahmen zulassen. Der Abfindungsbetrag wird 
nach Absatz 3 berechnet; an die Stelle des Zeitpunktes 
des Entstehens des Anspruchs tritt der Zeitpunkt, zu 
dem der Berechtigte seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt außerhalb des Bundesgebietes einschließ­
lich des Landes Berlin genommen hat. Über diesen Zeit­
punkt hinaus gezahlte Leistungen werden auf den Ab­
findungsbetrag angerechnet.

(5) Mit der Abfindung nach Absatz 2 und 4 erlöschen al­
le Ansprüche und Anwartschaften aus der Versiche­
rung; Zeiten aus dieser Versicherung werden bei der 
Berechnung einer künftigen Leistung nicht berücksich­
tigt.

(6) Die nach Absatz 2 oder 4 abgefundene Versiche­
rungsrente für Hinterbliebene gilt für die Anwendung 
des § 45 Abs. 2 nicht als abgefunden. Die nach Absatz 1 
abgefundene Versorgungsrente oder Versicherungs­
rente für Witwen gilt für die Anwendung des § 42 Abs. 3 
oder des § 45 Abs. 2 für die auf den Monat der Wieder­
verheiratung folgenden 24 Kalendermonate nicht als 
abgefunden.
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Die
Ein2

§ 51
Härteausgleich

Jung besonderer Härten im 
—gen ohne Anerkennung eines Rechts-

anspruches widerruflich bewilligen.

§ 51 a
Rückzahlung von Kassenleistungen

(1) Hat sich die Versorgungsrente
a) wegen einer Änderung der Bezüge im Sinne der §§ 

31 Abs. 2, 40 Abs. 3, 41 Abs. 5, 57 Abs. 2 oder
b) wegen einer Neuberechnung nach § 46 a vermin­

dert,
so hat der Berechtigte einen überzahlten Betrag nach 
Maßgabe der Absätze 2 und 3 zurückzuzahlen.
(2) Ergibt sich die Überzahlung aus der Gewährung oder 
Änderung einer Rente oder eines Altersruhegeldes aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung, so gilt der über­
zahlte Betrag als Vorschuß auf die Rente oder das Al­
tersruhegeld. Der Berechtigte ist verpflichtet, insoweit 
seine Ansprüche gegen den Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung an die Kasse abzutreten.
(3) Soweit Absatz 2 nicht anzuwenden ist oder der Be­
rechtigte seiner Verpflichtung zur Abtretung nicht nach­
kommt oder die Abtretung nicht zur Erfüllung des Rück­
zahlungsanspruches der Kasse führt, gilt der überzahlte 
Betrag als Vorschuß auf die Leistungen der Kasse.
(4) Eine in anderen Fällen bestehende Verpflichtung, 
ohne Rechtsgrund gewährte Leistungen zurückzuzah­
len, bleibt unberührt.
(5) Die Kasse kann die Rückzahlung von Leistungen, die 
ohne Rechtsgrund gewährt wurden, ganz oder teilweise 
erlassen, wenn die Rückzahlung für den Empfänger 
eine besondere Härte mit sich brächte.

Abschnitt VI
Gemeinsame Vorschriften für die Versorgungsrenten 

und Versicherungsrenten

§52
Rentenbeginn

(1) Die Versorgungsrente oder die Versicherungsrente 
beginnt,
a) wenn der Versicherungsfall wegen Berufs- oder Er­

werbsunfähigkeit eingetreten ist und der Versicher­
te
aa)

bb)

in der gesetzlichen Rentenversicherung die 
Wartezeit erfüllt hat oder für ihn die Wartezeit 
als erfüllt gilt, mit dem Beginn der Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung,
in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht 
versichert gewesen ist oder dort die Wartezeit 
nicht erfüllt hat und für ihn die Wartezeit auch 
nicht als erfüllt gilt, mit dem Ersten des Monats, 
der auf den Monat folgt, in dem der Versiche­
rungsfall eingetreten ist,

frühestens jedoch mit dem Ersten des Monats, der 
auf den Monat folgt, für den letztmals laufendes Ar­

beltsentgelt, Krankenbezüge, Krankengeldzuschuß 
- auch wenn der Krankengeldzuschuß wegen der 
Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträ­
gers nicht gezahlt worden ist -, Urlaubslohn oder 
Urlaubsvergütung aus dem Arbeitsverhältnis zuge­
standen haben, das bei Eintritt des Versicherungs­
falles bei einem Mitglied bestanden hat,

b) wenn der Versicherungsfall nach § 30 Abs. 1 Satz 1 
Buchst, c bis e oder Abs. 2 eingetreten ist, mit dem 
Eintritt des Versicherungsfalles,

c) wenn der Versicherungsfall nach § 30 Abs. 1 Satz 1 
Buchst, f eingetreten ist, weil
aa) der Versicherte das 65. Lebensjahr vollendet 

hat, mit dem Ersten des Monats, der auf den 
Monat folgt, in dem er das 65. Lebensjahr voll­
endet,

bb) das Arbeitsverhältnis beendet worden ist, mit 
dem Ersten des auf die Beendigung folgenden 
Monats.

Erhält ein Arbeitnehmer in den Fällen des Satzes 1 
Buchst, a eine Rente auf Zeit (§ 1276 RVO, § 53 AVG, 
§ 72 RKG) und endet auf Grund tarifvertraglicher Vor­
schriften das Arbeitsverhältnis nicht, beginnt die Ver­
sorgungsrente mit dem Ersten des Monats, der auf den 
Monat folgt, für den erstmals Rente aus der gesetzli­
chen Rentenversicherung gezahlt wird.
(2) Die Versorgungsrente und die Versicherungsrente 
für Witwen oder Waisen beginnen mit dem Ersten des 
Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Versicherte 
oder Versorgungsrentenberechtigte oder Versiche­
rungsrentenberechtigte gestorben ist, in den Fällen des 
§ 36 Abs. 4 jedoch erst mit dem Ersten des auf den An­
trag folgenden Monats.
Die Versorgungsrente oder die Versicherungsrente für 
eine Waise, die nach Ablauf des Monats geboren wird, in 
dem der Versicherte oder Versorgungsrentenberech­
tigte oder Versicherungsrentenberechtigte gestorben 
ist, beginnt mit dem Ersten des Geburtsmonats.
(3) Wird die Versorgungsrente oder Versicherungsrente 
neu berechnet, so beginnt die neuberechnete Rente
a) in den Fällen des § 46 a Abs. 1 Satz 1 Buchst, a und b 

mit dem Ersten des Monats, von dem an die Rente 
oder das Altersruhegeld geändert oder gewährt 
wird,

b) in den Fällen des § 46 a Abs. 1 Satz 1 Buchst, f und h

c)

mit dem Ersten des Monats, in dem die Vorausset­
zungen für die Neuberechnung eingetreten sind,
in den übrigen Fällen mit dem Ersten des Monats, 
der auf den Monat folgt, in dem die Voraussetzun­
gen für die Neuberechnung eingetreten sind.

§ 52 a
Nichtzahlung der Versorgungsrente oder 

der Versicherungsrente in besonderen Fällen
(1) Die Versorgungsrente (einschließlich des Betrages 
der Versorgungsrente im Sinne des § 31 Abs. 3 und 4) 
bzw. die Versicherungsrente wird von dem Zeitpunkt an 
nicht gezahlt, von dem an
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a) bei dem Versorgungsrentenberechtigten und dem 
Versicherungsrentenberechtigten, bei dem der Ver­
sicherungsfall nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst, c bis e 
eingetreten ist, das Altersruhegeld aus der gesetzli­
chen Rentenversicherung nach § 1248 Abs. 4 RVO,
§ 25 Abs. 4 AVG oder § 48 Abs. 4 RKG wegfällt,

b) bei dem Versorgungsrentenberechtigten, bei dem 
der Versicherungsfall nach § 30 Abs. 2, und bei dem 
Versicherungsrentenberechtigten, bei dem der Ver­
sicherungsfall nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Buchst, a oder 
b eingetreten ist, das Altersruhegeld aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung wegfallen würde, wenn 
ein solcher Anspruch bestünde.

(2 ) Die Versorgungsrente bzw. die Versicherungsrente 
ist wieder zu zahlen
a) auf Antrag vom Ersten des Monats an, für den dem 

Versorgungsrentenberechtigten bzw. dem Versi­
cherungsrentenberechtigten gemäß § 1290 Abs. 3 
Satz 3 RVO, § 67 Abs. 3 Satz 3 AVG oder § 82 Abs. 3 
Satz 3 RKG das Altersruhegeld aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung wieder gewährt wird (Absatz 1 
Buchst, a) oder wieder gewährt würde, wenn ein sol­
cher Anspruch bestünde (Absatz 1 Buchst, b),

b) vom Ersten des Monats an, der auf den Monat folgt, 
in dem der Versorgungsrentenberechtigte bzw. der 
Versicherungsrentenberechtigte das 65. Lebens­
jahr vollendet hat.

Die Versorgungsrente bzw. die Versicherungsrente ist 
in der Höhe zu zahlen, die sich bei ununterbrochener 
Zahlung seit dem Beginn der Rente (§ 52 Abs. 1 Buchst, 
b) ergeben würde.

§ 53
Auszahlung der Renten

(1) Die Versorgungsrenten und die Versicherungsren­
ten werden auf den nächsten durch zehn teilbaren Pfen­
nigbetrag aufgerundet.
(2) Sind Renten nur für einen Teil eines Monats zu zah­
len, so wird für jeden Tag 1/30 der Renten gewährt. 
Absatz 1 gilt entsprechend.
(3) Die Renten werden monatlich im voraus durch Über­
weisung auf ein Konto des Berechtigten ausgezahlt; 
Gefahr und Kosten einer Auszahlung ins Ausland trägt 
der Berechtigte.
(4) Beträgt die monatliche Leistung der Kasse weniger 
als fünf Deutsche Mark, so werden die Leistungen für 
das Kalenderjahr in einem Betrag im Dezember gezahlt.
(5) Stirbt ein Berechtigter, der den Leistungsantrag ge­
stellt hat, vor der Auszahlung, so können nur die in § 49 
Abs. 1 genannten Hinterbliebenen die Auszahlung ver­
langen. Wer den Tod des Berechtigten vorsätzlich her­
beigeführt hat, hat keinen Anspruch nach Satz 1. Die 
Zahlung an einen Hinterbliebenen bringt den Anspruch 
der übrigen Berechtigten gegen die Kasse zum Erlö­
schen.
(6) Hat ein Berechtigter seinen Wohnsitz oder dauern­
den Aufenthalt außerhalb des Bundesgebietes ein­
schließlich des Landes Berlin, so kann die Kasse die 
Zahlung der Rente von der Bestellung eines Bevoll­
mächtigten im Bundesgebiet einschließlich des Landes 
Berlin abhängig machen.

§ 54
Anzeigepflichten des Berechtigten und 

Zurückbehalten von Leistungen
(1) Der Berechtigte ist verpflichtet, jede Änderung sei­
ner Anschrift sowie jede Änderung von Verhältnissen, 
die seinen Anspruch auf Versorgungsrente oder Versi­
cherungsrente nach Grund oder Höhe berührt, der Kas­
se sofort schriftlich mitzuteilen; insbesondere sind mit­
zuteilen von versorgungs- und versicherungsrentenbe­
rechtigten Personen
1.

2.
3.
4.

der Entzug oder der Wegfall der Rente oder des 
Altersruhegeldes aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung,
der Wegfall der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit, 
die Verheiratung der Witwe oder des Witwers, 
das Ende der Schul- oder Berufsausbildung der 
Waise oder der Wegfall des körperlichen oder gei­
stigen Gebrechens, wenn die Waise das 18. Le­
bensjahr vollendet hat,

4a. auf Grund einer Ausbildung oder mit Rücksicht auf 
eine Ausbildung zustehende Bruttobezüge in Hö­
he von wenigstens 1000,— DM monatlich,

4b. zustehendes Unterhaltsgeld von wenigstens 
730,—DM monatlich, und zwar auch dann, wenn 
es nur deshalb nicht zusteht, weil anrechnungsfä­
higes Einkommen berücksichtigt ist,

4c. zustehendes Übergangsgeld, dessen Bemes-

5.

6.

sungsgrundlage wenigstens 1000,— DM monat-- 
lich beträgt,
die Rückkehr, der Tod oder die Todeserklärung ei­
nes Verschollenen oder Nachrichten darüber, daß 
er noch am Leben ist,
die Verlegung des Wohnsitzes oder des dauernden 
Aufenthalts außerhalb des Bundesgebietes ein­
schließlich des Landes Berlin,

6a. die rechtskräftige Verurteilung zu den in § 56 Abs. 3 
genannten Freiheitsstrafen,

6b. der Bezug und die Änderung einer Entschädigung 
nach § 11 und eines Übergangsgeldes nach § 18 
des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder des Deutschen Bundestages oder einer 
entsprechenden Leistung auf Grund einer sonsti­
gen gesetzlichen Regelung.

Von versorgungsrentenberechtigten Personen sind fer­
ner mitzuteilen

7. jede Festsetzung oder Neufestsetzung der Rente 
oder des Altersruhegeldes aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung mit Ausnahme der Änderun­
gen nach den Rentenanpassungsgesetzen,

8. die Versagung der Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung,

9. der Verzicht auf Auszahlung von Leistungen aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung,

10. (weggefallen),

11. alle Arbeitseinkünfte, die monatlich 425,— DM 
übersteigen, wenn der Versicherungsfall wegen 
Berufsunfähigkeit eingetreten ist,
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12. alle Arbeitseinkünfte, die monatlich 425,— DM 
übersteigen, wenn eine Versorgungsrente für Wit­
wen nach § 40 Abs. 4 gewährt wird,

13. der Bezug und die Änderung von laufenden Versor-
gungs- oder versorgungsähnlichen Bezügen aus 
einem Arbeitsverhältnis bei einem in § 55 Abs. 5 
genannten Arbeitgeber,

14. die Zuerkennung von Ansprüchen aus einem 
schuldrechtlichen Versorgungsausgleich nach §§ 
1587 g bis 1587 n BGB,

15. die Gewährung von Renten von einer anderen Zu­
satzversorgungseinrichtung,

16. die Gewährung von Grundrenten nach dem Bun­
desversorgungsgesetz, wenn eine Versorgungs­
rente für Witwen nach § 36 Abs. 4 gewährt wird,

17. die Gewährung einer der in § 57 Abs. 2 genannten 
Leistungen, wenn eine Versorgungsrente für Wit­
wen nach § 57 Abs. 1 zusteht.

(2 ) Der Berechtigte ist ferner verpflichtet, innerhalb 
einer von der Kasse zu setzenden Frist auf Anforderung 
Auskünfte zu erteilen und Nachweise sowie Lebensbe­
scheinigungen vorzulegen.
(3 ) Die Kasse kann die Versorgungsrente oder die Versi­
cherungsrente zurückbehalten, solange der Berechtig­
te seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 und 2 nicht 
nachkommt oder einen Antrag auf Überleitung nach § 
68 nicht stellt.

§ 55
Ruhen der Rente

(1) Die Versorgungsrente ruht,
a) solange die Rente aus der gesetzlichen Rentenver­

sicherung ganz oder teilweise versagt ist,
b) solange sich der Berechtigte, der in der gesetzlichen 

Rentenversicherung nicht versichert ist oder dort 
die Wartezeit nicht erfüllt hat und für den die Warte­
zeit auch nicht als erfüllt gilt, entgegen dem Verlan­
gen der Kasse nicht innerhalb einer von ihr gesetz­
ten Frist amtsärztlich untersuchen läßt.

(2) Die Versorgungsrente ruht, unbeschadet des Absat­
zes 7, ferner, solange der Berechtigte seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Bundesge­
bietes einschließlich des Landes Berlin hat. Die Kasse 
kann Ausnahmen zulassen.
(3) Die Versorgungsrente ruht, unbeschadet des Absat­
zes 7, ferner, solange der Berechtigte einen Anspruch 
auf eine in §§31 Abs. 2,40 Abs. 3,41 Abs. 5 oder 57 Abs.
2 genannte Leistung nicht geltend macht oder auf de­
ren Auszahlung verzichtet.
(4) Die Versorgungsrente wegen Berufsunfähigkeit und 
die Versorgungsrente einer Witwe, die unter § 40 Abs. 4 
fällt, ruhen, unbeschadet des Absatzes 7, in Höhe jegli­
cher Arbeitseinkünfte, soweit diese monatlich 425,— 
DM übersteigen.
(5) Die Versorgungsrente ruht, unbeschadet des Absat­
zes 7, ferner insoweit, als der Berechtigte von
a) einem Mitglied der Kasse,
b) einer Gebietskörperschaft oder einer sonstigen Kör­

perschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts,

c) einem sonstigen Arbeitgeber, der seine Arbeitneh­
mer bei einer anderen Zusatzversorgungseinrich­
tung versichert, mit der ein Überleitungsabkommen 
besteht,

d) einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein­
richtung, an der eine Gebietskörperschaft oder eine 
sonstige Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öf­
fentlichen Rechts durch Zahlung von Beiträgen oder 
in anderer Weise beteiligt ist,

e) einer Einrichtung, die zur Durchführung ihrer Aufga­
ben von einem der unter den Buchstaben a bis c 
genannten Arbeitgeber oder von einem Zuwen­
dungsempfänger im Sinne des § 44 Abs. 1 der Bun­
deshaushaltsordnung oder einer entsprechenden 
landesrechtlichen Bestimmung Mittel bezieht,

laufende oder kapitalisierte Versorgungsbezüge oder 
versorgungsähnliche Bezüge aus einem Arbeitsverhält­
nis erhält. Als Bezüge im Sinne des Satzes 1 gelten auch 
Leistungen, die von einer Einrichtung erbracht werden, 
zu der der Arbeitgeber Beiträge geleistet hat, sowie das 
Übergangsgeld nach § 18 des Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bun­
destages (Abgeordnetengesetz) und entsprechenden 
gesetzlichen Regelungen. Satz 2 gilt nicht für
a) Bezüge, die nach §§31 Abs. 2,40 Abs.3 oder 41 Abs.

5 berücksichtigt sind,
b) Leistungen aus der Höherversicherung in der ge­

setzlichen Rentenversicherung,
c) Leistungen, die von einer Zusatzversorgungsein­

richtung gewährt werden, mit der ein Überleitungs­
abkommen besteht,

d) Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung,
e) (weggefallen),
f) Leistungen aus einer privaten Unfallversicherung, 

deren Beiträge der Arbeitgeber ganz oder teilweise 
getragen hat,

g) Renten oder Altersruhegelder aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, die ein versorgungsrentenbe­
rechtigter Hinterbliebener aus einer eigenen Versi­
cherung bezieht.

Als Bezüge im Sinne des Satzes 1 gelten nicht Aus­
gleichsbeträge nach Nr. 9 a Abs. 5 und 6 der Sonderre­
gelungen 2 e I oder Nr. 6 Abs. 5 und 6 der Sonderrege­
lungen 2 h zum Bundes-Angestelltentarifvertrag sowie 
einmalige Unfallentschädigungen.
(6) Die Versorgungsrente einer Berechtigten, bei der 
der Versicherungsfall nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst, c 
oder §30 Abs. 2 Satz 1 Buchst, a eingetreten ist, ruht, un­
beschadet des Absatzes 7, bis zum Ablauf des Monats, 
in dem sie das 62. Lebensjahr vollendet. Dies gilt nicht, 
wenn die Versorgungsrentenberechtigte am Tage vor 
dem Eintritt des Versicherungsfalles im Sinne des Sat­
zes 1 eine Versorgungsrente wegen Berufsunfähigkeit 
oder Erwerbsunfähigkeit erhalten hat oder wenn sie als 
Schwerbehinderte anerkannt ist und die Voraussetzun­
gen für das Altersruhegeld nach § 1248 Abs. 1 RVO, § 25 
Abs. 1 AVG oder § 48 Abs. 1 RKG erfüllt.
(7) in den Fällen der Absätze 2 bis 6 ist die Versorgungs­
rente in Höhe der Mindestbeträge (§ 31 Abs. 3, § 40 Abs. 
5, § 41 Abs. 6) und in Höhe der Erhöhungsbeträge (§ 31 
Abs. 4, § 40 Abs. 6, § 41 Abs. 7) zu zahlen. In den Fällen
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des Absatzes 1 Buchst, a sind die in Satz 1 genannten 
Beträge zu zahlen, wenn die Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung nur teilweise versagt ist.
(8) Die Versorgungsrente oder die Versicherungsrente 
eines Berechtigten, der eine Entschädigung nach § 11 
des Abgeordnetengesetzes oder einer entsprechen­
den gesetzlichen Regelung erhält, ruht nach Maßgabe 
des § 29 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Abgeordnetengesetzes 
oder anderer dieser Vorschrift entsprechender gesetzli­
cher Regelungen.
(9) Die Versicherungsrente ruht, wenn die Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung versagt ist oder 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Buchst, b 
gegeben sind.

§ 56
Erlöschen des Anspruchs auf Rente

(1) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente des Versorgungsrentenberechtigten oder 
Versicherungsrentenberechtigten erlischt mit dem 
Ablauf des Monats,
a)

b)

c)

in dem der Berechtigte gestorben oder verschollen 
ist (§ 39 Abs. 2) oder
in dem die Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Er­
werbsunfähigkeit aus der gesetzlichen Rentenversi­
cherung entzogen worden oder kraft Gesetzes weg­
gefallen ist oder
der dem Monat vorangeht, von dessen Beginn an die 
Zusatzversorgungseinrichtung, zu der die Versiche­
rung übergeleitet worden ist, zur Zahlung der Ver­
sorgungsrente oder der Versicherungsrente ver­
pflichtet ist.

Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente des Versorgungsrentenberechtigten oder 
Versicherungsrentenberechtigten, der keine Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung erhält, erlischt 
auch mit Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in 
dem die Entscheidung der Kasse über das Erlöschen 
des Anspruchs wegen Wegfalls der Berufsunfähigkeit 
oder der Erwerbsunfähigkeit dem Berechtigten zuge­
gangen ist.
(2) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente für Witwen erlischt mit dem Ablauf des 
Monats, in dem die Witwe geheiratet hat oder gestor­
ben oder verschollen ist (§ 39 Abs. 2 Satz 2). Der An­
spruch auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente 
für Waisen erlischt mit dem Ablauf des Monats, in dem 
die Waise gestorben oder verschollen ist (§ 39 Abs. 2 
Satz 2) oder in dem die übrigen Voraussetzungen für 
den Anspruch nach § 38 Abs. 1 weggefallen sind.
(3) Der Anspruch auf Versorgungsrente erlischt ferner 
mit Ablauf des Monats, in dem die Entscheidung eines 
deutschen Gerichts im Bundesgebiet einschließlich 
des Landes Berlin rechtskräftig geworden ist, durch die 
der Berechtigte
a) wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstra­

fe von mindestens zwei Jahren oder
b) wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vor­

schriften über Friedensverrat, Hochverrat, Gefähr­
dung des demokratischen Rechtsstaates oder Lan-

desverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit 
strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 
sechs Monaten

verurteilt ist. § 55 Abs. 7 gilt entsprechend.
(4) Ist ein beitragsfrei Versicherter, ein Versicherungs­
rentenberechtigter oder ein versicherungsrentenbe­
rechtigter Hinterbliebener zu einer der in Absatz 3 ge­
nannten Strafen rechtskräftig verurteilt worden, so ent­
fällt von diesem Zeitpunkt an die Anwendbarkeit des § 
35 a. Die Berechnung der Versicherungsrente an den 
Versicherungsrentenberechtigten oder den Hinterblie­
benen richtet sich insgesamt nach § 35 Abs. 1 Satz 1.

§ 57
Wiederaufleben des Anspruchs auf Rente

(1) Hat eine Witwe oder ein Witwer wieder geheiratet 
und wird diese Ehe aufgelöst oder für nichtig erklärt, so 
lebt der Anspruch auf die Versorgungsrente oder die 
Versicherungsrente,
a) wenn der Antrag spätestens zwölf Monate nach der 

Auflösung oder der Nichtigkeitserklärung der Ehe 
gestellt wird, vom Ablauf des Monats an, in dem die 
Ehe aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist,

b) wenn der Antrag später gestellt wird, vom Beginn 
des Antragsmonats an

wieder auf. Hat die Witwe oder der Witwer eine Abfin­
dung nach § 59 Abs. 1 erhalten, so lebt die Rente frühe­
stens mit dem Ablauf des 24. Monats nach dem Monat 
der Wiederverheiratung wieder auf,

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist die Versorgungsren­
te entsprechend § 46 a neu zu berechnen. Bezüge im 
Sinne des § 40 Abs. 1 sind neben den in § 40 Abs. 3 ge­
nannten Bezügen - einschließlich der bis zum Wieder­
aufleben erfolgten Erhöhungen auf Grund der Renten­
anpassungsgesetze - auch die infolge der Auflösung 
der Ehe erworbenen

a)

b)

c)

d)

e)

0

Unterhaltsansprüche,

Ansprüche auf Grundrente für Witwen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz,

Ansprüche auf Witwenrente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung,

Ansprüche auf Witwenrente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung,

Ansprüche auf Witwengeld oder Unterhaltsbeitrag 
nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vorschrif­
ten oder Grundsätzen oder entsprechenden kir­
chenrechtlichen Regelungen,

Ansprüche auf Rente oder Altersruhegeld aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung, soweit diese auf 
einem Versorgungsausgleich im Sinne des § 1587 b 
BGB beruhen, und Ansprüche aus einem schuld- 
rechtlichen Versorgungsausgleich nach §§ 1587 g 
bis 1587 n BGB.

Ändern sich die in Satz 2 genannten Bezüge, treten sol­
che Bezüge neu hinzu oder fallen solche Bezüge weg, 
so ist die Versorgungsrente nach den Sätzen 1 und 2 
neu zu berechnen.
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(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Witwe oder der Witwer 
infolge des Todes des Ehegatten einen neuen Anspruch 
auf Versorgungsrente oder Versicherungsrente gegen 
die Kasse oder eine andere Zusatzversorgungseinrich­
tung, mit der ein Überleitungsabkommen besteht, er­
wirbt, die gleich hoch oder höher ist als die nach Absatz 
1 für den Fall des Wiederauflebens zustehende Versor­
gungsrente oder Versicherungsrente.

§ 58
Abtretung von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherten, den Versorgungsrentenbe­
rechtigten, Versicherungsrentenberechtigten oder 
einem anspruchsberechtigten Hinterbliebenen aus 
einem Ereignis, das die Kasse zur Gewährung oder Er­
höhung von Leistungen verpflichtet, ein Schadener­
satzanspruch gegen einen Dritten zu, so haben die an­
spruchsberechtigten Personen ihre Ansprüche gegen 
den Dritten bis zur Höhe der von der Kasse infolge des 
schädigenden Ereignisses zu erbringenden Leistungen 
an diese abzutreten. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil der Anspruchsberechtigten Personen geltend 
gemacht werden. Verweigern die anspruchsberechtig­
ten Personen die Abtretung oder die Beibringung der er­
forderlichen Unterlagen, so ist die Kasse zu einer Lei­
stung nicht verpflichtet.

§ 59
Verjährung von Ansprüchen

Die Ansprüche auf Versicherungsleistungen verjähren 
in fünf Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluß 
des Kalenderjahres, in dem die Leistung erstmals ver­
langt werden kann.

§ 60
Abtretung und Verpfändung

Ansprüche auf Kassenleistungen und Beitragserstat­
tungen können nicht abgetreten oder verpfändet wer­
den. Dies gilt nicht für Ansprüche, die an den Arbeit­
geber, der den Anspruchsberechtigten bei der Kasse 
versichert hat, oder an eine andere Zusatzversorgungs­
kasse, die dem Überleitungsstatut der Arbeitsgemein­
schaft der kommunalen Zusatzversorgungskassen bei­
getreten ist, abgetreten werden. Die Abtretungser­
klärung ist der Kasse mit der Abmeldung oder mit dem 
Antrag zu übersenden.

§ 60 a*
Auskunft über die Rentenanwartschaft

Die Kasse hat dem Versicherten nach Maßgabe einer 
Durchführungsvorschrift Auskunft über die erworbene 
Rentenanwartschaft zu erteilen. Die Auskunft ist unver­
bindlich.

* Siehe Ausführungsbestimmungen zur Versorgungs­
ordnung (Anhang 2).

Vierter Teil 
Aufbringung der Mittel

Abschnitt I
Aufbringung der Mittel durch 

Versicherte und Mitglieder
1. Aufbringung der Mittel bei Pflichtversicherungen

§ 61
Aufwendungen für die Pflichtversicherung 

Das Mitglied hat für die versicherten Arbeitnehmer an 
die Kasse Umlagen und zusätzliche Umlagen nach Maß­
gabe des § 62 zu entrichten; es ist gegenüber der Kasse 
Schuldner.

§ 62
Umlagen und Erhöhungsbeträge

(1) Die Umlagen sind in Höhe des Satzes zu zahlen, den 
die Kasse jeweils nach § 71 festsetzt; Bemessungs­
grundlage ist das zusatzversorgungspflichtige Entgelt 
des einzelnen Versicherten (Absatz 7).
(2) (weggefallen)
(3) Ist der Versicherte in der gesetzlichen Rentenversi­
cherung nicht pflichtversichert, so ist eine zusätzliche 
Umlage (Erhöhungsbetrag) in Höhe des Betrages zu 
entrichten, der ohne Berücksichtigung der Aufwendun­
gen des Arbeitgebers für eine Zukunftssicherung des 
Arbeitnehmers als Beitrag zur gesetzlichen Rentenver­
sicherung zu zahlen wäre, wenn der Versicherte dort 
pflichtversichert wäre. Der Erhöhungsbetrag vermin­
dert sich um das Doppelte des Zuschusses des Arbeit­
gebers zum Beitrag zu einer
a)

b)
c)

freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung, 
Lebensversicherung und
Versicherung bei einer Versicherungs- oder Versor­
gungseinrichtung im Sinne des § 7 Abs. 2 AVG,

höchstens jedoch um den zu diesen bezuschußten Ver­
sicherungen insgesamt gezahlten Beitrag. Ein Erhö­
hungsbetrag von weniger als 20,— DM monatlich ist 
nicht zu zahlen.
Der Erhöhungsbetrag ist vom Mitglied und vom Versi­
cherten je zu Hälfte zu tragen (Arbeitgeberanteil, Arbeit­
nehmeranteil). Das Mitglied ist berechtigt, den Arbeit­
nehmeranteil vom Arbeitsentgelt einzubehalten. Der 
Arbeitgeberanteil ist nicht zu zahlen, wenn das Mitglied 
einen Beitragsanteil nach § 113 AVG oder § 1386 RVO zu 
entrichten hat.
(4) (weggefallen)
(5) (weggefallen)
(6) (weggefallen)
(7) Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist der - ent­
sprechend den Bestimmungen über die Beitragsent­
richtung in der gesetzlichen Rentenversicherung zeit­
lich zugeordnete - steuerpflichtige Arbeitslohn. Unbe­
rücksichtigt bleiben jedoch
a) (weggefallen),
b) Bestandteile des Arbeitsentgelts, die auf einer Ver­

weisung auf beamtenrechtliche Vorschriften beru­
hen, soweit die beamtenrechtlichen Bezüge nicht
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ruhegehaltfähig sind (mit Ausnahme des nicht ruhe­
gehaltfähigen Teils des Ortszuschlags sowie des So­
zialzuschlags), sowie Bestandteile des Arbeitsent­
gelts, die durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung 
oder Arbeitsvertrag ausdrücklich als nicht zusatz­
versorgungspflichtig (gesamtversorgungsfähig) be­
zeichnet sind.

c) Aufwendungen des Arbeitgebers für eine Zukunfts­
sicherung des Arbeitnehmers,

d) Krankengeldzuschüsse,
e) einmalige Zahlungen (z.B. Zuwendungen, Urlaubs­

abgeltungen), die aus Anlaß der Beendigung oder 
nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses ge­
zahlt werden, mit Ausnahme der Teilzuwendung, die 
dem mit Billigung des Mitglieds zu einem anderen 
Mitglied der Kasse oder einem Mitglied einer ande­
ren Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein Über­
leitungsabkommen besteht, übergetretenen Pflicht­
versicherten auf Grund des Tarifvertrages vom 12. 
Oktober 1973 in der jeweils geltenden Fassung ge­
zahlt wird,

f) Jubiläumszuwendungen,
g) Sachbezüge, die während eines Zeitraumes ge­

währt werden, für den kein zusatzversorgungspflich­
tiges Entgelt zusteht,

h) geldwerte Vorteile, die steuerlich als Arbeitslohn 
gelten,

i) Fahrkostenzuschüsse für die regelmäßigen Fahrten 
zwischen Wohnung und Dienststelle und entspre­
chende geldwerte Vorteile,

k) Mietbeiträge an Arbeitnehmer mit Anspruch auf 
Trennungsgeld (Trennungsentschädigung),

I) Schulbeihilfen,
m) einmalige Zuwendungen anläßlich des Erwerbs 

eines Diploms einer Verwaltungs- oder Wirtschafts­
akademie,

n) Prämien im Rahmen des behördlichen oder betrieb­
lichen Vorschlagswesens,

o) Erfindervergütungen,
p) Kassenverlustentschädigungen (Mankogelder,

Fehlgeldentschädigungen),
q) Einkünfte, die aus ärztlichen Liquidationserlösen zu­

fließen,
r) einmalige Unfallentschädigungen,
s) Aufwandsentschädigungen; Entgelte aus Nebentä­

tigkeiten; Tantiemen, Provisionen, Abschlußprämien 
und entsprechende Leistungen; einmalige und son­
stige nicht laufend monatlich gezahlte über- oder 
außertarifliche Leistungen oder vergleichbare Lei­
stungen in nicht tarifunterworfenen Arbeitsverhält­
nissen.

Unberücksichtigt bleibt ferner das zusatzversorgungs- 
pflichtige Entgelt, soweit es das jeweilige Gehalt 
(Grundgehalt und Ortszuschlag) - jährlich einmal ein­
schließlich der Sonderzuwendung - eines kinderlos ver­
heirateten Bundesbeamten der Besoldungsgruppe B 11 
Bundesbesoldungsgesetz übersteigt; hierbei sind 
Grundgehalt und Ortszuschlag nach dem Stand des 
Monats Dezember des Vorjahres zugrundezulegen. Hat 
der Arbeitnehmer für einen Zahlungszeitraum/Abrech- 
nungszeitraum oder für einen Teil eines Zahlungszeit-

raums/Abrechnungszeitraums Anspruch auf Kranken­
geldzuschuß, gilt - auch wenn der Krankengeldzuschuß 
wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversiche­
rungsträgers nicht gezahlt wird - für diesen Zahlungs- 
zeitraum/Abrechnungszeitraum als zusatzversor­
gungspflichtiges Entgelt der Urlaubslohn (zuzüglich ei­
nes etwaigen Sozialzuschlags, es sei denn, daß dieser 
durch Tarifvertrag ausdrücklich als nicht gesamtversor­
gungsfähig bezeichnet ist) bzw. die Urlaubsvergütung 
für die Tage, für die der Arbeitnehmer Anspruch auf 
Lohn' Vergütung, Urlaubslohn, Urlaubsvergütung, Kran­
kenbezüge oder Krankengeldzuschuß hat. In diesem 
Zahlungszeitraum/Abrechnungszeitraum geleistete 
einmalige Zahlungen sind neben dem Urlaubslohn bzw. 
der Urlaubsvergütung nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. Scheidet ein 
Pflichtversicherter auf Grund eine gesetzlichen oder ta­
rifvertraglichen Vorschrift aus seiner bisherigen Be­
schäftigung aus, ohne daß gleichzeitig die Versiche­
rungspflicht bei der Kasse endet, so können weiterhin 
Umlagen nach dem zusatzversorgungspflichtigen Ent­
gelt (ohne Zuwendung) des letzten Kalendermonats 
vor dem Ausscheiden aus dieser Beschäftigung ent­
richtet werden, falls sich nicht nach Satz 1 bis 3 eine hö­
here Umlage ergibt.
Für Pflichtversicherte, die zur Übernahme von Aufgaben 
der Entwicklungshilfe im Sinne des §1 Entwicklungshel­
fergesetz vom 18. Juni 1969 in der jeweils geltenden Fas­
sung ohne Arbeitsentgelt beurlaubt sind, sind vom Mit­
glied für die Zeit der Beurlaubung Umlagen an die Kasse 
abzuführen, wenn der Träger der Entwicklungshilfe die 
Umlagen erstattet. Für die Bemessung der Umlage gilt 
als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt das Entgelt, 
von dem nach § 1385 Abs. 3 Buchst, e RVO, § 112 Abs. 3 
Buchst, e AVG die Beiträge für die gesetzliche Renten­
versicherung zu berechnen sind.
(8) Die Umlage einschließlich eines Erhöhungsbetrages 
ist in dem Zeitpunkt fällig, in dem das zusatzversor­
gungspflichtige Entgelt dem Versicherten zufließt. Um­
lagen und Erhöhungsbeträge müssen bis zum 15. Tag 
des folgenden Kalendermonats bei der Kasse einge­
gangen sein. Umlagen und Erhöhungsbeträge, die nach 
diesem Zeitpunkt eingehen, sind bis zum Tage der Gut­
schrift mit jährlich 3 v.H. über dem an diesem Tage gel­
tenden Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu ver­
zinsen.

(9) (weggefallen)

(10) Umlagemonat ist ein Kalendermonat, für den Umla­
ge für laufendes zusatzversorgungspflichtiges Entgelt 
entrichtet ist. Ein Kalendermonat, für den nur teilweise 
Umlage entrichtet ist, wird als voller Umlagemonat ge­
rechnet. Ein Kalendermonat, für den mehrere Umlagen 
entrichtet sind, wird als ein Umlagemonat gerechnet. 
Für eine einmalige Zahlung, die nach Absatz 7 Satz 1 
einem Zeitraum zuzuordnen wäre, für den keine Umlage 
für laufendes zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im 
Sinne des Satzes 2 entrichtet ist, ist die Umlage dem 
letzten vorangegangenen Umlagemonat zuzuordnen. 
Für die Anwendung der Sätze 1 bis 4 treten für die Zeit 
vor dem 1. Januar 1978 an die Stelle der Umlagen die 
Pflichtbeiträge.

§ 63 
(weggefallen)
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§ 64
Nachversicherung auf Grund des Gesetzes zur 

Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
(1) Ist ein Arbeitnehmer nach § 18 Abs. 6 des Gesetzes 
zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
nachzuversichern, sind entsprechend den Satzungsbe­
stimmungen, die im Nachversicherungszeitraum je­
weils gegolten haben, Beiträge und Umlagen an die 
Kasse in der Höhe nachzuentrichten, in der sie zu ent­
richten gewesen wären, wenn der Arbeitnehmer im 
Nachversicherungszeitraum pflichtversichert gewesen 
wäre. Für Zeiten vor dem 1. Januar 1967 beträgt der Bei­
trag 6,9 v.H. des sozialversicherungspflichtigen Ent­
gelts, soweit es 1820,- DM/RM monatlich nicht über­
schritten hat; Beiträge, die für Zeiten vor dem 21. Juni 
1948 nachentrichtet werden, sind im Verhältnis 1 RM : 1 
DM zu zahlen.
(2) Die Beiträge und Umlagen sind für Arbeitnehmer, die 
nach § 1229 Abs. 1 Nr. 3, §1231 Abs. 1 RVO oder § 6 Abs. 1 
Nr. 3 oder 4 oder § 8 Abs. 1 AVG versicherungsfrei gewe­
sen sind, zum selben Zeitpunkt zu zahlen, zu dem die 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung nach­
zuentrichten sind. Im übrigen sind die nachzuentrich­
tenden Beiträge und Umlagen im Zeitpunkt der die 
Nachversicherung auslösenden Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses fällig; sie müssen bis zum 15. Tag des 
vierten Kalendermonats nach Beendigung des Arbeits­
verhältnisses bei der Kasse eingegangen sein. § 62 Abs. 
8 Satz 3 gilt entsprechend.
(3) Die nachentrichteten Beiträge und Umlagen gelten 
als rechtzeitig entrichtete Pflichtbeiträge und Umlagen 
im Sinne der Satzungsbestimmungen, die im Nachversi­
cherungszeitraum gegolten haben. Satz 1 gilt nicht für 
die Anwendung des § 28 Abs. 2 und des § 92.
(4) Wird die Nachversicherung durch einen Arbeitgeber 
durchgeführt, der nicht Mitglied der Kasse ist, so gilt er 
insoweit als Mitglied der Kasse.

rung oder zu einer Versicherung bei einer öffentlich­
rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrich­
tung nach § 7 Abs. 2 AVG entrichtet hat, vermindert sich 
der Erhöhungsbetrag um diese Beiträge. Die Beiträge 
gelten bis zur Höhe des Erhöhungsbetrages als doppel- 

• te Summe der Beiträge, die ein Arbeitgeber im Sinne 
des § 55 Abs. 5 als Zuschuß gezahlt hat.

(2) Die nachzuentrichtenden Beträge können nur für al­
le in Absatz 1 genannten Monate in einer Summe und 
nur innerhalb von zwei Jahren nach dem Ausscheiden 
aus dem Bundestag eingezahlt werden. Die Nachent­
richtung ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs­
fall eingetreten ist.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für ehemalige Mitglieder 
des Europäischen Parlaments sowie für ehemalige 
Mitglieder des Parlaments eines Landes, deren Rechte 
und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis in vollem Um­
fang ruhen, entsprechend, wenn das Gesetz über die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder dieses Parlaments 
eine Versorgungsabfindung im Sinne des § 23 Abs. 1 des 
Abgeordnetengesetzes vorsieht.
(4) Mitglieder eines Parlaments, deren Rechte und 
Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis nicht in vollem Um­
fange ruhen, deren arbeitsvertraglich vereinbarte 
durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeits­
zeit aufgrund der Abgeordnetentätigkeit jedoch unter 
der regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden 
Vollbeschäftigten (mindestens 40 Stunden wöchent­
lich) liegt, sind bei Anwendung der Satzung so zu behan­
deln, als ob ihre Rechte und Pflichten aus dem Arbeits­
verhältnis in vollem Umfange ruhten. § 29 Abs. 1 Satz 2 
gilt entsprechend. Bei der entsprechenden Anwendung 
der Absätze 1 und 2 hat das ehemalige Mitglied eines 
Parlaments für den Unterschiedsbetrag zwischen dem 
in der gesetzlichen Rentenversicherung der Beitrags­
bemessung zugrundeliegenden Entgelt und dem Ent­
gelt, für das Umlagen bzw. Pflichtbeiträge nachentrich­
tet werden, Erhöhungsbeträge zu entrichten.

§ 64 a
Nachentrichtung von Umlagen und Pflichtbeiträgen 

durch ehemalige Mitglieder eines Parlaments
(1) Der Pflichtversicherte, der eine Versorgungsabfin­
dung nach § 23 Abs. 1 des Gesetzes über die Rechtsver­
hältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages 
(Abgeordnetengesetz) erhält, kann für die Monate sei­
ner Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag, für die bei 
bestehender Pflichtversicherung Umlagen, für die Zeit 
nach dem 31. Dezember 1977 Erhöhungsbeträge und 
für die Zeit vor dem 1. Januar 1978 Pflichtbeiträge ein­
schließlich der Erhöhungsbeträge nicht entrichtet wor­
den sind, Umlagen, Erhöhungsbeträge und Pflichtbei­
träge in der Höhe nachentrichten, die sich aus dem im 
Kalenderjahr vor dem Beginn der Mitgliedschaft im Bun­
destag bezogenen, nach §47 erhöhten oder verminder­
ten durchschnittlichen monatlichen zusatzversor­
gungspflichtigen - für die Zeit vor dem 1. Januar 1978 
beitragspflichtigen - Entgelt und dem jeweils geltenden 
Umlage- und Beitragssatz ergibt. Weist der Pflichtver­
sicherte nach, daß er für die Zeit der Nachentrichtung 
Beiträge zur freiwilligen Versicherung in der gesetz­
lichen Rentenversicherung, zu einer Lebensversiche-

2. Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung

§ 65
Beitrag zur freiwilligen Weiterversicherung

(1) Als Beitrag zu einer am 1. Januar 1977 bestehenden 
freiwilligen Weiterversicherung ist monatlich der Betrag 
zu zahlen, der für den Monat Dezember 1976 als Beitrag 
zu entrichten gewesen ist.
(2) Die Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung sind 
am Ersten eines jeden Monats fällig.
(3) (weggefallen).
(4) Befand sich der Versicherte im Zeitpunkt der Been­
digung der freiwilligen Weiterversicherung mit der Zah­
lung von Beiträgen im Verzug, so können die rückständi­
gen Beiträge nicht mehr entrichtet werden.

3. Erstattung und Rückzahlung von Beiträgen 
und Umlagen

§ 66
Erstattung von Beiträgen

(1) Dem beitragsfrei Versicherten, der die Wartezeit (§ 
29 Abs. 1) nicht erfüllt hat, werden die Beiträge auf An­
trag erstattet.
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(2) Der Versicherte, dessen freiwillige Weiterversiche- 
rung geendet hat, ohne daß ein Anspruch auf Versiche­
rungsrente besteht, kann jederzeit die Erstattung der 
Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung beantra­
gen.
(3) Der Antrag auf Beitragserstattung gilt für alle Beiträ­
ge. Er kann nicht widerrufen werden. Hat die Kasse eine 
Versorgungsrente oder eine Versicherungsrente ge­
währt, werden nur die nach dem Beginn der Rente ent­
richteten Beiträge erstattet. Rechte aus der Versiche­
rung für Zeiten, für die Beiträge erstattet werden, erlö­
schen mit der Antragstellung.
(4) Das Recht, die Beitragserstattung zu beantragen, er­
lischt mit der Vollendung des 67. Lebensjahres, in den 
Fällen des § 20 Abs. 3 Satz 2 jedoch erst 24 Monate 
nach dem Ende der Pflichtversicherung.
(5) Stirbt der Versicherte, der den Antrag gestellt hat, 
vor der Beitragserstattung, so geht der Anspruch auf die 
in § 49 Abs. 1 genannten Hinterbliebenen über.
Die Zahlung an einen der Hinterbliebenen bringt den 
Anspruch der übrigen Berechtigten gegen die Kasse 
zum Erlöschen.
(6) Nach dem Tod eines freiwillig Weiterversicherten 
oder beitragsfrei Versicherten sind, wenn kein An­
spruch auf Rentenleistungen besteht, den natürlichen 
Personen, die die Kosten der Bestattung getragen ha­
ben, auf Antrag die Beiträge bis zur Höhe ihrer Aufwen­
dungen (§ 49 Abs. 5) zu erstatten, jedoch nicht mehr als 
die Beiträge der letzten beiden Kalenderjahre vor dem 
Todesfall, in denen Beiträge entrichtet worden sind. Das 
Recht, die Beitragserstattung zu beantragen, erlischt 
zwölf Monate nach dem Tode des Versicherten. Die 
Zahlung an einen Berechtigten wirkt gegenüber allen 
Berechtigten. Satz 1 gilt nicht, wenn das Recht, die Er­
stattung der Beiträge zu beantragen, nach Absatz 4 er­
loschen ist.
(7) Die Beiträge werden ohne Zinsen erstattet.
(8) Beiträge im Sinne der Absätze 1 bis 7 sind
a) die für die Zeit vor dem 1. Januar 1978 entrichteten 

Pflichtbeiträge einschließlich der Arbeitnehmeran­
teile an den Erhöhungsbeträgen,

b) Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung,
c) die für die Zeit nach dem 31. Dezember 1977 entrich­

teten Arbeitnehmeranteile an den Erhöhungsbeträ­
gen.

§ 67
Rückzahlung von Beiträgen und Umlagen

(1) Beiträge im Sinne des § 66 Abs. 8 und Arbeitgeber­
anteile an den Erhöhungsbeträgen, die ohne Rechts­
grund geleistet wurden, begründen keinen Anspruch 
auf Versicherungsleistungen. Sie werden dem Einzahler 
zurückgezahlt.
(2) Umlagen, die ohne Rechtsgrund entrichtet worden 
sind, werden dem Mitglied zurückgezahlt.
(3) Hat sich eine Versicherte nach § 1304 RVO, § 83 AVG 
oder § 96 RKG (jeweils in der bis 31. Dezember 1967 gel­
tenden Fassung) Beiträge erstatten lassen, so begrün­
den die bis zu dem Zeitpunkt, bis zu dem die Beiträge 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung erstattet

worden sind, zu der Kasse entrichteten Beiträge keinen 
Anspruch auf Leistungen. Die Beiträge sind der Versi­
cherten zurückzuzahlen.
(3 a) Hat sich ein Versicherter nach § 1303 Abs. 1 RVO, 
§ 82 Abs. 1 AVG oder § 95 Abs. 1 RKG Beiträge erstatten 
lassen, so begründen die bis zu dem Zeitpunkt, bis zu 
dem die Beiträge aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung erstattet worden sind, an die Kasse entrichteten 
Beiträge und Umlagen keinen Anspruch auf Leistungen. 
Die Beiträge (§ 66 Abs. 8) sind dem Versicherten zu­
rückzuzahlen. Auf einen Versicherten, der in der gesetz­
lichen Rentenversicherung nicht pflichtversichert ge­
wesen ist, findet Satz 1 auf Antrag entsprechende An­
wendung, wenn der Versicherte nachweist, daß er die 
Voraussetzungen für eine Beitragserstattung nach § 82 
Abs. 1 AVG erfüllen würde, wenn er in der gesetzlichen 
Rentenversicherung pflichtversichert gewesen wäre.
(4) Die Beiträge und Umlagen werden ohne Zinsen zu­
rückgezahlt. Hat die Kasse Leistungen gewährt, so wer­
den diese in Abzug gebracht, soweit sie auf den ohne 
Rechtsgrund geleisteten Beiträgen, Umlagen und Erhö­
hungsbeträgen beruhen.

4. Überleitungen und Übernahmen zwischen 
Zusatzversorgungseinrichtungen

§ 68
Überleitung von Versicherungen sowie Übernahme 

von Rentenlasten
(1) Die Kasse kann durch Überleitungsabkommen mit 
anderen Zusatzversorgungseinrichtungen (Absatz 2) 
vereinbaren, daß Versicherungen, die für einen von ei­
ner Zusatzversorgungseinrichtung zu einer anderen Zu­
satzversorgungseinrichtung übergetretenen Versicher­
ten bei einer der beteiligten Zusatzversorgungseinrich­
tung bestanden haben, gegenseitig übernommen wer­
den. Endet die Mitgliedschaft eines Arbeitgebers bei 
der Kasse und erwirbt der Arbeitgeber in unmittelbarem 
Anschluß an das Ausscheiden die Mitgliedschaft bei ei­
ner anderen Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein 
Überleitungsabkommen besteht, so können die im Zeit­
punkt des Ausscheidens auf der Kasse liegenden La­
sten hinsichtlich der in § 13 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten 
Ansprüche von der anderen Zusatzversorgungseinrich­
tung übernommen werden. Entsprechendes gilt, wenn 
ein Arbeitgeber bei einer anderen Zusatzversorgungs­
einrichtung, mit der ein Überleitungsabkommen be­
steht, ausscheidet und in unmittelbarem Anschluß da­
ran Mitglied der Kasse wird. In den Fällen der Sätze 2 
und 3 können nach Maßgabe des Überleitungsabkom­
mens auch die Versicherungen durch Vereinbarung 
übertragen werden; sie Übertragung gilt als Überleitung 
im Sinne des Satzes 1. Satz 2 gilt entsprechend, wenn in 
Fällen der Gebietsreform oder auf Grund sonstiger Auf­
gabenverlagerungen Gruppen von Pflichtversicherten 
eines Mitglieds die Zusatzversorgungseinrichtung im 
Geltungsbereich eines Überleitungsabkommens wech­
seln.
(2) Zusatzversorgungseinrichtungen im Sinne des Ab­
satzes 1 sind die ordentlichen Mitglieder der Arbeitsge­
meinschaft der kommunalen Zusatzversorgungskas­
sen, die Versorgungsanstalt des Bundes und der Län­
der, die Versorgungsanstalt der Deutschen Bundes­
post, die Bundesbahn-Versicherungsanstalt Abteilung
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B, die Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen, die 
Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester, die 
Pensionskasse deutscher Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen und die Bremische Ruhelohnkasse.
(3) Die Überleitung findet statt
a) bei einem Pflichtversicherten, dessen frühere 

Pflichtversicherung ohne Eintritt des Versicherungs­
falles geendet hat, mit dem Zeitpunkt der Begrün­
dung der neuerlichen Pflichtversicherung,

b) bei einem Pflichtversicherten, der aus seiner frühe­
ren Versicherung einen Anspruch auf Versiche­
rungsrente oder Versorgungsrente besitzt, mit dem 
Zeitpunkt der Begründung der neuerlichen Pflicht­
versicherung ohne Rücksicht darauf, ob die andere 
Zusatzversorgungseinrichtung die Rente weiterge­
währt,

c) bei einem Pflichtversicherten, der gleichzeitig bei ei­
ner anderen Zusatzversorgungseinrichtung pflicht­
versichert ist, wenn diese Pflichtversicherung endet, 
ohne Rücksicht darauf, ob gegen die andere Zusatz­
versorgungseinrichtung ein Anspruch auf Versor­
gungsrente entstanden ist,

d) bei einem Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis 
bei dem Mitglied nach Erreichung eines die Versi­
cherungspflicht ausschließenden Alters begründet 
worden und der früher bei einer anderen Zusatzver­
sorgungseinrichtung pflichtversichert gewesen ist, 
mit dem Zeitpunkt der Begründung des neuerlichen 
Arbeitsverhältnisses, wenn durch die Überleitung 
die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht 
hergestellt werden, und zwar auch dann, wenn die 
andere Zusatzversorgungseinrichtung eine Versi­
cherungsrente oder Versorgungsrente gewährt.

Die Überleitung wird nur auf Antrag des Versicherten, im 
Falle des Satzes 1 Buchst, d des Arbeitnehmers, durch­
geführt. Der Versicherte oder der Arbeitnehmer hat den 
Antrag bei Eintritt der Voraussetzungen des Satzes 1 un­
verzüglich zu stellen. Die weiteren Einzelheiten sind im 
Überleitungsabkommen zu regeln.
(4) Versicherungen, die auf Grund des Absatzes 1 über­
nommen werden, gelten als Versicherung bei der an­
nehmenden Kasse.
(5) (weggefallen)
(6) Renten, die eine andere Zusatzversorgungseinrich­
tung gewährt hat oder gewährt, gelten nach Durchfüh­
rung der Überleitung als von der Kasse gewährt; inso­
weit gilt auch der Versicherungsfall, auf dem die Ren­
tenzahlung beruht, als bei der Kasse eingetreten.

Abschnitt II
Finanzverfassung der Kasse

§ 69
Kassenvermögen

(1) Als Deckungsmasse für die satzungsmäßigen Lei­
stungen der Kasse und ihre Verwaltungskosten wird ein 
Kassenvermögen geführt. Es bildet gegenüber dem 
sonstigen Vermögen des Rechtsträgers der Kasse ein 
Sondervermögen, das nur für die im Bereich der Kasse 
entstehenden Verbindlichkeiten des Rechtsträgers haf­
tet.

(2) Das Kassenvermögen wird aus dem am 31. Dezem­
ber 1977 vorhandenen Versicherungsvermögen und 
dem am 31. Dezember 1977 vorhandenen Umlagever­
mögen sowie Umlagen, Beiträgen zur freiwilligen Wei­
terversicherung und den sonstigen Einnahmen der Kas­
se gebildet.
(3) Soweit Umlagen, Beiträge zur freiwilligen Weiterver­
sicherung und die sonstigen Einnahmen nicht zu sat­
zungsmäßigen Ausgaben benötigt werden, sind sie 
dem Kassenvermögen zuzuführen. Das Kassenvermö­
gen ist unter Wahrung ausreichender Sicherheit so an­
zulegen, daß ein angemessener Ertrag gewährleistet 
ist. Im Interesse der Sicherheit ist eine Mischung der 
Vermögensanlagen anzustreben. Im übrigen regelt die 
Kasse die Anlegung des Vermögens durch Richtlinien.

§ 70 
(weggefallen)

§ 71
Ermittlung des Umlagesatzes

(1) Der Umlagesatz ist jeweils für einen Deckungsab­
schnitt von zehn Jahren nach versicherungsmathemati­
schen Grundsätzen so festzusetzen, daß die für den 
Deckungsabschnitt zu entrichtenden Umlagen zusam­
men mit den sonstigen zu erwartenden Einnahmen und 
dem zu Beginn des Deckungsabschnitts vorhandenen 
Kassenvermögen, soweit die sonstigen Einnahmen und 
das Kassenvermögen nach Absatz 2 verfügbar sind, 
voraussichtlich ausreichen, um die Ausgaben für den 
Deckungsabschnitt und ein weiteres Jahr zu bestreiten. 
Nach jeweils fünf Jahren ist der Umlagesatz für einen 
neuen Deckungsabschnitt nach Satz 1 festzusetzen 
(gleitender Deckungsabschnitt). Die Umlage ist vom 1. 
Januar des auf die Neufestsetzung folgenden Kalender­
jahres an nach dem neuen Satz zu erheben; bis dahin 
gilt der bisherige Umlagesatz.
(2) Das bei Beginn eines Deckungsabschnitts vorhan­
dene Kassenvermögen und die hieraus für den Dek- 
kungsabschnitt zu erwartenden Einnahmen dürfen in 
die Berechnung nach Absatz 1 insoweit nicht einbezo­
gen werden, als sie am Ende des Deckungsabschnitts 
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen un­
ter Zugrundelegung eines Zinssatzes von 5,5 v.H. vor­
aussichtlich benötigt werden, um die aus den bis 31. De­
zember 1977 entrichteten Beiträgen sowie den nach 
diesem Zeitpunkt geleisteten Erhöhungsbeträgen und 
Beiträgen zur freiwilligen Weiterversicherung entstan­
denen und entstehenden Ansprüche und Anwartschaf­
ten für Versicherte in Höhe von monatlich 1,25 v.H. der 
Summe dieser Beiträge und Erhöhungsbeträge - für 
Hinterbliebene in der sich aus §§ 40, 41 ergebenden 
Höhe - zu decken. Abweichend von Satz 1 sind der 
Berechnung der Deckungsrückstellung für die bis 31. 
Dezember 1977 entstandenen Ansprüche die Versiche­
rungsrenten und die Teile der Versorgungsrenten zu­
grundezulegen, die nach § 70 Abs. 1 der bis 31. Dezem­
ber 1977 gültigen Fassung der Mustersatzung aus dem 
Versicherungsvermögen zu zahlen waren. Das Vermö­
gen im Sinne der Sätze 1 und 2 muß am Ende eines 
jeden Deckungsabschnitts mindestens den für das fol­
gende Kalenderjahr zu erwartenden Gesamtausgaben 
entsprechen.
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(3) Für die Ermittlung der wahrscheinlichen künftigen 
Einnahmen und Ausgaben sind die von der Arbeitsge­
meinschaft der kommunalen Zusatzversorgungskas­
sen aufgestellten Richtlinien maßgebend.

§ 72
(weggefallen)

Fünfter Teil
Verwaltungsverfahren und Rechtsweg

§ 73
Antrag

(1) Die Kasse gewährt Leistungen nur auf Antrag. Dem 
Antrag sind die von der Kasse geforderten Unterlagen 
beizufügen. Der Antrag ist bei Pflichtversicherten über 
das Mitglied einzureichen, bei dem der Pflichtversicher­
te zuletzt in dem versicherungspflichtigen Arbeitsver­
hältnis gestanden hat.
(2) Ist der Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei 
der Kasse gestellt zu haben, so kann der Antrag nur 
nachgeholt werden, wenn dem Verstorbenen ein An­
spruch auf Gewährung einer Rente aus der gesetzli­
chen Rentenversicherung zugestanden und er den An­
trag auf Gewährung dieser Rente gestellt hat. Das 
Recht, den Antrag nachzuholen, steht nur den in § 49 
Abs. 1 genannten Hinterbliebenen zu.

§ 74
Entscheidung

(1) Über den Antrag auf Leistungen und über sonstige 
Rechte aus einem Einzelversicherungsverhältnis oder 
dem Mitgliedsverhältnis entscheidet die Kasse durch 
Bescheid. Die Kasse kann über Pflichten, die sich aus 
einem Einzelversicherungsverhältnis oder dem Mit­
gliedsverhältnis ergeben, durch Bescheid entscheiden. 
Die Bescheide sind mit Rechtsmittebelehrung zu verse­
hen.
(2) Wird eine Leistung von der Kasse gewährt, so sind 
ihre Höhe, die Art ihrer Berechnung und ihr Beginn anzu­
geben. Wird eine Leistung abgelehnt oder die Zahlung 
einer Rente eingestellt, so sind die Gründe in dem Be­
scheid anzuführen.
(3) Für das Rechtsmittelverfahren findet § 140 der 
Grundordnung der Evangelischen Landeskirche in Ba­
den Anwendung mit der Maßgabe, daß die Beschwerde 
an den Evangelischen Oberkirchenrat innerhalb einer 
Frist von 3 Monaten nach Zugang des anzufechtenden 
Bescheides (Absatz 1 und 2) über die Zusatzversor­
gungskasse einzureichen ist.
(4) Wird innerhalb der Frist nach Abs. 3 kein Rechtsmit­
tel eingelegt, wird die Zusatzversorgungskasse von der 
Pflicht zur Zahlung anderer Leistungen frei.

§ 75
Berichtigung von Bescheiden

Stellt sich nachträglich heraus, daß ein Bescheid auf un­
richtigen Voraussetzungen beruht, so kann die Kasse 
den unrichtigen Bescheid aufheben und einen neuen 
Bescheid erteilen.

§ 76-78 
(unbesetzt)

Sechster Teil 
Übergangsvorschriften

Abschnitt I 
Überführung der Mitglieder und Versicherten

§ 79
Überführung der Mitglieder

(1) Arbeitgeber, die am 31. Dezember 1966 Mitglied der 
Kasse gewesen sind, sind Mitglied im Sinne der §§10,11, 
auch wenn die Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 und 3 
nicht erfüllt sind.
(2) Die Überführung nach Absatz 1 gilt nicht als eingetre­
ten, wenn das Mitglied innerhalb einer Ausschlußfrist 
von sechs Monaten seit Veröffentlichung dieser Sat­
zung mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde der Kasse 
den Austritt aus ihr erklärt. Die Mitgliedschaft gilt dann 
als nach bisherigem Satzungsrecht am Tage vor dem 
Inkrafttreten dieser Satzung erloschen. Die Rechtsstel­
lung des ausgeschiedenen Mitglieds und seiner pflicht­
versichert oder freiwillig versichert gewesenen Arbeit­
nehmer richtet sich nach den bisherigen Vorschriften.

§ 80
Sondergruppe der Mitglieder

(1) Arbeitgeber, die am 31. Dezember 1966 Mitglied der 
Kasse gewesen sind und unter § 10 Abs. 1 Buchst, d und 
e dieser Satzung fallen, können innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von sechs Monaten seit Veröffentlichung 
dieser Satzung erklären, daß sie der Sondergruppe der 
Mitglieder angehören wollen, für die die besonderen 
Vorschriften der folgenden Absätze gelten. Die Erklä­
rung ist schriftlich abzugeben und bewirkt die Zugehö­
rigkeit zur Sondergruppe vom 1. Januar 1967 an. Der 
Wechsel aus der Sondergruppe zur allgemeinen 
Mitgliedschaft ist ausgeschlossen.
(2) Für die Mitglieder der Sondergruppe und ihre Arbeit­
nehmer gelten folgende Abweichungen von den allge­
meinen Vorschriften:
1. (weggefallen)
2. (weggefallen)
3. (weggefallen)
4. (weggefallen)
5. Für die Anwendung der Vorschriften des Dritten Tei­

les dieser Satzung gelten die bei Eintritt des Versi­
cherungsfalles pflichtversicherten Arbeitnehmer als 
freiwillig Weiterversicherte;

6. § 66 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß dem Ver­
sicherten nur die Arbeitnehmeranteile an den für die 
Zeit nach dem 31. Dezember 1977 entrichteten Um­
lagen sowie an den für die Zeit vor dem 1. Januar 
1978 entrichteten Pflichtbeiträgen erstattet werden;

7. (weggefallen)
8. § 94 Abs. 1, 2 und 8 gilt mit der Maßgabe, daß nur An­

spruch auf Versicherungsrente besteht;
9. §98 gilt mit der Maßgabe, daß §97 Abs. 2 und 10 ent­

sprechend anzuwenden ist.
(3) Die zusatzversorgungspflichtigen Entgelte der 
pflichtversicherten Arbeitnehmer der Mitglieder der 
Sondergruppe sind bei der Anwendung des § 71 Abs. 1 
außer acht zu lassen.
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§ 81 
Altversicherte

(1) Die Versicherungsverhältnisse der Arbeitnehmer, 
die nach dem am 31. Dezember 1966 gültig gewesenen 
Satzungsrecht zusatzpflichtversichert gewesen sind 
und dies bei Weitergeltung der bisherigen Satzung auch 
am 1. Januar 1967 gewesen wären, werden als Pflicht­
versicherungen im Sinne dieser Satzung fortgeführt. 
Liegen die Voraussetzungen des §16 in Verbindung mit 
§ 17 für die Versicherungspflicht nicht vor, so bleibt die 
Versicherungspflicht solange bestehen, wie das Ar­
beitsverhältnis besteht und mindestens die vor dem 1. 
Januar 1967 für die Zusatzversicherungspflicht maßge­
benden Voraussetzungen bestehen bleiben. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht für den Arbeitnehmer, der bis zum 31. 
Dezember 1966 das 65. Lebensjahr schon vollendet hat, 
es sei denn, daß er vom Mitglied über das 65. Lebens­
jahr hinaus weiterbeschäftigt wird, weil die sachlichen 
Voraussetzungen für das Erlangen des Altersruhegel­
des aus der gesetzlichen Rentenversicherung nicht vor­
liegen oder die Wartezeit (§ 29) nicht erfüllt ist (§ 20 Abs. 
3 Satz 2). Satz 1 gilt nicht, wenn in den Fällen des Satzes 
2 der Arbeitnehmer innerhalb einer Ausschlußfrist von 
6 Monaten seit Veröffentlichung dieser Satzung der 
Kasse schriftlich erklärt, daß er nicht mehr an der Zu­
satzversorgung teilnehmen wolle; das Zusatzpflichtver­
sicherungsverhältnis endet dann mit Ablauf des 31. De­
zember 1966. Die freiwillige Weiterversicherung ist in 
diesem Fall nicht zulässig; § 25 Abs. 1 ist anzuwenden.

(2) Die Versicherungsverhältnisse von Arbeitnehmern, 
die nach dem am 31. Dezember 1966 gültig gewesenen 
Satzungsrecht vom Mitglied freiwillig versichert gewe­
sen sind und dies bei Weitergeltung der bisherigen Sat­
zung auch am 1. Januar 1967 gewesen wären, werden 
als Pflichtversicherungen im Sinne dieser Satzung fort­
geführt. Die Vorschriften des Absatzes 1 Satz 2 bis 5 gel­
ten sinngemäß.

(3) Die Versicherungsverhältnisse von Personen, die 
nach dem am 31. Dezember 1966 gültig gewesenen Sat­
zungsrecht bei der Kasse weiterversichert gewesen 
sind und dies bei Weitergeltung der bisherigen Satzung 
auch am 1. Januar 1967 gewesen wären, werden als frei­
willige Weiterversicherung im Sinne dieser Satzung fort­
geführt.

(4) Die Versicherungsverhältnisse von Personen, die 
nach dem am 31. Dezember 1966 gültig gewesenen Sat­
zungsrecht bei der Kasse beitragsfrei versichert gewe­
sen sind und dies bei Weitergeltung der bisherigen Sat­
zung auch am 1. Januar 1967 gewesen wären, werden 
als beitragsfreie Versicherung im Sinne dieser Satzung 
fortgeführt.

(5) Hat ein Versicherungsverhältnis, das nach dem bis 
zum 31. Dezember 1966 gültig gewesenen Satzungs­
recht bestanden hat, vor dem 1. Januar 1967 geendet 
und lagen nach dem bisherigen Satzungsrecht am 31. 
Dezember 1966 die Voraussetzungen für die Erstattung 
von Beiträgen oder Beitragsanteilen noch vor, so tritt ab 
1. Januar 1967 die beitragsfreie Versicherung ein. § 89 
Abs. 2 bleibt unberührt.

§82
Pflichtversicherung von Saisonarbeitnehmern

(1) Ein Saisonarbeitnehmer, Waldarbeiter oder Wasser­
bauarbeiter, dessen Zusatzpflichtversicherungsver­
hältnis im Jahre 1966 wegen Beendigung des Arbeits­
verhältnisses aus einem der in § 28 Abs. 3 angeführten 
Gründe geendet hat und der vom Mitglied wieder einge­
stellt wird, ohne daß dadurch die Voraussetzungen für 
die Versicherungspflicht erfüllt werden, kann zum Be­
ginn des Arbeitsverhältnisses zur Pflichtversicherung 
angemeldet werden, wenn für sein Arbeitsverhältnis 
mindestens wieder die Bedingungen gelten, unter de­
nen das vorangegangene Arbeitsverhältnis der Zusatz­
versicherungspflicht unterlegen hat. Dasselbe gilt für 
weitere Arbeitsverhältnisse mit mindestens gleichen 
Bedingungen; es gilt aber nicht mehr, wenn in einem 
solchen Arbeitsverhältnis einmal von der Möglichkeit 
zur Pflichtversicherung kein Gebrauch gemacht wor­
den ist.
(2) Tritt bei einem Saisonarbeitnehmer, Waldarbeiter 
oder Wasserbauarbeiter, dessen Zusatzpflichtversi­
cherungsverhältnis im Jahre 1966 wegen Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses aus einem der in § 28 Abs. 3 
angeführten Gründe geendet hat, nach dem 31. Dezem­
ber 1966 und vor dem Zeitpunkt, zu dem er voraussicht­
lich nach der Eigenart der Saisonbeschäftigung vom 
Mitglied wieder eingestellt worden wäre, der Tatbe­
stand für den Versicherungsfall ein, so gilt er im Sinne 
des § 28 Abs. 1 Buchst, a als bei Eintritt des Versiche­
rungsfalles pflichtversichert. § 28 Abs. 3 Satz 2 gilt ent­
sprechend.

§ 83
Versicherungsfreiheit

(1) Arbeitnehmer eines Mitglieds, die nach bisherigem 
Satzungsrecht von der Zusatzversicherungspflicht aus­
genommen und nicht durch den Arbeitgeber freiwillig 
versichert waren oder die von der Zusatzversicherung 
ausgeschlossen waren oder hinsichtlich deren das 
Mitglied von der Pflicht zur Anmeldung befreit worden 
ist, sind für das beim Inkrafttreten dieser Satzung beste­
hende Arbeitsverhältnis versicherungsfrei, solange das 
Arbeitsverhältnis zu den bisherigen Bedingungen be­
stehen bleibt. Ändern sich die Bedingungen des Ar­
beitsverhältnisses so, daß nach der am Tage vor dem In­
krafttreten dieser Satzung gültigen Satzung Zusatzver­
sicherungspflicht eingetreten wäre, so tritt Versiche­
rungspflicht ein, wenn die sonstigen Voraussetzungen 
erfüllt sind. Satz 1 gilt nicht, wenn die Versicherungsfrei­
heit nach dem bisherigen Satzungsrecht nur darauf be­
ruhte, daß der Arbeitnehmer eine für die Zusatzversi­
cherungspflicht maßgebende Altersgrenze noch nicht 
erreicht hat. Die Versicherungspflicht nach § 16 tritt 
aber, sofern die übrigen Voraussetzungen für sie vorlie­
gen, ein, wenn der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
schriftlich erklärt, daß er an der Zusatzversicherung teil­
nehmen wolle. Die Erklärung muß innerhalb der Frist, die 
nach den für das Arbeitsverhältnis geltenden Bestim­
mungen vorgesehen ist, abgegeben werden, späte­
stens aber innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Mo­
naten seit Veröffentlichung dieser Satzung. Die Versi­
cherungspflicht beginnt mit dem Ersten des auf den An-
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tragsmonat folgenden Monats; in den Fällen, in denen 
die Freistellung von der Zusatzversicherung auf einer 
Höherversicherung in der gesetzlichen Rentenversi­
cherung beruhte, beginnt sie am 1. Januar 1967.

(2) Hat ein Arbeitgeber, dessen Mitgliedschaft bei der 
Kasse nach dem 31. Dezember 1966 beginnt, die Zu­
satzversorgung eines Arbeitnehmers bis zum Erwerb 
der Mitgliedschaft im Wege der Höherversicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder der Versi­
cherung bei einem Lebensversicherungsunternehmen 
durchgeführt, so ist dieser Arbeitnehmer für das beim 
Erwerb der Mitgliedschaft bestehende Arbeitsverhält­
nis versicherungsfrei. Die Vorschriften des Absatzes 1 
Satz 2, 4, 5 und 6 sind anzuwenden. An die Stelle der in 
Absatz 1 Satz 5 und 6 Halbsatz 2 angegebenen Zeit­
punkte tritt der 31. Dezember 1969 oder ein Zeitpunkt, 
der sechs Monate nach dem Erwerb der Mitgliedschaft 
liegt; hat die Mitgliedschaft am 1. Januar 1967 begon­
nen, so beginnt die Versicherungspflicht jedoch zu die­
sem Zeitpunkt.
(3) § 17 Abs. 1 Satz 1 gilt nicht, wenn der Arbeitnehmer 
nach dem bis zum 31. Dezember 1966 gültig gewesenen 
Satzungsrecht Pflichtversicherter, freiwillig Versicher­
ter, Weiterversicherter oder beitragsfrei Versicherter 
bei der Kasse oder einer anderen Zusatzversorgungs­
einrichtung, von der die Versicherung übergeleitet wird, 
gewesen ist und Beiträge oder Beitragsanteile nicht er­
stattet worden sind.
(4) Wird ein Arbeitnehmer, dessen Zusatzversorgung im 
Wege der Höherversicherung in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung oder der Versicherung bei einem Le- 
bensversicherungsunternehmen durchgeführt wird, im 
Rahmen von Maßnahmen der Gebietsreform oder der 
Verwaltungsreform von einem Mitglied übernommen, 
so ist er für das bei der Übernahme bestehende Arbeits­
verhältnis versicherungsfrei. Absatz 1 Satz 2, 4 und 5 gilt 
entsprechend; anstelle des in Absatz 1 Satz 5 angege­
benen Zeitpunktes tritt ein Zeitpunkt, der sechs Monate 
nach der Übernahme liegt.
(5) Abweichend von § 62 Abs. 9 Satz 2 in der bis 31. De­
zember 1977 geltenden Fassung hat der Versicherte für 
die Zeiten vor diesem Zeitpunkt den Arbeitnehmeran­
teil auch für Zeiträume zu tragen, die länger als drei Mo-
nate zurückliegen.

Abschnitt II
Beiträge und Beitragszeiten

§ 84
Beiträge nach bisherigem Recht und

versicherungstechnische Ausgleichsbeträge
(1) Als Pflichtbeiträge nach § 62 in der bis 31. Dezember 
1977 geltenden Fassung gelten die nach dem bisheri­
gen Recht an die Kasse entrichteten oder übergeleite­
ten
a) Pflichtbeiträge,
b) Beiträge zu einer freiwilligen Versicherung durch 

den Arbeitgeber,
c) Beiträge für Zeiten einer Unterbrechnung der Ent­

geltszahlung bei Fortbestand des Arbeitsverhältnis­
ses,

d) Beiträge, die für Beschäftigungszeiten im öffentli­
chen oder privaten Dienst sowie für Zeiten zwischen 
zwei Zusatzversicherungsverhältnissen vom Versi­
cherten geleistet wurden.

(2) Versicherungstechnische Ausgleichsbeträge gelten 
für die Berechnung der Versicherungsrenten und der in 
§ 31 Abs. 3, § 40 Abs. 5 und § 41 Abs. 6 bezeichneten Tei­
le der Versorgungsrente als Pflichtbeiträge nach § 62 in 
der bis 31. Dezember 1977 geltenden Fassung.
(3) Beiträge zu einer Weiterversicherung nach dem bis­
herigen Recht gelten als Beiträge zu einer freiwilligen 
Weiterversicherung im Sinne des § 65.

§ 85 
(weggefallen)

§ 86 
(weggefallen)

§ 87
Gesamtversorgungsfähige Zeiten

(1) Gesamtversorgungsfähig im Sinne des § 33 Abs. 1 
sind auch die bis 31. Dezember 1966 zurückgelegten 
Zeiten, für die Beiträge entrichtet worden sind, die nach 
§ 84 Abs. 1 als Pflichtbeiträge gelten. Dies gilt insoweit 
nicht, als nach bisherigem Satzungsrecht solche Beiträ­
ge voll oder Arbeitnehmeranteile davon erstattet und 
bis zur Veröffentlichung dieser Satzung nicht wieder 
eingezahlt worden sind.
(2) Gesamtversorgungsfähig im Sinne des § 33 Abs. 1 
sind bei Versicherungsverhältnissen, die als Pflichtver­
sicherungen übergeführt worden sind (§ 81 Abs. 1 und 
2), sowie bei Pflichtversicherungen, die am 1. Januar 
1967 begonnen haben, auch die bis zu diesem Zeit­
punkt zurückgelegten Zeiten
a) in der Höher- oder Überversicherung in der gesetzli­

chen Rentenversicherung, soweit die Höher- oder 
Überversicherungsbeiträge nicht erstattet worden 
sind und die Zeit der Höher- oder Überversicherung 
nicht mit Zeiten nach Absatz 1 zusammenfällt,

b) des Bestehens einer anderweitigen Zukunftssiche­
rung im Sinne des § 31 Abs. 2 Buchst, c oder d an 
Stelle der Zusatzversorgung,

wenn die Pflichtversicherung vom 1. Januar 1967 bis 
zum Eintritt des Versorgungsfalles ununterbrochen be­
standen hat und wenn der Versorgungsrentenberech­
tigte oder ein versorgungsrentenberechtigter Hinter­
bliebener nachweist, daß ein Arbeitgeber im Sinne des 
§ 55 Abs. 5 Zuschüsse zu den Beiträgen zu diesen Versi­
cherungen gezahlt hat. Satz 1 gilt entsprechend in den 
Fällen des § 94 Abs. 3. Die Sätze 1 und 2 gelten entspre­
chend für Zeiten, die nach wiedergutmachungsrechtli­
chen Vorschriften als Zeiten einer Höherversicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung berücksichtigt 
worden sind. Für die Umrechnung in Umlagemonate ist 
§ 62 Abs. 10 Satz 2 und 3 mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß an die Stelle der Umlage der Zuschuß des Arbeitge­
bers im Sinne des Satzes 1 tritt
(3) Der für die in Absatz 2 Satz 1 genannten Fälle gefor­
derte Nachweis gilt hinsichtlich der Höher- oder Über­
versicherung für die Zeiten als erbracht, für die der 
Berechtigte nachweist, daß der frühere Versicherte bei 
einem Arbeitgeber beschäftigt war, der die zusätzliche
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Alters- und Hinterbliebenenversorgung für Arbeitneh­
mer der Beschäftigungsgruppe des früheren Versicher­
ten während dieser Zeiten im Wege der Überversiche­
rung oder der Höherversicherung durchgeführt und 
Zuschüsse zu den Beiträgen geleistet hat.

§ 88
Gesamtversorgungsfähiges Entgelt

Im Sinne des § 34 in der bis 31. Dezember 1977 gelten­
den Fassung gilt als Arbeitsentgelt jedes vor dem 1. 
Januar 1967 liegenden Kalenderjahres das 14,5-fache 
der in § 84 Abs. 1 genannten Beiträge, die für dieses 
Kalenderjahr entrichtet worden sind.

§ 89
Beitragserstattung

(1) Bei einer Beitragserstattung nach § 66 werden
a) die in § 84 Abs. 1 genannten Beiträge zu einem Drit­

tel und
b) die in § 84 Abs. 3 genannten Beiträge in voller Höhe 

erstattet.
Versicherungstechnische Ausgleichsbeträge werden 
insoweit an den Versicherten erstattet, als er sie getra­
gen hat. Hat die Kasse Rentenleistungen gewährt, so 
werden nur die für Zeiten nach dem Beginn der Rente 
entrichteten Beiträge und Ausgleichsbeträge erstattet.
(2) Die Beitragserstattung aus einem Versicherungsver­
hältnis, das nach dem bisherigen Satzungsrecht als Zu­
satzpflichtversicherung, freiwillige Versicherung, Wei­
terversicherung oder beitragsfreie Versicherung 
bestanden und vor dem 1. Januar 1967 geendet hat, 
richtet sich nach dem bisherigen Satzungsrecht, wenn 
die Erstattung spätestens bis zum Ablauf einer Aus­
schlußfrist von zwei Monaten seit Veröffentlichung die­
ser Satzung beantragt wird. Der Antrag ist von dem 
nach dem bisherigen Satzungsrecht Erstattungsbe­
rechtigten zu stellen.
(3) In Reichsmark gezahlte Beiträge werden im Verhält­
nis von zehn Reichsmark zu einer Deutschen Mark er­
stattet.

§ 90
Nachentrichtung von Beiträgen

(1) Hat ein Mitglied der Kasse einen nach bisherigem 
Satzungsrecht zusatzversicherungspflichtigen Arbeit­
nehmer, der am 1. Januar 1967 noch bei ihm beschäftigt 
und nun versicherungspflichtig ist, nicht oder nicht 
rechtzeitig zur Zusatzpflichtversicherung angemeldet, 
so hat es die Pflichtbeiträge nachzuentrichten.
(2) (weggefallen)
(3) Die nachzuentrichtenden Beiträge betragen 6,9 v.H. 
des nach dem bisher geltenden Recht beitragspflichti­
gen Arbeitsentgelts, soweit dieses 1820,- DM monat­
lich nicht überschritten hat. Die für jedes Kalenderjahr 
nachentrichteten Beiträge sind vom Ersten des jeweils 
folgenden Kalenderjahres an bis zur Nachentrichtung 
mit jährlich 6 v.H. zu verzinsen; § 62 Abs. 9 Satz 2 in der 
bis 31. Dezember 1977 geltenden Fassung gilt entspre-

chend. Die nachentrichteten Beiträge gelten als nach 
bisherigem Satzungsrecht rechtzeitig entrichtete 
Pflichtbeiträge oder Beiträge zur freiwilligen Versiche­
rung.

Abschnitt III
Leistungen bei Altversicherten

§91
Leistungen bei früheren Weiterversicherten

Versicherte, die in das Recht dieser Satzung als Pflicht­
versicherte oder freiwillig Weiterversicherte überge­
führt wurden oder deren Pflichtversicherung im An­
schluß an eine am 31. Dezember 1966 beendete Weiter­
versicherung begonnen hat und die bis zum 31. Dezem­
ber 1975 ununterbrochen pflichtversichert oder freiwil­
lig weiterversichert gewesen sind, haben, wenn ihnen 
bei Eintritt des Versicherungsfalles kein Anspruch auf 
Versorgungsrente zusteht, Anspruch auf Versiche­
rungsrente, wenn für sie für mindestens 60 Kalender­
monate Beiträge zur Weiterversicherung, freiwilligen 
Weiterversicherung oder Pflichtversicherung oder Bei­
träge, die nach § 84 Abs. 1 als Pflichtbeiträge gelten, ent­
richtet worden sind. Entsprechendes gilt für die Hinter­
bliebenen solcher Versicherter.

§ 92
Besitzstand für Versicherte

(1) Versicherte, die in das Recht dieser Satzung als 
Pflichtversicherte übergeführt wurden oder deren 
Pflichtversicherung im Anschluß an eine am 31. Dezem­
ber 1966 beendete Weiterversicherung begonnen hat, 
erhalten, wenn sie bis zum 31. Dezember 1975 ohne Un­
terbrechung pflichtversichert oder freiwillig weiterversi­
chert gewesen sind, bei Vorliegen der Anspruchsvor­
aussetzungen für die Gewährung einer Versorgungs­
rente oder einer Versicherungsrente als Mindestversor­
gungsrente nach § 31 Abs. 3 oder als Versicherungsren­
te mindestens den Betrag, der ihnen zugestanden hät­
te, wenn der Versicherungsfall nach bisherigem Recht 
am 31. Dezember 1966 eingetreten wäre, erhöht um 
einen jährlichen Steigerungsbetrag von
a) 0,14 v.H. der Summe der zusatzversorgungspflichti­

gen Entgelte, von denen für die Zeit nach dem 31. 
Dezember 1977 bis zum Rentenbeginn (§ 52) Umla­
gen entrichtet worden sind, zuzüglich

b) 5,6 v.H. der Summe der für die Zeit nach dem 31. 
Dezember 1977 bis zum Rentenbeginn (§ 52) ent­
richteten Erhöhungsbeträge zuzüglich

c) 5,6 v.H. der Summe der für die Zeit nach dem 31. 
Dezember 1966 entrichteten Beiträge zur freiwilli­
gen Weiterversicherung zuzüglich

d) 5,6 v.H. der Summe der für die Zeit nach dem 31. 
Dezember 1966 und vor dem 1. Januar 1978 entrich­
teten Pflichtbeiträge einschließlich der Erhöhungs­
beträge.

Dabei kann als Grundbetrag im Sinne der bisher gelten­
den Satzung das 2,83-fache des Jahresdurchschnitts­
betrages der in den letzten fünf Kalenderjahren vor dem 
1. Januar 1967 gezahlten, in § 84 Abs. 1 und 3 bezeichne­
ten Beiträge und als Steigerungsbetrag 5,6 v.H. der 
Summe der bis 31. Dezember 1966 entrichteten, in § 84
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Abs. 1 und 3 bezeichneten Beiträge angesetzt werden. 
Soweit der Grundbetrag nach der bisher geltenden Sat­
zung zu kürzen war, weil die Zahlung der Beiträge unter­
brochen war, unterbleibt diese Kürzung. Die Sätze 1 bis 
3 gelten entsprechend hinsichtlich der den Arbeitneh­
mern eines Mitglieds der Sondergruppe (§ 80), die in 
das Recht dieser Satzung als Pflichtversicherte überge­
führt worden sind, zustehenden Versicherungsrente. 
Als Unterbrechung im Sinne des Satzes 1 gelten nicht 
die Zeiten des Bezugs einer Versorgungsrente oder 
einer Versicherungsrente und die Zeiten einer Unter­
brechung des Arbeitsverhältnisses in den in § 28 Abs. 3 
Satz 1 Buchst, a oder b genannten Fällen.

(2) Versicherte, die in das Recht dieser Satzung als frei­
willig Weiterversicherte übergeführt wurden oder deren 
freiwillige Weiterversicherung im Anschluß an eine am 
31. Dezember 1966 beendete Zusatzpflichtversiche­
rung begonnen hat, erhalten, wenn sie bis zum 31. 
Dezember 1975 ohne Unterbrechnung freiwillig weiter­
versichert oder pflichtversichert gewesen sind, bei Vor­
liegen der Anspruchsvoraussetzungen für die Gewäh­
rung einer Versicherungsrente oder Versorgungsrente 
als Versicherungsrente oder als Mindestversorgungs­
rente nach § 31 Abs. 3 mindestens den Betrag, der ihnen 
zugestanden hätte, wenn der Versicherungsfall nach 
bisherigem Recht am 31. Dezember 1966 eingetreten 
wäre, erhöht um einen jährlichen Steigerungsbetrag im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1. Die Vorschriften des Absat­
zes 1 Sätze 3 und 5 gelten entsprechend.

(3) Die Hinterbliebenen eines in den Absätzen 1 oder 2 
bezeichneten Versicherten erhalten als Mindestversor­
gungsrente (§ 40 Abs. 5, § 41 Abs. 6) oder als Versiche­
rungsrente mindestens die sich aus §§ 40 Abs. 2 Satz 1, 
41 Abs. 2, 43 und 44 Satz 1 ergebenden Verhältnissätze 
der Mindestversorgungsrente oder der Versicherungs­
rente, die dem Verstorbenen im Zeitpunkt seines Todes 
nach den Absätzen 1 oder 2 zustand oder zugestanden 
hätte. Die §§ 42, 45 und 46 sind anzuwenden.

(4) Ist vor dem 1. Januar 1976 der Anspruch auf eine 
Rente, die nach § 97 Abs. 1 oder Abs. 2 als Versorgungs­
rente oder Versicherungsrente weitergewährt worden 
ist, erloschen, so erhält der Berechtigte, wenn er vom 
Erlöschen des Anspruchs auf die Versorgungsrente 
oder Versicherungsrente an bis zum 31. Dezember 1975 
ununterbrochen im Sinne des Absatzes 1 pflichtversi­
chert oder freiwillig versichert gewesen ist, beim erneu­
ten Eintritt der Anspruchsvoraussetzungen für die Ver­
sorgungsrente oder Versicherungsrente als Mindest­
versorgungsrente nach § 31 Abs. 3 oder als Versiche­
rungsrente mindestens den sich nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 ergebenden Betrag. Erlischt der Anspruch auf 
eine in Satz 1 bezeichnete Rente nach dem 31. Dezem­
ber 1975, so erhält der Berechtigte beim erneuten Ein­
tritt der Anspruchsvoraussetzungen für die Versor­
gungsrente oder Versicherungsrente als Mindestver­
sorgungsrente nach § 31 Abs. 3 oder als Versicherungs­
rente mindestens den in Satz 1 genannten Betrag. Für 
die Hinterbliebenen eines in Satz 1 und 2 genannten 
Berechtigten gilt Absatz 3 entsprechend.
(5) Zu Mindestversorgungsrenten, die nach Absatz 1, 
Absatz 2 oder Absatz 3 zu zahlen sind, werden keine 
Erhöhungsbeträge nach den §§31 Abs. 4,40 Abs. 6 und 
41 Abs. 7 gewährt.

§ 93
Im Rahmen der Gesamtversorgung 

zu berücksichtigende Bezüge
Hat ein Versicherter für Zeiten, für die er von einem Ar­
beitgeber im Sinne des § 55 Abs. 5 einen Zuschuß zu 
den Beiträgen zu einer öffentlich-rechtlichen Versiche­
rungs- oder Versorgungseinrichtung (§ 7 Abs. 2 AVG) 
oder zu einer Lebensversicherung erhalten hat, Beiträ­
ge zur freiwilligen Weiterversicherung oder zur Fortset­
zung der freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ohne Beteiligung des Arbeitge­
bers geleistet, so ist bei der Ermittlung der Bezüge nach 
§§ 31 Abs. 2 Buchst, c und d, 40 Abs. 3 Buchst, c und d 
und 41 Abs. 5 Buchst, c und d die doppelte Summe der 
Beiträge, die ein Arbeitgeber als Zuschuß zu den Beiträ­
gen zu einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung oder zu einer Lebensversiche­
rung des Versorgungsrentenberechtigten gezahlt hat, 
um die Summe dieser Beiträge zur freiwilligen Weiter­
versicherung oder zur Fortsetzung der freiwilligen Versi­
cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung zu 
mindern. Die Versorgungsrentenberechtigte oder ein 
versorgungsrentenberechtigter Hinterbliebener hat die 
Höhe der Beiträge und die Zeiten, für die sie entrichtet 
wurden, nachzuweisen. Satz 1 und 2 gilt nicht für Beiträ­
ge, die nach § 1255 b Abs. 2 RVO oder § 32 b Abs. 2 AVG 
als Beiträge der Höherversicherung gelten.

§ 93 a
Ablösung der Anrechnung 

von Lebensversicherungsleistungen
(1) Die Bezüge im Sinne des § 31 Abs. 2 Buchst, d, § 40 
Abs. 3 Buchst, d und § 41 Abs. 5 Buchst, d sind nicht zu 
berücksichtigen, wenn der Versorgungsrentenberech­
tigte die Ansprüche auf Leistungen aus dem Lebens­
versicherungsvertrag zu dem Teil an die Kasse abgetre­
ten hat, der dem Verhältnis der doppelten Summe der 
Zuschüsse, die ein Arbeitgeber im Sinne des § 55 Abs. 5 
geleistet hat, zu den insgesamt gezahlten Beiträgen 
entspricht. Für die Zeit, für die Arbeitgeberzuschüsse 
gezahlt worden sind, sind dabei höchstens die für diese 
Zeit insgesamt gezahlten Beiträge zu berücksichtigen. 
Hat der Versicherte für die Zeit, für die Arbeitgeberzu­
schüsse gezahlt worden sind, Beiträge zur freiwilligen 
Weiterversicherung oder zur Fortsetzung der freiwilli­
gen Versicherung in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung ohne Beteiligung des Arbeitgebers geleistet, so ist 
die Summe dieser Beiträge den insgesamt zur Lebens­
versicherung geleisteten Beiträgen hinzuzurechnen. 
Dies gilt nicht für Beiträge, die nach § 1255 b Abs. 2 RVO 
oder §32 b Abs. 2 AVG als Beiträge der Höherversiche­
rung gelten. Hat der Versorgungsrentenberechtigte die 
Leistungen aus dem Lebensversicherungsvertrag be­
reits erhalten oder hat er anderweitig über Rechte aus 
dem Lebensversicherungsvertrag verfügt oder sind die 
Rechte aus dem Vertrag gepfändet, so gelten die Sätze 
1 bis 3 sinngemäß, wenn er einen entsprechenden Be­
trag an die Kasse gezahlt hat.
(2) Der Antrag nach Absatz 1 kann nur innerhalb eines 
Jahres seit dem erstmaligen Beginn der Versorgungs­
rente gestellt werden.
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§ 94
Leistungen bei entgeltlicher Beschäftigung

(1) Hatte am 31. Dezember 1966 ein Versicherter, der 
berufs- oder erwerbsunfähig ist, bisher wegen einer ent­
geltlichen Beschäftigung keinen Anspruch auf Zusatz­
ruhegeld, so gilt der Versicherungsfall nach § 30 Abs. 1 
Buchst, a oder b als am 1. Januar 1967 eingetreten.
(2) Hatte am 31. Dezember 1966 ein Versicherter, der 
das 65. Lebensjahr vollendet hat, bisher wegen einer 
entgeltlichen Beschäftigung keinen Anspruch auf Zu­
satzruhegeld, so gilt der Versicherungsfall nach § 30 
Abs. 1 Buchst, d (in der bis 31. Dezember 1972 gültigen 
Fassung) als am 1. Januar 1967 eingetreten. Dies gilt 
nicht, wenn für das Arbeitsverhältnis Versicherungs­
pflicht nach § 20 Abs. 3 besteht.
(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 hatder Versicherte 
Anspruch auf Versorgungsrente, wenn für ihn bei Eintritt 
der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit oder bei Vollen­
dung des 65. Lebensjahres ein Zusatzpflichtversiche­
rungsverhältnis oder eine freiwillige Versicherung durch 
seinen Arbeitgeber bestanden hat und dies auch bis 
zum 31. Dezember 1966 der Fall gewesen ist oder der 
Versicherte bis zu diesem Tage weiterversichert gewe­
sen ist. Voraussetzung für den Anspruch auf Versor­
gungsrente ist ferner, daß für den Versicherten bis zum 
31. Dezember 1966 für mindestens 60 Kalendermonate 
Beiträge, die nach § 84 Abs. 1 als Pflichtbeiträge gelten, 
entrichtet worden sind; dies gilt nicht, wenn beim Ein­
tritt der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit die Wartezeit 
nach bisherigem Recht nicht erfüllt war, nach § 29 Abs. 
2 aber nun als erfüllt gelten würde.
(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 hat der Versicherte 
Anspruch auf Versicherungsrente, wenn er
a) im Zeitpunkt des Eintritts der Berufs- oder Erwerbs­

unfähigkeit oder bei Vollendung des 65. Lebensjah­
res weiterversichert oder beitragsfrei versichert war 
oder

b) am 31. Dezember 1966 beitragsfrei versichert gewe­
sen ist oder

c) ein Anspruch auf Versorgungsrente nach Absatz 3 
Satz 2 nicht gegeben ist.

(5) Steht nach Absatz 3 einem am 31. Dezember 1966 
weiterversichert gewesenen Versicherten ein Anspruch 
auf Versorgungsrente zu und hat die Weiterversiche­
rung während der ganzen Kalenderjahre 1964,1965 und 
1966 bestanden, so ist für die Anwendung des § 34 Abs. 
1 anstelle eines beitragspflichtigen Arbeitsentgelts für 
jedes Kalenderjahr der 14,5-fache Betrag der für dieses 
Kalenderjahr entrichteten Weiterversicherungsbeiträ­
ge anzusetzen. Entsprechendes gilt, wenn die Weiter­
versicherung nur während eines Teiles dieser drei Jahre 
bestanden hat, für den restlichen Teil dieser drei Jahre 
aber keine Beiträge im Sinne des § 84 Abs. 1 entrichtet 
wurden.
(6) Bei der Berechnung der Versorgungsrente in den 
Fällen des Absatzes 3 sind als Bezüge im Sinne des § 31 
Abs. 2 Buchst, a auch die Erhöhungen der Sozialversi­
cherungsrenten nach den Rentenanpassungsgesetzen 
bis zum 31. Dezember 1966 zu berücksichtigen. Die ge­
samtversorgungsfähige Zeit ist nach § 97 Abs. 5 und 
das gesamtversorgungsfähige Entgelt nach § 97 Abs. 6 
zu berechnen, wenn dies für den Versorgungsrentenbe­
rechtigten günstiger ist.

(7) Ein am 31. Dezember 1966 Weiterversicherter, der 
nach Absatz 3 Anspruch auf Versorgungsrente hat, er­
hält als Mindestversorgungsrente nach § 31 Abs. 3 min­
destens den Betrag, den er als Zusatzruhegeld erhalten 
hätte, wenn der Anspruch darauf am 31. Dezember 1966 
entstanden wäre. § 92 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entspre­
chend.
(8) Die Versorgungsrente oder die Versicherungsrente 
wird vom 1. Januar 1967 an auf Antrag gewährt.

§ 95
Sterbegeld

(1) (weggefallen)
(2) Stirbt ein Weiterversicherter oder ein aus einer Wei­
terversicherung Versicherungsrentenberechtigter, so 
wird Sterbegeld nach der bisher geltenden Satzung ge­
währt, wenn die Weiterversicherung spätestens am 
1. Januar 1967 begonnen hat; § 66 Abs. 6 ist nicht an­
wendbar. Die seit dem 1. Januar 1967 entrichteten Bei­
träge zur freiwilligen Weiterversicherung gelten dabei 
im Sinne der bisherigen Vorschriften über die Wartezeit 
als Weiterversicherungsbeiträge. Die Sätze 1 und 2 gel­
ten auch, wenn ein am 31. Dezember 1975 freiwillig Wei­
terversicherter beitragsfrei Versicherter wird.

§ 96
Ruhen der Versorgungsrente

§ 55 Abs. 5 gilt nicht für Berechtigte, die Versorgungsbe­
züge oder versorgungsähnliche Bezüge erhalten, auf 
die die Anwartschaft vor dem 1. Januar 1967 eingeräumt 
worden ist.

Abschnitt IV 
Umstellung der Kassenleistungen

§ 97
(unbesetzt)

§ 98
(unbesetzt)

Siebter Teil

§ 99
Inkrafttreten

Die Versorgungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1968 in Kraft. *)
*) Wortlaut der ursprünglichen Fassung. Für das Inkraft­
treten der Änderungen siehe § 2 der (1.) Änderungs-Ver­
ordnung vom 10. Juni 1969 (KGVBI. S. 52), § 2 der 2. Än­
derungs-Verordnung vom 16. Dezember 1969 (KGVBI. 
1970 S. 83), § 5 der 3. Änderungs-Verordnung vom 13. 
April 1971 (KGVBI. A. 81), § 2 der 4. Änderungs-Verord­
nung vom 22. Mai 1973 (KGVBI. S. 69), § 4 der 5. Ände­
rungs-Verordnung vom 29. März 1974 (KGVBI. S. 27), § 8 
der 6. Änderungs-Verordnung vom 22. Juni 1976 
(KGVBI. S. 73), § 4 der 7. Änderungs-Verordnung vom 
22. Dezember 1976 (KGVBI. 1977 S. 25) und § 4 der 8. 
Änderungs-Verordnung vom 20. Dezember 1977 
(KGVBI. 1978 S. 17), § 3 der 9. Änderungs-Verordnung 
vom 30. September 1980 (KGVBI. 1980 S. 170), § 3 der 10. 
Änderungs-Verordnung vom 14. Juli 1981 (KGVBI. 1981 S. 
75), § 4 der 11. Änderungs-Verordnung vom 1. Dezember 
1981 (KGVBI. 1982 S. 23).
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